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Sie lesen in dieser Ausgabe

„Es hat sich bewährt, an
das Gute im Menschen zu
glauben, aber sich auf das
Schlechteste zu verlassen“,
zitiert die Vorzimmerperle
den Schriftsteller Alfred
Polgar. Hintergrund dieser
Überlegung ist die Gefahr,
zunehmend in eine Repu-
blik der skurrilen Vorschrif-
ten abzudriften. Seite 19
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Amberg hat ein Museum für die Luft. Bei Kindern erfreuen sich
nicht nur Exponate wie der Luftflipper, sondern auch Luftba-
stelkurse im „Fliegenden Klassenzimmer“ größter Beliebtheit
(vgl. Seite 18). Foto: obx-news/Wolfgang Steinbacher

Einmal wie Sissy auf der Donau kreuzen: Die „Straße der Kaiser und Könige“ – der Donauab-
schnitt zwischen Regensburg, Passau und Wien – gehört zu den fünf ostbayerischen Traum-
straßen, die jedes Jahr hunderttausende Besucher in die Region locken. In kaum einer anderen
Region Deutschlands gibt es so viele Themenstraßen wie in Ostbayern – viele davon werden gera-
de jetzt im Herbst zu wahren Besuchermagneten. Glasstraße, Porzellanstraße, Hopfenstraße,
Bier- und Burgenstraße sowie die Straße der Kaiser und Könige. Ein dichtes, hunderte Kilometer
langes Netz an Straßen mit einmaligem Panorama, an Rad-, Wander- und Walking-Wegen sowie
zahlreiche Einkehr- und Besichtigungsmöglichkeiten machen die sechs Themenstraßen bei Ur-
laubern zunehmend interessant. Ostbayerns Gemeinden, Vermieterbetriebe und allen voran der
Tourismusverband haben in den letzten Jahren viel getan, um die Möglichkeiten zum traumhaf-
ten Themenurlaub weiter zu verbessern. Foto: obx-news

BKPV-Geschäftsbericht:

Bürokratische
Erschwernisse

Aktuelle Fragen aus der Prüfungs- und Beratungs-
tätigkeit bilden den Mittelpunkt des kürzlich vorge-
legten Geschäftsberichts 2007 des Bayerischen
Kommunalen Prüfungsverbands. Neben dem Eu-
ropäischen Beihilferecht werden die Themen EU-
Beihilfe und kommunale Wirtschaftsförderung,
Einzelfragen und Umsetzungshinweise zur doppel-
ten kommunalen Buchführung, Kommunalabgaben
in der Insolvenz des Abgabenschuldners sowie Stel-
lenbemessung im Melde-, Personenstands- und Aus-
länderwesen eingehend erläutert. Steuerliche Kurz-
beiträge sowie der Jahresabschluss kommunaler
Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen runden
diesen Berichtsschwerpunkt ab.

Die Erfüllung von Leistungen
der Daseinsvorsorge für die Bür-
ger gehört zum Kernbereich der
kommunalen Selbstverwaltung.
Die Finanzierung und Erbrin-
gung der Daseinsvorsorgelei-
stungen wird allerdings immer
mehr vom EU-Wettbewerbsrecht
bestimmt.Auch wenn diese Wett-
bewerbsvorschriften bis in die
Ursprünge des europäischen Ei-
nigungsprozesses zurückreichen,
so hat sich doch laut BKPV „die
Bereitschaft der EU-Organe, die-
sen Regelungen Geltung zu ver-
schaffen, in den vergangenen
Jahren enorm erhöht“.

Ausgehend von einer Ent-
scheidung des Europäischen Ge-
richtshofs hat die Kommission
mit dem am 29. November 2005
veröffentlichten Monti-Paket den
durch den EG-Vertrag vorgege-
benen rechtlichen Rahmen für
die Gewährung von Zuwendun-
gen an Unternehmen, die mit der
Wahrnehmung von Dienstleis-
tungen von allgemeinem wirt-
schaftlichen Interesse betraut
sind, ausgefüllt.

Daseinsvorsorge

Das Konzept der „Dienstleis-
tungen von allgemeinem wirt-
schaftlichen Interesse“ kann
zwar nicht mit dem Begriff „Da-
seinsvorsorge“ gleichgesetzt wer-
den; er geht jedoch in dieselbe

Richtung. Der Begriff ist weder
im Vertrag noch im abgeleiteten
Recht näher bestimmt.

Es herrscht jedoch weitgehend

esse der Allgemeinheit erbracht
werden und mit besonderen Ge-
meinwohlverpflichtungen ver-
bunden sind.

Die einzelnen Regelungen des
Monti-Pakets sind in vielen Punk-
ten interpretationsbedürftig und
haben nach den Erfahrungen des
Bayerischen Kommunalen Prü-

fungsverbands die Kommunen
bei der Erbringung ihrer Da-
seinsvorsorgeleistungen verunsi-
chert. Allgemeine Hilfestellung
bietet ihnen bislang die Bekannt-
machung des Innenministeriums
vom 2. August 2006.

Erheblicher Aufwand,
unklare Vorgaben

Nach Ansicht des BKPV ent-
hält das Monti-Paket für die
Kommunen „neue bürokratische
Erschwernisse, die einen nicht
unerheblichen Aufwand bei der
Erbringung von Daseinsvorsor-
geleistungen verursachen“. Die
„leider allzu häufig unklaren
Vorgaben aus Brüssel“ seien von

(Fortsetzung auf Seite 4)

Pressekonferenz des Bayerischen Städtetags:

Die Zeit drängt!
Schaidinger fordert vom Freistaat „klare Konzepte statt Ankündigungen“

„Die zentralen Orte brauchen ein stabiles Fundament. Der
Freistaat muss die Kommunen im Kommunalen Finanz-
ausgleich bei den Schlüsselzuweisungen so ausstatten, dass
sie die Vielfalt ihrer Aufgaben auch erfüllen können“, er-
klärte der Vorsitzende des Bayerischen Städtetags, Re-
gensburgs Oberbürgermeister Hans Schaidinger, bei einer
Pressekonferenz in München. Die Städte dürften nicht
zum Gegner des ländlichen Raums stilisiert werden.

„Das Bild, wonach die reichen
Städte im Überfluss schwimmen,
während die Landgemeinden am
Hungertuch nagen, ist schief.
Wenn wir den ländlichen Raum
effizient fördern wollen, müssen
wir eine bessere Finanzausstat-
tung der Gemeinden mit zen-
tralörtlicher Funktion erreichen“,
sagte Schaidinger. Der Freistaat
müsse erkennen, dass die Förde-
rung von strukturschwachen Re-
gionen nicht über das bisherige
Maß hinaus im Kommunalen Fi-
nanzausgleich erfolgen kann.
Wer strukturschwache Regionen
fördern will, müsse Strukturpoli-
tik betreiben. Dies sei eindeutig
Sache des Freistaats und dürfe

nicht zu Lasten der übrigen
Kommunen gehen.

Alles aus einer Hand

Beim Thema „Hilfe zur Pfle-
ge“ wiederum scheint laut Städ-
tetagsvorsitzendem der Reform-
zug „in die falsche Richtung zu
fahren“. „Der Städtetag hätte
gerne für Pflegebedürftige und
Behinderte eine konsequente Lö-
sung gesehen: nämlich alles aus
einer Hand, alles in den Händen
der kreisfreien Städte und der
Landkreise.“ Das Ergebnis sei
ein Kompromiss: Die Eingliede-
rungshilfe für Menschen mit Be-
hinderung ist seit Januar 2008

ambulant und stationär gebün-
delt bei den Bezirken, der Voll-
zug liegt aber teilweise noch bei
Städten und Landkreisen. Soweit
Schritt 1. Schritt 2 aber stehe
noch aus: Eigentlich, so Schai-
dinger, sollte die Hilfe zur Pflege
zum Jahr 2009 auf Landkreise
und kreisfreie Städte verlagert
werden.

schen Pflege brauchen, sollen sie
möglichst schnell und effizient
Hilfe bekommen - und zwar vor
Ort“, so der Verbandschef. „Das
Rathaus ist den Menschen näher
als die Bezirksverwaltung. Der
Bürgermeister ist näher am Bür-
ger als der Bezirkstagspräsi-
dent.“ Es seien die Städte, die in
der ambulanten Hilfe zur Pflege
am besten in der Lage sind, für
Senioren das örtliche Netz in der
Pflegehilfe weiter auszubauen.

Den Einwand, dass 96 örtliche
Träger der Sozialhilfe (25 kreis-
freie Städte und 71 Landkreise)
die Verhandlungen mit den
Heimträgern nicht schultern kön-
nen, hält der Städtetag in diesem
Zusammenhang für nicht stich-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Helmut Stanglmayr,
Geschäftsführender Direktor
des BKPV.

OB Hans Schaidinger.

Gute Bedingungen
für alte Menschen

„Es geht den Städten nicht
darum, Zuständigkeit anzuhäu-
fen. Aber es geht darum, für Se-
nioren möglichst gute Bedingun-
gen zu schaffen. Wenn alte Men-

Übereinstimmung dahin gehend,
dass er sich auf wirtschaftliche
Tätigkeiten bezieht, die im Inter-
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Bürgermeister Alfred Ostermeier
85113 Böhmfeld

am 23.9.

Bürgermeister
Walter Scharwies

63755 Alzenau
am 27.9.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Johann Schrott

92269 Fensterbach
am 17.9.

Bürgermeister Michael Stampfer
85117 Eitensheim

am 24.9.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Thomas Unhoch

91625 Schnelldorf
am 17.9.

Bürgermeister Wilhelm Schneider
96126 Maroldsweisach

am 19.9.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister
Gerhard Loy

95234 Sparneck
am 25.9.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Georg Sterzer

82386 Oberhausen
am 17.9.

Bürgermeister
Dieter Zehendner

97539 Wonfurt
am 20.9.

Bürgermeister Richard Müller
95503 Hummeltal

am 29.9.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister
Johann Sailer

92559 Winklarn Opf.
am 17.9.
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AAbb iinn ddiiee SSoonnnnee!!

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Kompetenzpartnerschaft für
den ländlichen Raum

Leipheim, Lkr. Günzburg - Die Zukunftssicherung der
ländlichen Räume ist eine der zentralen politischen Aufga-
ben im Freistaat. Wie Landwirtschaftsminister Josef Miller
bei der Eröffnung der 2. Regionalkonferenz zur Entwick-
lung des Ländlichen Raums in Leipheim erklärte, setzt die
Staatsregierung dabei auf die Kompetenzpartnerschaft von
Regionen, Gemeinden, Bürgern, Landwirten und Wirt-
schaftsbeteiligten.

Der ländliche Raum müsse sich vielen Herausforderungen,
wie dem Strukturwandel in der Landwirtschaft, dem demogra-
phischen Wandel und der Verschärfung des ökonomischen Wett-
bewerbs stellen. „Da müssen alle zusammenarbeiten“, betonte
der Minister vor rund 80 Teilnehmern aus Schwaben und dem
westlichen Oberbayern. Ziel seiner Politik sei es, vitale Dörfer
weiterzuentwickeln sowie eine flächendeckende Landbewirt-
schaftung zu erhalten.

Als kompetente Partner und Ratgeber leisten laut Miller die
Verwaltungen für Ländliche Entwicklung sowie die Ämter für
Landwirtschaft und Forsten mit ihren maßgeschneiderten Ent-
wicklungs-, Förder- und Umsetzungsstrategien Hilfe zur Selbst-
hilfe. Dies gelte auch für viele Probleme, die nur durch inter-
kommunale Zusammenarbeit gelöst werden können. Miller:
„Dabei werden die Kräfte in guter Nachbarschaft gebündelt,
gleichzeitig bleiben die Eigenständigkeit und die Identität der
Gemeinden gewahrt.“ Die gute Kooperation aller Beteiligten,
der Verwaltungen und der Planungsträger ermögliche es, zu-
sammen mit den Fördermitteln des Freistaats den ländlichen
Raum zu stärken. Zur Unterstützung der kommunalen Entwick-
lung und einer flächendeckenden Landbewirtschaftung leiste
nicht nur die Flurneuordnung mit ihrer einzigartigen Bodenord-
nung einen wesentlichen Beitrag. Allein für die Dorferneuerung
stehen dem Minister zufolge dieses Jahr über 70 Millionen Eu-
ro bereit - so viel wie nie zuvor.

Integration und
Chancengerechtigkeit fördern

Bildungsqualität wird zum Start des Kindergartenjahres weiter verbessert
Anstellungsschlüssel jetzt bei 1:11,5 / Basiswert auf rund 830 Euro angehoben

Vorkurse Deutsch um 80 auf 240 Stunden erweitert

Zum Start in das neue Kindergartenjahr wird eine Reihe an
Bildungsinitiativen wirksam. Darüber hat Sozialministerin
Christa Stewens im Kabinett berichtet. „Durch die Verbesse-
rung der pädagogischen Rahmenbedingungen mit einem neu-
en förderfähigen Anstellungsschlüssel von 1:11,5 statt bisher
1:12,5 wird mehr Raum für Bildung und Erziehung geschaf-
fen. Auch die Sprachförderung für Kinder mit Migrationshin-
tergrund wird intensiviert: Die ‚Vorkurse Deutsch’ werden
nun um 80 auf insgesamt 240 Stunden erweitert. Damit stär-
ken wir Integration und fördern Chancengerechtigkeit von
früher Kindheit an“, erläuterte Stewens.

Zur Umsetzung dieser Qua-
litätsinitiativen und weiterer Än-
derungen wurde die Verordnung
zur Ausführung des Bayerischen

Kinderbildungs- und -betreu-
ungsgesetzes mit Wirkung vom
1. September 2008 geändert.

Neuer Basiswert

„Bildungsqualität ist dem
Freistaat viel Geld wert. Der
neue Basiswert für die kindbezo-
gene Förderung steigt auf 829,90
Euro. Die Mehrkosten hierfür in
Höhe von 20,6 Millionen Euro
jährlich tragen je zur Hälfte die
Kommunen und der Freistaat“,
erläuterte die Ministerin.

Durch die Verbesserung kön-
nen die Träger Stewens zufolge
Teilzeitverträge aufstocken oder
mehr Personal beschäftigen.
Bayernweit betrachtet ent-
spricht die Anhebung rund 530
zusätzlichen Stellen. „Das sind
wöchentlich über 20.000 Stun-
den mehr Zeit für Kinder, Zeit

für Bildung, Elternarbeit und
Zusammenarbeit mit der Schu-
le“, so Stewens.

Deutschkenntnisse

In Bayern wird kein Kind
mehr eingeschult, das nicht über
ausreichende Deutschkenntnisse
verfügt. Durch die Erweiterung
der Vorkurse verbessern wir die
sprachliche Förderung und eb-
nen so den Übergang in die
Schule. Die Förderung beginnt
bereits eineinhalb Jahre vor der
Einschulung. Je zur Hälfte wer-
den die Vorkurse von Lehrkräf-
ten der Grundschulen und vom
Fachpersonal der Einrichtungen
angeboten“, betonte die Ministe-
rin. Damit Vorkurse angeboten
werden können, erhalten die Trä-
ger für jedes Kind mit Migrati-
onshintergrund eine um 30 Pro-
zent erhöhte Förderung. Ste-
wens: „Die Kosten für die Er-
weiterung der Vorkurse über-
nimmt der Freistaat in vollem
Umfang. An die Träger werden
hierfür rund 1,6 Millionen Euro
jährlich ausgereicht.

Jeder Träger kann pro Vor-
kurskind mit zusätzlich über 100
Euro im letzten Kindergartenjahr
vor der Einschulung rechnen.“

Erster „Unterfränkischer Umweltbildungstag“:

Der Schlüssel zum Erfolg
Staatskanzleichef Sinner als Festredner

Auf Einladung von Regierungspräsident Dr. Paul Beinhofer sind
Akteure der Umweltbildung und geladene Gäste des öffentli-
chen Lebens zum ersten „Unterfränkischen Umweltbildungs-
tag“ in der Würzburger Residenz zusammengekommen. Die
Festreden hielten Staatskanzleichef Eberhard Sinner und Mari-
on Löwenfeld von der ANU (Arbeitsgemeinschaft Natur- und
Umweltbildung) Bayern.

Bereits zu Beginn hatten die
Gäste in einer Ausstellung die
Gelegenheit, die Vielfalt der
Umweltbildung in Unterfranken
kennen zu lernen. Die ersten
Posten vor der Residenz waren
ARNE, ein Bauwagen des Bund
Naturschutz Main-Spessart, und
das Klimobil der Umweltstation
KJG (Katholische Junge Ge-
meinde)-Haus. Alle weiteren
Einrichtungen präsentierten sich
im Fürstensaal mit unterschied-
lichsten Schwerpunktthemen.

In Festreden und einer Podi-
umsdiskussion wurde die enor-
me Bandbreite der Umweltbil-
dungsangebote dargestellt. Da-
bei ging es nicht nur um die Lei-
stungen der Einrichtungen, son-
dern auch um die Notwendigkeit
einer sicheren finanziellen Basis.

Freiwilligkeit,
Eigenverantwortung
und Kooperation

Wie Staatsminister Sinner er-
läuterte, ist der unterfränkische
Umwelttag „ein Ausweis für die
weit reichenden Umweltbil-
dungsaktivitäten in meiner unter-
fränkischen Heimat“. Freiwillig-
keit, Eigenverantwortung und
Kooperation seien im Natur- und
Umweltschutz die Schlüssel zum
Erfolg. Naturschutz könne weder
von oben nach unten verordnet
werden, noch müsse er alle ge-
sellschaftlichen Gruppen beteili-
gen, um nachhaltige Erfolge zu
erzielen. Wie erfolgreich die Ver-
netzung in Fragen der nachhalti-
gen Entwicklung, des Umwelt-
und Klimaschutzes funktioniere,
zeigten etwa die bayerische Kli-
maallianz und der Umweltpakt
Bayern, der kürzlich Halbzeitbi-
lanz hatte. Sinner: „Freiwillig-
keit, Eigeninitiative und Eigen-
verantwortung setzen mehr Kräf-

te frei, als sie der Staat jemals al-
lein aufbringen könnte!“

Je früher Umweltbildung be-
ginne, desto besser, fuhr Sinner
fort. Da persönliche Erfahrungen
einen Menschen mehr prägten
als alles angelernte Wissen, sei
das individuelle Naturerlebnis
durch nichts aufzuwiegen. Denn
eines sei klar: „Ohne Kenntnis
erwächst kein Verständnis.“ Des-
halb fördere der Freistaat Projek-
te, die das Bewusstsein für nach-
haltige Entwicklung durch prak-
tische Anschauung und direktes
Erleben wecken - gerade auch
bei jungen Menschen.

Umweltstationen

In allen Regierungsbezirken
würden 42 anerkannte Umwelt-
stationen durch ein eigenes Pro-
gramm mit insgesamt rund 2

Mio. unterstützt. Dabei liege
ein besonderer Schwerpunkt der-
zeit auf schulischen Projekten.
Doch die Umweltstationen böten
darüber hinaus für jeden an-
schauliche Naturerlebnisse: „Mit
jährlich mehr als 8.000 Veran-
staltungen werden über eine hal-
be Million Besucher erreicht“,
wie Sinner betonte.

BayernTour Natur

Eine besondere Rolle in der
Umweltbildung spiele hier die
BayernTour Natur. Was einst als
bayernweiter Aktionstag begann,
sei heute Deutschlands größte
Umweltbildungsaktion. Auch
die Bayerische Klimawoche An-
fang Juni 2008 stelle ein großar-
tiges Beispiel für Kooperation in
der Umweltbildung dar. Bayern-
weit hätten die Partner der Kli-
ma-Allianz und weiterer Organi-
sationen rund 500 interessante
und spannende Aktionen für
Jung und Alt wie Entdeckungs-
touren in freier Natur, Ausstel-
lungen, Filme, Wettbewerbe
oder Beratungstage durchge-

führt. Der verantwortungsvolle
und nachhaltige Umgang mit
den Ressourcen stehe auch im
Mittelpunkt der Kampagne
„WasSerleben 2008“: Seit dem
Start im April hätten bereits über
20.000 Bürger an den Angeboten
teilgenommen. Noch bis 4. Ok-
tober laufe diese gemeinsame
Kampagne der 91 bayerischen
Einrichtungen und Netzwerke,
die das Qualitätssiegel „Umwelt-
bildung.Bayern“ tragen.

Unverzichtbare Partner

Die Kommunen bezeichnete
Sinner in diesem Zusammen-
hang als „unverzichtbare Part-
ner in der Bildung für nachhalti-
ge Entwicklung“. In Bayern
wurden bislang mehr als 800
Agenda 21-Prozesse gestartet.
Als Hilfe zur Selbsthilfe sind
dazu rund 250 Kommunen mit
insgesamt 1,7 Mio. finanziell
gefördert worden. Um die
Kommunen bei der Umsetzung
der Agenda 21 darüber hinaus
zu unterstützen, wurde im No-
vember 2007 das „Netzwerk
Nachhaltige Bürgerkommune“
gestartet. Aktive Kommunen
finden darin eine Plattform für
nachhaltige Entwicklung mit
spezifischen Angeboten zur Bil-
dung, Vernetzung und Kommu-
nikation. DK

Dauerbeflaggung möglich
Die Dauerbeflaggung von bayerischen Behörden kann jetzt von
den Kommunen übernommen werden, erklärte Peter Welnho-
fer, der Leiter des Arbeitskreises für Verfassungs-, Rechts- und
Parlamentsfragen der CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag.

„Damit wollen wir der Identifi-
kation unserer Bürgerinnen und
Bürger Ausdruck verleihen“, so
der CSU-Politiker. Das Innenmi-
nisterium hat in einem Schreiben
an die Kommunen auf diese
Möglichkeit hingewiesen. Seit
dem 17. Juni, dem früheren Tag
der deutschen Einheit, werden
wie zuvor schon der Bayerische
Landtag auch die Staatskanzlei,
alle Staatsministerien sowie die
Regierungen und der Verwal-
tungsgerichtshof dauerbeflaggt.

„Bei der Fußballeuropamei-
sterschaft und auch schon vor
zwei Jahren bei der Fußballwelt-
meisterschaft wurden wir alle
Zeugen, mit welch glühender
Leidenschaft die Menschen Flag-

ge zeigen, ohne dass eine Spur
von Überheblichkeit zu spüren
gewesen wäre“, so Welnhofer. Im
Straßenbild würden die Flaggen
in Deutschland genauso selbst-
verständlich wahrgenommen wie
beispielsweise in den USA oder
in Frankreich. „Was früher als an-
rüchig hingestellt wurde, ist heu-
te Bestandteil eines gesunden,
weltoffenen und toleranten Pa-
triotismus“, sagte Welnhofer.

Er könne den Kommunen des-
halb nur empfehlen, dem Beispiel
der bayerischen obersten Landes-
behörden zu folgen und die Baye-
rische Staatsflagge, die Bundes-
flagge und soweit möglich auch
die Europaflagge zum Beispiel
vor dem Rathaus zu hissen.

Langzeitarbeitslose in der Pflege:

Umgang mit Demenzkranken
ist anspruchsvoll

Angesichts der aktuellen Diskussion um den Einsatz von Lang-
zeitarbeitslosen zur Pflege demenzkranker Menschen hat der
Deutsche Landkreistag (DLT) mehr Augenmaß in der hitzigen
Debatte angemahnt.

DLT-Präsident Landrat Hans
Jörg Duppré (Südwestpfalz):
„Viele Demenzkranke brauchen
zusätzliche Unterstützung über
die rein pflegerischen Leistun-
gen hinaus. Dennoch sollte nicht
vergessen werden, dass der Um-
gang mit Demenz anspruchsvoll
ist und ein hohes Maß an Moti-
vation erfordert. Daher muss
sorgfältig geprüft werden, wie
die neuen gesetzlichen Möglich-
keiten zur Schaffung zusätzli-
cher Unterstützung für Demenz-
kranke genutzt werden können.“

Hohe Sensibilität

Duppré verdeutlichte zudem,
dass der soziale Umgang mit De-
menz eine hohe Sensibilität er-
fordere und ausgesprochen bela-
stend sein könne. „Pflegefachli-
che Anleitung ist daher das A
und O und darf nicht nur eine
Nebenrolle spielen, um mög-
lichst viele Langzeitarbeitslose
in Arbeit zu bringen. Ziel ist viel-
mehr eine zusätzliche Betreuung
und Begleitung für die demenz-
kranken Menschen.“

Beispielsweise hätten die Op-
tionskommunen, die Hartz IV in
Eigenregie umsetzen, ein beson-
deres Auge darauf, dass langzeit-
arbeitslose Menschen für den je-

weiligen Job nicht nur qualifi-
ziert würden, sondern auch per-
sönlich geeignet und motiviert
seien. „Wir tragen für die Pflege-
bedürftigen ebenso Verantwor-
tung wie für die eingesetzten Ar-
beitslosen. Und die Optionskom-
munen wissen, wovon sie spre-
chen: Bereits in der Vergangen-
heit gab es etwa Qualifizierungs-
maßnahmen zur Alltagsassistenz
für Demenzerkrankte.

Neue Arbeitsplätze

Auf diesem Gebiet können
auch neue Arbeitsplätze entste-
hen“, so Duppré. Zum Hinter-
grund: Die Landkreise treten für
die Weiterentwicklung der Ver-
sorgungsstrukturen und Versor-
gungskonzepte insbesondere für
demenzkranke Pflegebedürftige
ein. Sie sind nicht nur für die
Altenhilfe und die Hilfe zur
Pflege für diejenigen Menschen,
die die Pflegekosten nicht allei-
ne tragen können, verantwort-
lich. Sie sind auch Träger kom-
munaler Einrichtungen. Mit der
zum 1. Juli 2008 in Kraft getre-
tenen Pflegereform hat der Ge-
setzgeber für den Einsatz zu-
sätzlicher Betreuungskräfte in
Pflegeheimen neue Mittel zur
Verfügung gestellt.

Musterklage gegen Steuernummern
Gegner der einheitlichen Steuernummern für alle Bundesbürger
haben nach einem Bericht des Nachrichtenmagazins „Der Spie-
gel“ eine Musterklage am Finanzgericht Köln eingereicht. Die
Klage wegen der Zuteilung einer Steueridentifikationsnummer
richte sich gegen das Bundeszentralamt für Steuern in Bonn.

Wegen der grundsätzlichen
Bedeutung könne der Rechts-
streit bis vor das Bundesverfas-
sungsgericht gehen, bestätigte
ein Sprecher des Finanzgerichts
dem Magazin (Az.:2K 2822/08).

Angst vor gläsernem Bürger

Die Musterklage sei von der
„Humanistischen Union“ vorbe-
reitet worden, so der Spiegel
weiter. Deren Sprecher Sven Lü-
ders sagte dem Magazin: „Wir
fürchten, dass mit der einheitli-
chen Steuernummer ein Per-
sonenkennzeichen geschaffen

wird, das nach und nach die Er-
kenntnisse verschiedener Be-
hörden über jeden Einzelnen
abrufbar macht - von den Punk-
ten in Flensburg bis hin zu an-
steckenden Krankheiten.“ Mit
der Klage solle zumindest er-
reicht werden, dass die neuen
Nummern nur für Aufgaben des
Finanzamts verwendet werden
dürfen. Die Nummern mit elf
Ziffern werden seit Anfang Au-
gust an alle Bundesbürger -
auch Babys und Kleinkinder -
verschickt. Die Steueridentifi-
kationsnummer gilt ein Leben
lang.
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Liebe Leserinnen
und Leser,

der seit Mitte der 60er Jah-
re des 20.Jahrhunderts be-
kannte und teilweise drasti-
sche Rückgang der Bevölke-
rung im ländlichen Raum, ins-
besondere entlang des struk-
turschwachen Grenzkammes
zur tschechischen Grenze,
wird neuerdings auch noch
durch den Wegfall der Pend-
lerpauschale und die exorbi-
tant hohen Treibstoffkosten
verschärft und beschleunigt.

Die Bemühungen betroffener Gemeinden,
diesen Rückzug aus den „Restgebieten“ abseits
von Zentren zu stoppen, scheitern oft nicht nur
am eigenen Unvermögen, sondern auch an ei-
ner falschen politischen Weichenstellung. Viele

Fern- und Nahpendler, beispielsweise aus dem
bayerischen Wald, überlegen zu Recht, wie lan-
ge sie sich den Luxus der täglichen Fahrt vom
Wohnort zum weit entfernten Arbeitsplatz in
Dingolfing oder Deggendorf bei Spritpreisen,
die sich auf 2,- /Liter zu bewegen, noch leisten
können und ob es nicht doch besser wäre, direkt
am Arbeitsort zu wohnen. Parallel zu dieser fol-
genschweren Entwicklung streicht man noch
die Steuervergünstigungen auf dem Weg zur Ar-
beit und zieht damit den Pendlern gleich in
zweifacher Hinsicht die Daumenschrauben an.
Das Maß ist voll! Zur Abwanderung wegen der
Strukturschwäche, der fehlenden Verkehrsan-

bindung über ÖPNV-Angebo-
te und der Zweitwohnsitzsteu-
er bei den Schülern und Stu-
denten kommt jetzt noch der
Exodus über die Energiepreis-
spirale. Und so es ist den Men-
schen nicht zu verdenken, dass
sie ihren Landgemeinden den
Rücken kehren und sich immer
mehr dorthin orientieren, wo
sie die (vermeintlich) bessere
Lebenssituation vorfinden.

Es war ein großer Fehler,
die Pendlerpauschale im Jah-
re 2007 ab dem ersten Kilome-
ter abzuschaffen und stattdes-

sen eine Härtefallregelung für Fernpendler ein-
zuführen. Es wäre aber ein noch größerer Feh-
ler jetzt abzuwarten, bis diese krasse Fehlent-
scheidung von Verfassungshütern wieder aus-
gebügelt wird. Hier muss im Interesse der vie-
len Arbeitnehmer aus dem ländlichen Raum
schnell korrigierend eingegriffen werden. Mit
der Wiedereinführung der Pendlerpauschale
oder dem alternativen Wegfall der Ökosteuer
ließen sich zwar nicht alle Defizite auf einmal
beseitigen, aber man könnte damit das Ruder
noch herumreißen und denjenigen ein Entlas-
tungssignal geben, die dringend darauf ange-
wiesen sind, die ohne eigenes Autos, ohne eige-
ne Mobilität in der Existenz gefährdet wären.
Der Vorschlag von Staatsminister Erwin Huber,
wieder zur alten Regelung zurückzukehren,
kann daher nur uneingeschränkt unterstützt
werden. Das kann aber nur der erste Schritt zur
Entlastung sein, weil damit der schon fast täg-
lich steigende Mehraufwand für Fahrten zur
Arbeitsstätte nicht einmal mehr annähernd aus-
geglichen werden kann.

Auch das wäre ein wichtiger Beitrag zur oft
propagierten Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse im ländlichen Raum.

Ihr Heinrich Lenz

KolumneGZ Stefan Rößle

Abwanderungstendenz aus
dem ländlichen Raum wird
durch hohe Treibstoffkosten

noch verstärkt

Föderalismusreform 2:

Wird es ernst mit den neuen
Bund-Länder-Finanzbeziehungen?

Von Dr. Georg Simnacher, Altlandrat und Altbezirkstagspräsident

Auf der Grundlage der Empfehlungen der Föderalismuskom-
mission 1 wurden die Reformvorschläge zur Vereinfachung ei-
ner klareren Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern
vor zwei Jahren in Kraft gesetzt. Die Länder wurden, vor allem
im Bildungsbereich, in ihrer Zuständigkeit gestärkt. Erstaunlich
ist dennoch, wie stark vor kurzem auch führende Bundespoliti-
ker nach mehr Einheitlichkeit im deutschen Schul- und Bil-
dungswesen riefen. Es war schon damals klar, dass nun die Re-
form der Bund-Länder-Finanzbeziehungen kommen muss.

Der Bundestag und der Bun-
desrat haben deshalb am 15. De-
zember 2006 eine gemeinsame
Kommission zur Modernisie-
rung der föderalen Finanzbe-
rechnungen eingesetzt. Sie hat
den Auftrag, Vorschläge zur Mo-
dernisierung der Bund-Länder-
Finanzbeziehungen zu erarbei-

und Länder - letztere auch als
Garanten für alle Kommunen -
mit einem strukturellen Haus-
haltsausgleich im Mehrjahres-
zeitraum, gelten eine Reihe von
Thesen. Eine Eingrenzung der
Neuverschuldungsmöglichkei-
ten soll künftigen Haushaltskri-
sen vorbeugen. Ein Konsolidie-

liebe Geld wird es zum Schwure
im deutschen Föderalismus kom-
men. Gerade bei der föderalen
Finanzverfassung entscheidet
sich, wie es mit dem Bundesstaat
weitergeht. Wie viel Solidarität
muss es im Föderalismus geben,
wie viel Hilfe kann ein ärmeres
Land von anderen Gliedstaaten
verlangen?

Wenige Geber-, aber
viele Empfängerländer

Der jetzige Länderfinanzaus-
gleich ist verknotet, kompliziert,
undurchschaubar. Es gibt nur
noch wenige Geberländer: Ba-
den-Württemberg, Hessen, Bay-
ern, Hamburg, Nordrhein-West-
falen - letzteres mit nur noch ei-
nem sehr geringen Betrag. Ihnen
stehen elf Empfängerländer ge-
genüber mit Berlin (fast drei
Milliarden Euro) an der Spitze.
Bayern, ein in den Anfangsjah-
ren der Bundesrepublik Deutsch-
land deutliches Empfängerland,
zahlt heuer ca. zweieinhalb Mil-
liarden Euro oder ca. 200 Euro je
Einwohner an die übrigen Bun-
desländer.

Entflechtung und
stärkere Leistungsanreize

Entflechtung und stärkere Lei-
stungsanreize müssen die Ziel-
marken der Reform des Finanz-
gefüges werden. Mehr Wettbe-
werb im Bundesstaat muss renta-
bel sein. Dies setzt möglichst
gleichwertige Länder voraus.
Sechzehn Bundesländer, teilwei-
se kleiner als die bayerischen
Bezirke und überwiegend Emp-
fänger im Länderfinanzausgleich
sind nicht mehr die angemes-
sene föderalistische Gliederung
Deutschlands für die Bildung ei-
nes gemeinsamen Europas.

Artikel 29 des Grundgesetzes
sieht die Neugliederung als
Möglichkeit vor. Doch ist dies
wegen der erforderlichen Volks-
abstimmungen ein überaus zä-
hes, wenn nicht fast über-
menschliches Thema. Anderer-
seits kommt in dem Beharren auf
die eigene Landeskompetenz die
Sehnsucht der Bürger nach re-
gionaler, bürgerfreundlicher Nähe
zu den zuständigen politischen
Organen zum Ausdruck.

Diese könnte nach meiner
Meinung in der Abwägung zwi-
schen leistungsfähigen Bundes-
ländern und regionaler Bürger-

ten, mit dem Ziel, diese den ver-
änderten Rahmenbedingungen
innerhalb und außerhalb Deutsch-
lands, insbesondere für die
Wachstums- und Beschäftigungs-
politik, anzupassen. Dieser Auf-
trag hat auch für das Verhältnis
der Länder zu ihren Kommunen
beachtliche Rückwirkungen. Die
Eigenverantwortung der Gebiets-
körperschaften und ihre aufgaben-
adäquate Finanzausstattung sol-
len gestärkt werden.

Kompromisse

Die Vorschläge der beiden
Vorsitzenden der Kommission,
Ministerpräsident Günther H.
Oettinger (Baden-Württemberg)
und der Fraktionsvorsitzende der
SPD-Bundestagsfraktion Dr. Pe-
ter Struck, wurden am 23. Juni
2008 vorgelegt. Inzwischen sind
vier Arbeitsgruppen beauftragt,
Textvorschläge für die Änderung
des Grundgesetzes und anderer
Gesetze zu erarbeiten. Noch im
Herbst dieses Jahres will die
Kommission ihre Ergebnisse
dem Bundestag und dem Bun-
desrat vorlegen. Die Kommis-
sionsvorsitzenden sind sich be-
wusst, dass eine Einigung von
allen Beteiligten Kompromisse
abverlangt. Sie appellieren des-
halb an alle, den Vorschlag nicht
nur an den eigenen Interessen,
sondern an den mit dem Reform-
projekt verbundenen Fortschrit-
ten für den Gesamtstaat zu mes-
sen, was vor allem für die beste-
henden Vereinbarungen wie den
Solidarpakt 2 für die neuen Län-
der gelten müsse.

Nachhaltige
Haushaltsentwicklung

Bei den Finanzthemen muss
zentrales Ziel der Föderalismus-
reform sein, für die Zukunft eine
nachhaltige, auf Dauer tragfähi-
ge Haushaltsentwicklung in
ganz Deutschland zu ermögli-
chen. Einigkeit besteht darüber,
die bisherigen Vorgaben des
Grundgesetztes zur Haushalts-
wirtschaft in Bund und Ländern
und zu den Grenzen der Kredit-
aufnahmen zu überprüfen und
weiterzuentwickeln. Für die
Schuldengrenze in einem ge-
meinsamen Rahmen für Bund

rungspakt wird vorgeschlagen,
weil einige Länder nicht aus ei-
gener Kraft einen dauerhaft
strukturell ausgeglichenen Haus-
halt erreichen können.

Eigenanstrengungen

Diesen sollen im Rahmen ver-
bindlicher Vorgaben und nach
Maßgabe allgemeiner Kriterien
finanzielle Hilfen angeboten
werden, die von zusätzlichen Ei-
genanstrengungen in mindestens
gleichem Umfang abhängig
sind. Die Frage der Altschulden-
tilgung halten die Vorsitzenden
der Kommission für dauerhaft
zwingend erforderlich, aber der-
zeit noch nicht für lösbar. Sie
müssen nach Senkung der
Schuldenstandsquote als erstem
logischen Schritt in einer mittel-
bis langfristigen Perspektive
nach Erreichen der strukturell
ausgeglichenen Haushalte ange-
gangen werden. Die Flucht in
die Verschuldung soll künftig
versperrt sein. Deswegen wer-
den Vorschläge zur Steuerauto-
nomie von Bund und Ländern
unterbreitet.

Aufgabenentflechtung

Bei den Verwaltungsthemen,
die mittelbar finanzielle Auswir-
kungen auf die Haushalte von
Bund und Ländern haben, wird
das Ziel angestrebt, durchAufga-
benentflechtung, Bündelung von
Aufgaben, Standardisierung und
Verbesserung der Zusammenar-
beit die Eigenverantwortung der
Gebietskörperschaften zu stär-
ken. Besonders soll ein gesetz-
lich verankertes Benchmarking
im Rahmen des Frühwarnsys-
tems eingerichtet werden. Als
nicht mehrheitsfähig wird die
Übertragung der Steuerverwal-
tung auf den Bund angesehen.
Dagegen sollen Verbesserungen
im Steuerrecht erarbeitet werden.

Streitpunkte tun sich noch im
Justizbereich, z. B. bei der Pro-
zesskostenhilfe und der Kosten-
freiheit in der Sozialgerichtsbar-
keit auf. Die nächsten Monate
werden zeigen, ob die neue Ge-
meinschaft in der Gesamtfinanz-
verantwortung den deutschen
Bundesstaat zukunftsgerecht be-
leben kann. Beim Streit um das

nähe dadurch gewonnen werden,
dass in den größer werdenden
Ländern dritte kommunale Ebe-
nen mit demokratischer Reprä-
sentanz eingeführt werden, wie
sie in Bayern seit 180 Jahren mit
den Bezirken bestehen. Der
Bundesstaat in Deutschland
muss subsidiär belebt werden.
Wir brauchen einen europataug-
lichen Föderalismus. Eine Bun-
desrepublik Deutschland mit
starken selbstbewussten Regio-
nen hätte in einem solchen Euro-
pa weit bessere Chancen als ein
Zentralstaat.

Länder müssen
stärker werden

Wir brauchen keinen Totalum-
bau des Staates. Der Föderalis-
mus muss nur sein Gleichge-
wicht wieder finden. Hier hilft
nur eine weitergehende Tren-
nung der Aufgaben von Bund
und Ländern mit entsprechenden
Finanzgrundlagen. Die Länder

müssen stärker werden. Auch
Europa geht eine Gratwande-
rung zwischen Einheit und Viel-
falt. Könnte Deutschland nicht
bei der Entwicklung des europäi-
schen Föderalismus Pate stehen?
Der größte föderal aufgebaute
Mitgliedsstaat der EU ist wie
kein zweiter berufen, der EU für
einen intelligenten Ausgleich
zwischen Unitarismus und Fö-
deralismus Vorbild zu sein.

Lebendige Vielfalt

Scheitert der Föderalismus
schon bei uns in einem über-
schaubaren nationalen Rahmen,
so werden die anderen EU-Mit-
glieder einer Bundesstruktur für
Europa keine Zukunft geben.
Führt die Krise des Föderalismus
zu einer solchen in ganz Europa,
so verliert auch die EU ihre ein-
zige Entwicklungsoption zum
Europa der Regionen, dem Euro-
pa der lebendigen Vielfalt und
muss scheitern.

Tag der Heimat
Beckstein: Bayern steht fest an der Seite der Heimatvertriebenen, Aussiedler
und Spätaussiedler / Freistaat wird kulturelle Förderung deutlich aufstocken

Der Freistaat Bayern steht fest an der Seite der Heimatvertrie-
benen, Aussiedler und Spätaussiedler. Das bekräftigte Minister-
präsident Günther Beckstein in Coburg beim Zentralen Tag der
Heimat. „Die 2,7 Millionen Heimatvertriebenen, Aussiedler und
Spätaussiedler, die seit 1945 nach Bayern gekommen sind, ha-
ben viel dazu beigetragen, dass Bayern zu dem geworden ist,
was Bayern heute ist, das führende Land in Deutschland und ei-
ne der wohlhabendsten Regionen Europas. Der Vorsprung Bay-
erns ist mit ihr Werk. Und sie haben die Demokratie in unserem
Land mit aufgebaut und sich immer zur Mitte der Gesellschaft
bekannt. Aus ihren bitteren Lebenserfahrungen mit Diktaturen
sind sie gefeit gegen Ideologen von Links und Rechts. Sie sind
und bleiben der vierte Stamm Bayerns.“

Beckstein sieht es als Aufgabe
von Bund und Ländern, Ge-
schichte und Kultur der ehemali-
gen deutschen Siedlungsgebiete
zu bewahren: „Geschichte und
Kultur der Siedlungsgebiete ist
integraler Bestandteil der deut-
schen Geschichte. Bayern wird
deutlich die Förderung für das
Haus des Deutschen Ostens er-
höhen, der Anlaufstelle für die
kulturelle Förderung der Hei-
matregionen. Und wir setzen uns
für die Errichtung eines Sudeten-
deutschen Museums in Mün-

chen ein.“ Zudem wird das Kul-
turzentrum der Ostpreußen in El-
lingen aufgewertet und gestärkt.
„Die Heimatvertriebenen be-
wahren aber nicht nur die Erin-
nerung an die alte Heimat, son-
dern wollen Brücken dahin bau-
en und in ihrer alten Heimat ak-
tiv werden. Hier zeigt sich echte
Heimatliebe und Versöhnungs-
wille. Mit Europa ist die alte
Heimat nähergerückt“, machte
der Ministerpräsident deutlich
und sicherte seine Unterstützung
zu. „Dort, wo Vertreibungen

stattgefunden haben, müssen sie
auch als Unrecht benannt wer-
den. In Offenheit und Wahrheit
liegt der Kern für Verständi-
gung.“

Realisierung des Zentrums
gegen Vertreibungen

Auch für eine zügige Realisie-
rung des Zentrums gegen Ver-
treibungen will sich Beckstein
einsetzen. „Vergangene Woche
hat die Bundesregierung endlich
beschlossen, dass in Berlin diese
Dokumentations-, Erinnerungs-
und Forschungsstätte entsteht.
Es ist Zeit geworden, für einen
solchen Ort, 63 Jahre nach
Flucht und Vertreibung. Es wird
ein Ort der Begegnung und Ver-
söhnung wie der Erinnerung an
die eigenen Opfer. Wir dürfen
niemals die Lehren vergessen,
die uns die Opfer der Vertrei-
bung hinterlassen: Vertreibungen
sind zu ächten, das Heimatrecht
muss geachtet werden.“

180 Jahre Bezirke
in Bayern

König Ludwig I. setzte auf
Regionalisierung

Vor 180 Jahren veränderte Kö-
nig Ludwig I. die Verwaltungs-
struktur Bayerns grundlegend.
Die sieben historischen Kultur-
regionen des Landes, die heuti-
gen Bezirke, wurden per Gesetz
im August 1828 gegründet.
„Kommunale Selbstverwaltung
und Partizipation der Bürger an
hoheitlichen Entscheidungspro-
zessen waren damit möglich,
Bayern trat mit einer dritten
kommunalen Ebene den Weg in
die Moderne an“, betonte Be-
zirkstagspräsident Manfred
Hölzlein, der Präsident des Ver-
bandes der bayerischen Bezirke,
anlässlich des runden Geburtsta-
ges der bayerischen Bezirke.

Vielfältiges Engagement

Die Aufgaben der Bezirke, die
seit 1946 in der Bayerischen Ver-
fassung verankert sind, wuchsen
seit ihrer Gründung gewaltig.
Heute sind sie Träger der über-
örtlichen Sozialhilfe, sie engagie-
ren sich für Menschen mit Behin-
derungen, leisten Eingliederungs-
hilfe oder Hilfe zur Pflege in Al-
tenheimen. Sie sind Träger von
Förderschulen oder Berufsfach-
schulen, und sie tragen Verant-
wortung für die Versorgung psy-
chisch kranker Menschen. Die
Denkmal-, Kultur- und Heimat-
pflege ist ihre dritte Hauptaufga-
be. Neben eigenen Einrichtun-
gen, wie den Freilichtmuseen, un-
terstützen sie zahlreiche überre-
gional bedeutsame Veranstaltun-
gen, Theater oder Museen.

Die Bezirkstage, die am 28.
September 2008 von den Bürge-
rinnen und Bürger neu gewählt
werden, sind, so Präsident Hölz-
lein, als „Kultur- und Sozialpar-
lamente ein zentrales Element
des innerbayerischen Föderalis-
mus“. Die Regionalisierung und
nicht die Zentralisierung habe,
wie die 180-jährige Geschichte
der Bezirke beweist, den außer-
ordentlichen kulturellen Reich-
tum und das engmaschige sozia-
le Netz in Bayern ermöglicht.
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(Fortsetzung von Seite 1)
den Kommunen umzusetzen,
möge man den Inhalt der Anfor-
derungen und den dafür notwen-
digen Aufwand auch kritisch be-
urteilen. Die Risiken, die bei ei-
ner fehlenden oder mangelhaften
Umsetzung drohten, seien erheb-
lich. Kommunen, die Unterneh-
men mit gemeinwohlbezogenen
Dienstleistungen betrauen und
hierfür Ausgleichsleistungen er-
bringen, seien gehalten, Aus-
gleichsleistungen auf EU-Beihil-
ferechtskonformität zu überprü-
fen und diese Unternehmen ge-
gebenenfalls mit entsprechenden
Betrauungsakten auszustatten.
Positiv sei abschließend festzu-
halten, „dass die Voraussetzun-
gen in der Praxis zumeist erfüll-
bar sein dürften“, so der Prü-
fungsverband.

Beihilfeproblematik

Was die Themen EU-Beihilfe
und kommunale Wirtschaftsför-
derung anbelangt, so bleibt nach
Auffassung des BKPV festzu-
halten, „dass über die Beihilfe-
problematik nach wie vor eine
Mischung aus Unkenntnis und
Unsicherheit vorherrscht“. Ver-
einzelt werde aber auch trotz
Kenntnis der Vorschriften über
die EU-Beihilferegelungen hin-
weggesehen. „Es wäre jedoch
verfehlt, hier ausschließlich den
Kommunen oder kommunalen
Körperschaften die alleinige Ver-
antwortung für die Nichtbeach-
tung oder Unkenntnis der Beihil-
fevorschriften zuzuweisen“,
stellt der Prüfungsverband fest.
Prüfungen vor Ort und Ge-
spräche mit Kommunalvertre-
tern hätten gezeigt, dass mehrere
Faktoren von Bedeutung sind.

So sei zunächst die kommuna-
le Tagespolitik von Flexibilität

und Spontaneität geprägt. Für
die Vertreter der Kommunen
werde der Umstand, dass ein
Notifizierungsverfahren bei der
EU-Kommission eine erhebli-
che Vorlaufzeit in Anspruch
nimmt, häufig als praxisfremd
und nicht akzeptabel angesehen.
Hinzu komme, dass von den
Vertretern der Kommunen häu-
fig beklagt wird, dass verwert-
bare Informationen zu den Bei-
hilfevorschriften kaum oder nur
spärlich existieren. Daneben
werde die Frage aufgeworfen,
welche „Stelle“ in Bayern über-
haupt Auskünfte zur Beihilfe-
problematik erteilen kann.

EU-eigener Sprachstil,
unklare Konstellationen

Fakt sei, dass soweit eine Kom-
mune im Einzelfall eine andere
Stelle (z. B. BKPV) zur Beurtei-
lung in beihilferechtlicher Hin-
sicht einschaltet, von dieser Stelle
nur eine unverbindliche Einschät-
zung abgegeben werden kann.
Eine rechtsverbindliche Entschei-
dung bei einem konkreten Einzel-
fall könne letztlich nur die Eu-
ropäische Kommission treffen.
Die (wenigen) Veröffentlichun-
gen zu der Thematik seien einer-
seits nahezu unbekannt, zum an-
deren beantworteten sie häufig
nicht die Fragen, die sich in der
kommunalen Praxis ergeben.

Darüber hinaus erfordere das
Studium der EU-Rechtsquellen
eine gewisse Überwindung,
sich durch zeitintensive Recher-
chen die Vorschriften zu besor-
gen und sich mit den - durch ei-
nen eigenen Sprachstil gepräg-
ten - Regelungen zu beschäfti-
gen. Häufig bleibe ein Gefühl
der Unsicherheit zurück, ob
man den Inhalt des Gesetzes-
wortlauts und die Systematik

Bürokratische Erschwernisse ...
der Regelungen verstanden hat.

Die Zulässigkeit kommunaler
Maßnahmen, die eine (mögli-
che) EU-Beihilfeproblematik
beinhalten, beurteilt sich laut
BKPV zunächst nach nationa-
lem Recht. Das bedeutet, dass
kommunale Aktivitäten nicht
nur nach Kommunal-, Haus-
halts-, Abgabenrecht und gege-
benenfalls weiteren nationalen
Rechtsvorschriften, sondern zu-
sätzlich nach EU-Beihilferecht
zu beurteilen sind. Dies führe in
der Praxis zu Fallkonstellatio-
nen, wonach zum Beispiel eine
Maßnahme zwar nach natio-
nalem Recht zulässig, jedoch
nach EU-Beihilferecht unzuläs-
sig oder zumindest notifizie-
rungspflichtig ist. Derartige Er-
gebnisse seien teilweise schwer
vermittelbar.

Immer mehr
kommunale Aufgabenfelder

Grundsätzlich, so der Prü-
fungsverband, sei die Tendenz
erkennbar, dass das EU-Beihilfe-
recht auf immer mehr kommuna-
le Aufgabenfelder anzuwenden
ist und damit an Bedeutung ge-
winnt. Dabei zeige sich teilweise
die EU-Beihilfeproblematik bei
den einzelnen Fallgestaltungen
erst auf den zweiten (oder drit-
ten) Blick. Die EU-Beihilfever-
stöße könnten wegen möglicher
Schadensersatzforderungen,
Rückabwicklungen sowie Haf-
tungsfragen unter Umständen er-
hebliche finanzielle Folgen nach
sich ziehen. „Deshalb werden die
Kommunen zwangsläufig ihr
Verwaltungshandeln zunehmend
auf die EU-Beihilferegelungen
abzustimmen haben.“ Die
Kenntnis der Grundzüge des EU-
Beihilferechts sei hierbei uner-
lässlich. DK

(Fortsetzung von Seite 1)
haltig. Bei den Verhandlungen
der Sozialhilfeträger mit den
Heimen für Kinder- und Jugend-
hilfe hätten sich vier professio-
nelle Verhandlungsteams bestens
bewährt. „Es würden also nicht
mehr Ansprechpartner, sondern
weniger“, erklärte Schaidinger.

Kein neues Personal
einstellen

Der Städtetag forderte die Be-
zirke auf, bis zur endgültigen
Entscheidung kein neues Perso-
nal einzustellen, sondern den
Vollzug der Eingliederungshilfe
vorerst im Wege der Delegation
auf Ebene von Städten und
Landkreisen zu belassen. Die
Bezirke dürften in der gegenwär-
tigen Übergangsphase keine
vollendeten Tatsachen schaffen.

In punkto Krippenausbau for-
derte Schaidinger den Freistaat
auf, sich auch an den Kosten für
den Betrieb zu beteiligen.
Während bei den Investitionen
der Freistaat seine Mittel verdop-
pelt habe, schauten die Kommu-
nen bei den Betriebskosten bis-
lang in die Röhre. „Wir sind be-
reit, unseren Teil zu schultern“,
machte der Städtetagschef deut-
lich. Fair wäre es seiner Ansicht
nach, „wenn Bund, Freistaat und
Kommunen jeweils ein Drittel
der Kosten für den Betrieb von
Krippen tragen würden“.

Die Zeit drängt, sollen doch
bereits ab dem 1. Januar 2009
für die zusätzlichen Krippenplät-
ze Fördermittel des Bundes zur
Verfügung stehen. „Der erste
Schritt ist gelungen. Wenn jetzt
nicht auf die Investitionskosten
der zweite Schritt mit den Be-
triebskosten folgt, würde den

Städten und Gemeinden die Si-
cherheit für die Planung des wei-
teren Krippenausbaus fehlen“,
meinte Schaidinger.

Klare Konzepte

Beim Thema Ganztagsschule
plädiert der Bayerische Städtetag
für „klare Konzepte statt Ankün-
digungen“. Das Kultusministeri-
um müsse endlich Nägel mit
Köpfen machen. Wenn der Staat
den Ausbau der Ganztagsschule
proklamiert, müsse er einen kon-
kreten Plan vorlegen. Der Städ-
tetag baut darauf, dass auf dem
von Ministerpräsident Beckstein
angekündigten Bildungsgipfel
ein erster Entwurf dieses Plans
diskutiert wird.

Bei den Hauptschulen beab-
sichtigt die Staatsregierung eine
Umsetzung bis zum Schuljahr
2012/2013 an 600 Standorten.
Das ist Schaidinger zufolge zu
spät und erfasst nicht alle Haupt-
schulen. Die Verzögerung werfe
in der Folge noch weitere Proble-
me auf: „Wenn es an einem Ort
eine Ganztagsschule gibt, am an-
deren Ort aber nicht, wandern die
Schüler zu der Schule mit dem
besseren Ganztagskonzept. Hier
muss der Staat zulegen.“

Bei den Grundschulen gibt der
Staat ein Ausbauziel von 500
vor. Bei 2300 staatlichen Grund-
schulen ist auch dieses nach Auf-
fassung des Städtetags zu wenig.
Erwartet wird ein Angebot, das
dem Bedarf von Schülern und
Eltern gerecht wird. Der konkre-
te Bedarf müsse ermittelt wer-
den. Noch völlig im Dunkeln
seien die Ausbauziele bei den
Gymnasien, Realschulen und
Wirtschaftsschulen. Schaidinger:
„Wir brauchen konkrete Aussa-

gen, von welchem Bedarf der
Staat ausgeht. Deshalb fordern
wir einen Ausbauplan und einen
Stufenplan.“

Mittel für Ganztagsschulen

Darüber hinaus dürfe der
Staat die gebundene Ganztags-
schule nicht nur verkünden,
sondern müsse sie tatsächlich
einführen, forderte der Vorsit-
zende: „Es darf nicht dazu kom-
men, dass im Kleingedruckten
die Kommunen wieder als Aus-
fallbürgen herhalten müssen,
wenn dem Staat die Mittel für
Ganztagsschulen fehlen. Lange
genug haben die Kommunen
Vorleistungen erbracht.“ Schuli-
sche Ganztagsplätze seien in
Bayern bislang überwiegend
von kommunalen und freien
Trägern geschaffen worden, al-
so nicht vom Staat.

Individuelle Förderung

Tatsache sei, dass Ganztags-
schulen Kinder individuell för-
dern und intensiveres Lernen er-
möglichen. Der ganztägige Auf-
enthalt in der Klassengemein-
schaft helfe bei der Vermittlung
sozialer Kompetenzen. Dies
könne nur die gebundene Ganz-
tagsschule, also ein rhythmisier-
ter Unterrichtstag, der den
Pflichtunterricht auf den Vormit-
tag und den Nachmittag verteilt.
Dazwischen lägen Erholungs-
und Bewegungsphasen. Auch
die Sprachentwicklung könne
besser gefördert werden. „Es ist
mittlerweile unstrittig, dass die
gebundene Ganztagsschule lei-
stungsfähiger ist als das her-
kömmliche System“, hob Schai-
dinger abschließend hervor. DK

Zehn Forderungen der Städte und Gemeinden …
… an Landtag und Staatsregierung zur Landtagswahl

1.Der Staat muss ein detailliertes Gesamtkon-
zept für den landesweiten, bedarfsgerechten

Ausbau und die Finanzierung der Ganztagsschu-
le vorlegen. Die Hauptschule ist umgehend
flächendeckend als berufsorientierte und gebun-
dene Ganztagsschule auszubauen.

2.Der Staat muss ein Drittel der Betriebsko-
sten der zusätzlich 60.000 Krippenplätze

übernehmen. Das Mittagessen für alle Kinder ist
sicherzustellen. Die Jugendsozialarbeit muss als
gemeinsame Aufgabe von Staat und Kommunen
anerkannt, ausgebaut und hälftig finanziert wer-
den. Die Seniorenarbeit bedarf stärkerer staatli-
cher Unterstützung. Ambulante und stationäre
Hilfe zur Pflege gehören in eine Hand und müs-
sen bei den kreisfreien Städten und Landkreisen
gebündelt werden.

3.Die Finanzierung kommunaler Aufgaben
muss gesichert werden. Der Staat hat das

Konnexitätsprinzip umzusetzen, auch bei den
Personalkosten. Die Beteiligung der Kommunen
an den staatlichen Einnahmen ist zu erhöhen. Die
Gewerbesteuer muss erhalten bleiben.

4.Die kommunale Daseinsvorsorge muss „eu-
ropafest“ werden. Die Staatsregierung ist

aufgefordert, die kommunale Selbstverwaltung
und Daseinsvorsorge gegenüber der Brüsseler
und Straßburger Regulierungsmanie zu schüt-
zen. Die Zukunft der Stadtwerke ist zu sichern.

5.Städte und Gemeinden brauchen staatliche
Investitions- und Förderprogramme, die den

Einsatz erneuerbarer Energien weiter vorantrei-
ben und eine systematische und flächendecken-
de Sanierung des Gebäudebestands unterstützen.
Benötigt wird eine Rechtslage, die die Nutzung
erneuerbarer Energien in Haushalten und Ge-
werbebetrieben sicherstellt.

6.Der Staat muss die städtischen Theater min-
destens genauso bezuschussen wie seine ei-

genen Theater. Die von den Kommunen getra-
genen Volkshochschulen nehmen zunehmend
die Aufgabe von Bildungslotsen wahr und müs-
sen deshalb besser vom Staat gefördert werden.

7.Das kommunale Eigentum an den Sparkas-
sen muss erhalten bleiben. Der Freistaat ist

gehalten, mit den Kommunen auf eine zügige
Konsolidierung der Landesbank hinzuarbeiten.

8.Der Einheitliche Ansprechpartner nach der
EU-Dienstleistungsrichtlinie muss bei den

Kommunen angesiedelt werden.

9.Zentrale Orte sind in ihrer Versorgungsfunk-
tion durch Änderung des Landesentwick-

lungsprogramms beim Einzelhandel zu stärken.

10.Der Staat muss die Einführung neuer
Technologien in den Kommunen durch

Übernahme der Kosten für den Betrieb des neu-
en Digitalfunks und Bereitstellung von eGovern-
ment-Basiskomponenten unterstützen. DK

Die Zeit drängt ...

PPP-Projekte bieten Chancen
für den Mittelstand

Neue Untersuchung identifiziert Public Private Partnership-Projekte
als wachsendes Betätigungsfeld auch für mittelständische Unternehmen

Berlin. Mittelständische Betriebe (KMU) sind überproportio-
nal stark als (Haupt-)Auftragnehmer an kleineren PPP-Pro-
jekten beteiligt. Bei größeren Projekten sind sie vor allem als
Nachunternehmer „in der zweiten Reihe“ einbezogen. Auf der
zweiten und folgenden Ebene übernehmen sie durchschnittlich
70 bis 80 Prozent der Arbeiten. Deutlich mehr als die Hälfte
der durch diese Projekte erzielten Wertschöpfung bleibt in der
jeweiligen Region.

Dies sind die Kernergebnisse
der neuen Untersuchung „PPP
und Mittelstand“, die das Deut-
sche Institut für Urbanistik (Di-
fu) in Kooperation mit dem In-
stitut für Site und Facility Mana-
gement GmbH (ISFM) erarbei-
tete. Die Forscher untersuchten
dabei vor allem, ob PPP-Projek-
te so ausgestaltet sind, dass sie
gleiche Beteiligungschancen für
den Mittelstand eröffnen und in
welchem Umfang der Mittel-
stand bisher an bereits laufenden
PPP-Projekten beteiligt ist.

Zwei Ziele

Im Rahmen dieser von der
PPP Task Force im Bundesmini-
sterium für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung sowie der
PPP-Task Force im Finanzmini-
sterium des Landes Nordrhein-
Westfalen in Auftrag gegebenen
Studie wurden im ersten Halb-
jahr 2007 30 ausgewählte PPP-
Hochbauprojekte in Deutschland
untersucht. Die Studie verbindet
zwei Themen von hoher Aktua-
lität: Die wachsende Bedeutung
von Public Private Partnership-
Projekten sowie das politische
Ziel der „Förderung“ von mittel-
ständischen Unternehmen.

Die Ergebnisse der Studie zei-
gen einerseits, dass die These der
„Mittelstandsfeindlichkeit“ von
PPP nicht aufrechterhalten wer-
den kann, dass andererseits

durchaus Verbesserungspoten-
ziale in der mittelstandsgerech-
ten Ausgestaltung der PPP-Pro-
jekte bestehen.

Schwellenwert
bei 15 Millionen Euro

Die immer wieder geäußerte
Vermutung, dass es einen Zu-
sammenhang zwischen Projekt-
volumen und Mittelstandsbetei-
ligung gäbe, konnte trotz der
vergleichsweise kleinen Zahl un-
tersuchter Projekte statistisch
eindrucksvoll bestätigt werden.
In großen Projekten finden sich
praktisch keine KMU als Haupt-
auftragnehmer, auch nicht als
Partner in Konsortien. Dafür
sind mittelständische Betriebe
als (Haupt-)Auftragnehmer an
kleineren PPP-Projekten über-
proportional stark beteiligt. Der
(weiche) Schwellenwert, bis zu
dem die Projekte mittelstandsge-
eignet erscheinen, liegt nach der
Studie jedoch nicht bei den viel-
fach in Fachliteratur und Praxis
genannten zehn Millionen, son-
dern bei etwa 15 Millionen Euro.

Die Hälfte geht an KMUs

Die Hälfte aller untersuchten
Projekte weist ein geringeres In-
vestitionsvolumen als 15 Millio-
nen Euro auf. Das entspricht et-
wa dem bundesweiten Durch-
schnitt. Gleichzeitig sind damit

auch in 47 Prozent der Projekte
KMU als Hauptauftragnehmer
zum Zuge gekommen, entweder
als Beteiligte an den Bieterkon-
sortien oder (in sechs Fällen) als
alleiniger PPP-Auftragnehmer.

Nimmt man die Investitions-
volumina der Projekte zum
Maßstab, ergibt sich ein anderes
Bild. Etwa 81 Prozent der PPP-
Investitionsvolumina der dreißig
untersuchten Projekte wurden
danach in Projekten realisiert, in
denen auf der ersten Ebene keine
KMU einbezogen sind. Auch
dieses Ergebnis folgt aus der Af-
finität mittelständischer Unter-
nehmen für kleinere Projektvo-
lumina.

Optimierungspotenziale

Zwar hat sich das Investitions-
volumen in der Studie als das
wesentliche „Erklärungsmerk-
mal“ für die Beteiligungswahr-
scheinlichkeit von KMU als
Hauptauftragnehmer herausge-
stellt. Dennoch weisen die Er-
gebnisse der Untersuchung auch
auf erhebliche Optimierungspo-
tenziale im Hinblick auf die mit-
telstandsgerechte Ausgestaltung
von PPP-Projekten hin: zum
Beispiel im Hinblick auf die Be-
reitstellung von Informationen
im Vorfeld einer Ausschreibung
oder die Verlängerung der Aus-
schreibungsfristen.

Zusammenarbeit

Ein erfreuliches Ergebnis der
Studie ist schließlich, dass die
Zusammenarbeit in den PPP-
Projekten nach Einschätzung so-
wohl der öffentlichen Auftragge-
ber als auch der privaten Auftrag-

nehmer weitgehend positiv und
partnerschaftlich verläuft. Auch
wenn die Zufriedenheit insge-
samt relativ hoch ist, werden aus
Sicht der öffentlichen Auftragge-
ber die Leistungen der großen
Unternehmen tendenziell besser
beurteilt. Dies ist ein Hinweis
darauf, dass KMU als Auftrag-
nehmer von PPP teilweise noch
professioneller agieren müssten.

Die ausführlichen Ergebnisse
sind als Sonderveröffentlichung
erschienen (als Printfassung für
12,90 Euro und zum Download
kostenfrei).
Die Untersuchung im Internet:

PPP und Mittelstand. Unter-
suchung von 30 ausgewählten
PPP-Hochbauprojekten in
Deutschland

http://www.difu.de/publikatio-
nen/liste.phtml?kategorie=Son-
derveröffentlichungen.

Oberbayern ist erdgeschichtliche
Schatzkammer

630 Geotope aus 250 Millionen Jahren / Mittenwalder
Buckelwiesen in Bestenliste der Naturwunder Bayerns

Mit mehr als 630 Geotopen
aus 250 Millionen Jahren Erdge-
schichte zählt Oberbayern zu
den geologisch vielfältigsten Re-
gionen im Freistaat. Das betonte
Umweltminister Otmar Bern-
hard in Mittenwald bei der Ver-
leihung des Geotop-Gütesiegels
an die Buckelwiesen. Bernhard:
„Die Buckelwiesen bei Mitten-
wald sind bereits das 14. ober-
bayerische Geotop, das in die
ewige Bestenliste der 100 schön-
sten Naturwunder Bayerns auf-
genommen wurde.“ Voraus ge-
gangen ist eine landesweite Er-
fassung von bizarren Felsfor-

men, dunklen Höhlen, aufgelas-
senen Steinbrüchen und tiefen
Quellen, um sie als eindrucks-
volle Naturschöpfungen der
Nachwelt zu erhalten. Seit über
20 Jahren untersuchen und be-
werten die Geologen des Lan-
desamts für Umwelt rund 3.000
Geotope; davon ein Fünftel aus
Oberbayern. „Naturschutz hat in
Bayern lange Tradition. Bereits
1840 verfügte König Ludwig I.
den Schutz der Weltenburger En-
ge bei Kelheim. Geotope sind
Zeugen der Vergangenheit, die
uns die Zukunft lehren können“,
so der Minister.
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| Infrakredit Kommunal |

NEU!

Damit machbar wird, was denkbar ist.

Der Infrakredit Kommunal der LfA Förderbank Bayern –
beste Konditionen für Kommunen
Die Attraktivität des Wirtschaftsstandorts Bayern zu stärken und zu fördern, ist unser Ziel. Daher
bieten wir ab sofort für Kommunen, kommunale Eigenbetriebe und Zweckverbände den Infrakredit
Kommunal an – in Kooperation mit der KfW Förderbank. Eine neue Finanzierungsmöglichkeit für
Investitionen in den Bereichen Wasserversorgung, Abwasserentsorgung und Verkehrsinfrastruktur,
die mit stark zinsverbilligten Konditionen auf Ihr Interesse stoßen wird. Besuchen Sie unsere
Internetseite www.lfa.de oder rufen Sie unsere Spezialisten an unter 089/21 24-24 84. Wir sind
für Sie da.
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Saubere Lösung: Unterflur-Sammelbehälter-Systeme

Unterflur-Sammelbehältersysteme von H&G:

Für ein attraktives Stadtbild
Entsorgung der Wertstoffsammelstellen einmal anders:

sauber, unauffällig und unterirdisch
Die Gemeinde Feldkirchen, im Landkreis München, Regie-
rungsbezirk Oberbayern, gelegen, hat sich vor einiger Zeit für
Unterflur-Sammelbehältersysteme entschieden. In der 6200
Einwohner Gemeinde kam es in der Vergangenheit immer wie-
der zum Unmut in der Bevölkerung über die Lärmentwicklung
und zunehmende Vermüllung der oberirdischen Depotcontai-
ner, die meist ein Schandfleck für ihre Umgebung waren.

Im Zuge eines Neubaugebiets
wurde in der Gemeinde 2001
erstmalig die Chance ergriffen,
diesem Problem entgegenzu-
steuern und die Wertstoffsam-
melstellen unterirdisch einzu-
richten.

Mit den Unterflur-Sammel-
behältersystemen zeigt man, dass
es auch anders geht. Statt massi-
ger Depotcontainer sieht man nur
noch kleine, unauffällige Einfüll-
stutzen. Man hört nichts, riecht
nichts und sieht kaum etwas. Al-
les ist unter der Erde, das Stadt-
bild ist in Ordnung.

Beispiele für
erfolgreichen Einsatz

In der Zwischenzeit wurden
bereits zahlreiche weitere Stand-
orte mit Unterflur-Systemen aus-
gestattet, wie z. B. in der We-
stenstraße im Jahr 2006 und in
der Emeranstraße seit Juli 2008.
Auch einige umliegende Ge-
meinden wie Aschheim, Haar,
Unterföhring und Vaterstetten
setzen bereits seit einiger Zeit
mit Erfolg Unterflursysteme
von H&G ein.

Ideale Verbindung
zwischen Ästhetik und
Umweltschutzgedanken

Mit dem H&G Unterflur-
Sammelbehältersystem Europa
ist eine ideale Verbindung zwi-
schen ästhetischem Design und
Umweltschutzgedanken gefun-
den. Wertstofftrennung bleibt
ein wichtiges Thema, doch die
Umsetzung glückt nicht immer.
Wertstoffsammelstellen können
sich durch ihre Optik und Funkti-
on auch angenehm in die Wohn-

umgebung einfügen und dabei
designbewusste Stadtplaner wie
Anwohner zufrieden stellen.

Praktische Befüllung

Von außen betrachtet sind die
H&G Unterflur-Sammelstellen
klein und durch eine verbesserte
Lärmdämmung sowie extra
großen Einwurfklappen leise
und praktisch zu befüllen. Sie
sorgen für ein sauberes, aufge-
räumtes und damit attraktives
Stadtbild. Das eigentliche Sam-
melbehältersystem liegt unter
der Erde, mit einem Volumen
von 3 bis 5 m³ und profitiert
durch sein vielseitiges und si-
cheres Schachtsystem. Das Sy-
stem lässt sich flexibel an den
Nutzerbedarf anpassen, da die
einzelnen Elemente jederzeit
auf Papier-, Glas- oder Restmüll
umrüstbar sind.

Kostenvorteil

Extra große Einwurfklappen
sorgen für eine gleichmäßige
Verteilung des Wertstoffabfalls
im Behälter. Somit kann der
vorhandene Platz von bis zu
5 m³ Sammelvolumen pro
Behälter voll ausgenutzt wer-
den. Gleichzeitig ergibt sich
daraus ein Kostenvorteil, da das
Sammelbehältersystem seltener
geleert werden muss.

Lange Lebensdauer

Eine robuste Ausführung ga-
rantiert eine lange Lebensdauer
mit geringen Wartungskosten und
ermöglicht eine „Rund-um-die-
Uhr“-Nutzung durch Schall-
dämmung. Die Entsorgung ist

einfach und vollzieht sich für die
Entsorger im praktischen Ein-
mannbetrieb. Der Sammelbehälter
wird ganz komfortabel vom Fah-
rerhaus aus an den Haken genom-
men und entleert. Zur Auswahl
stehen alle Hakensysteme, die
kompatibel mit den gängigen Ent-
leerungssystemen sind. Während
des Entsorgungsvorgangs fährt ei-
ne Sicherheitsplattform automa-
tisch an die Oberfläche und deckt
den offenen Schacht sicher ab. Ein
kluges Entsorgungskonzept -
schnell, sauber, gefahrlos.

H&G Entsorgungssysteme
GmbH entwickelt seit 15 Jahren
Unterflur-Sammelbehältersy-
steme und inzwischen gibt es
viele schöne Beispiele von bun-
des- und europaweiten H&G-
Installationen. Denn H&G ist
einer der führenden Anbieter
und kann den nationalen wie in-
ternationalen Kunden ein Kom-
plett-Paket anbieten: Von der
Beratung, Planung und Produk-
tion bis hin zur Montage und In-
betriebnahme vor Ort für indivi-
duelle Kundenlösungen. So ist
H&G beispielsweise ebenso in
der Lage, vorhandene ältere
Standorte, auch von Mitbewer-
bern, auf aktuelle Produkte von
H&G umzurüsten.
H&G Entsorgungsysteme
GmbH, Tel. 02736/50960,
www.hg-systems.com

Blick auf den Baufortschritt: Statt massiger Depotcontainer sieht man wie hier in Feldkirchen nur noch kleine, unauffällige
Einfüllstutzen (Bild rechts). Die Verbindung zwischen ästhetischem Design und Umweltschutzgedanken ist ideal.

Abfallverbrennung:

Kein Gegner der
Abfallvermeidung

Neues Hintergrundpapier des Umweltbundesamtes

Die Abfallverbrennung steht einer Vermeidung der Abfälle
nicht entgegen. Zu diesem Ergebnis gelangt das Umweltbun-
desamt (UBA) in einem neuen Hintergrundpapier. „Das Prin-
zip der Vermeidung hat weiterhin Vorrang vor der Verwertung
und Beseitigung des Abfalls“, betont der Präsident des UBA,
Prof. Dr. Andreas Troge.

Die thermische Nutzung der
Abfälle sei gleichwohl unver-
zichtbarer Bestandteil einer
nachhaltigen Abfallwirtschaft,
denn Abfallverbrennungsanla-
gen (MVA) leisteten einen
wichtigen Beitrag zum Klima-
schutz und zur Schonung natür-
licher Ressourcen. Dies erga-
ben Untersuchungen des UBA
und verschiedener Umweltfor-
schungsinstitute.

Da in einer Konsumgüterge-
sellschaft auch weiterhin Abfäl-
le anfallen werden, bleibt die
thermische Behandlung der Ab-
fälle, die nicht anderweitig ver-
wertbar sind, auch künftig not-
wendig und sinnvoll. Der eu-
ropäische Vergleich zeigt Troge
zufolge, dass Länder mit einer
fortschrittlichen Abfallwirt-

schaft sowohl einen hohen An-
teil der Abfallverbrennung als
auch hohe Quoten der stoffli-
chen Verwertung aufweisen –
etwa Dänemark und die Nieder-
lande. Demnach steht die Ab-
fallverbrennung hohen Recyc-
lingquoten nicht im Weg.

Deutliche Einsparung

Die Abfallverbrennung sei ei-
ne umweltverträgliche Mög-
lichkeit der Abfallentsorgung,
soweit die Abfälle nicht ander-
weitig verwertbar sind. Mit der
in MVA erzeugten Energie
ließen sich fossile Energieträger
wie Kohle oder Öl ersetzen. Das
spare jährlich etwa 9,75 Millio-
nen Tonnen CO2 in Deutsch-
land. Die Nettoentlastung ver-
miedenen Kohlendioxids liege
– wegen des fossilen Anteils im
Abfall und des Fremdenergie-
bezugs – bei knapp 4 Millionen
Tonnen CO2. Diese Menge ent-
spreche den CO2-Jahresemis-
sionen von etwa 1,6 Millionen
Pkw.

Höhere Materialeffizienz
vonnöten

Vorrangiges Ziel ist und bleibt
es laut UBA jedoch, Abfall so-
weit wie möglich zu vermeiden.
Dafür bedürfe es vor allem einer
höheren Materialeffizienz bei
der Herstellung der Produkte: Je
weniger Material bei der Pro-
duktion nötig ist, desto geringer
seien die Abfallmengen. Insbe-
sondere sei allerdings ein Um-
denken der Konsumenten erfor-
derlich. So gebe es eine Reihe
von Möglichkeiten, Waren und
Dienstleistungen intensiver zu
nutzen und damit Abfall zu ver-
meiden - etwa selten genutzte
Geräte auszuleihen statt zu kau-

Bayernweite Abfallgebühren:

Bamberg rangiert
unter den Top 10

Der Landkreis Bamberg zählt bei den Abfallgebühren zu den
zehn günstigsten Städten bzw. Landkreisen in Bayern. Dies hat
eine aktuelle Studie des bayerischen Umweltministeriums er-
geben. Landrat Dr. Günther Denzler zufolge ist dies „eine
schöne Bestätigung für unser 2004 neu eingeführtes Abfall-
wirtschaftskonzept“.

Verglichen wurden die Abga-
ben einer vierköpfigen (Modell-
)Familie bei Nutzung der klein-
sten möglichen Restmülltonne.
Während im Bayern weiten
Durchschnitt 165,40 jährlich
aufgewendet werden müssen,
sind im Landkreis Bamberg nur
113,40 fällig. Dieser Betrag
kann durch den Verzicht auf ein-
zelne Tonnenleerungen sogar
noch reduziert werden. Den
Bundesdurchschnitt beziffert die
Studie auf 179 pro Jahr. Eine
Fortschreibung der Gebühren-
kalkulation in den vergangenen
Wochen ergab, dass die günsti-
gen Gebühren im Landkreis
Bamberg auch über das Jahr
2008 hinaus gehalten werden
können.

Satzungen ausgewertet

Insgesamt hat das Umweltmi-
nisterium die Satzungen von 86
öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträgern ausgewertet. Neben
der Kostenstruktur zeigt die Stu-
die außerdem die unterschiedli-
chen Leistungen der Städte und
Landkreise auf, die mit den Ge-
bühren abgedeckt werden. Auch
in diesem Bereich gibt es im
Landkreis Bamberg keine Abstri-
che, im Gegenteil: „Unser Drei-
Tonnen-System wird vom Mini-
sterium sogar ausdrücklich als
‚umfangreiche Serviceleistung’
hervorgehoben“, so Denzler.

In 68 bayerischen Kommunen
können Haushalte getrennte
Sammelsysteme für Bioabfälle
nutzen, nur 52 Entsorgungsträ-
ger bieten die Erfassung von Alt-
papier über die Papiertonne an.
Der Vergleich der Konzepte zur
Sperrmüllabfuhr zeigt, dass nur
47 öffentlich-rechtliche Entsor-

gungsträger den Bürgern hierfür
eine kostenfreie Dienstleistung
anbieten – die Sperrmüllabho-
lung ohne Zusatzkosten ist in
Bayern also längst keine Selbst-
verständlichkeit mehr.

„Die Abfallwirtschaft des
Landkreises muss jedoch auch
die Veränderungen im Kostenbe-
reich im Auge behalten“, betonte
der Landkreischef. „Ein Flä-
chenlandkreis wie Bamberg be-
deutet eine immense Fahrlei-
stung des Entsorgers, um alle
Haushalte zu bedienen. Und wie
jeder weiß, sind die Treibstoff-
kosten sind in den letzten Mona-
ten stark gestiegen.“ Sie werden
in der Summe die Kostenrech-
nung der Abfallentsorgung wei-
ter belasten. Hinzu kommen
weitere Teuerungen, die ihre
Auswirkungen haben werden.
„Die Abfallgebühren bleiben
aber vorerst stabil“, gab Denzler
Entwarnung.

Potenziale nutzen

Ziel ist es, alle vorhandenen
Potentiale zur Kostensenkung zu
nutzen, u. a. Erlöse aus verwert-
baren Abfällen. An erster Stelle
steht dabei die Vermarktung des
Altpapiers aus der grünen Tonne.
Alle Einnahmen aus diesem Be-
reich kommen den Bürgern über
die niedrigen Gebühren wieder
zugute. Dem Umweltausschuss
des Kreistages soll im Herbst
dieses Jahres die Fortschreibung
der Gebührenkalkulation vorge-
legt werden. Laut Denzler „wer-
den wir die erfreuliche Mittei-
lung machen können, dass wir
uns aus heutiger Sicht in den
nächsten zwei Jahren nicht mit
einer Gebührenerhöhung ausein-
ander setzen müssen“. DK

fen, Fahrzeuge gemeinsam zu
nutzen, die Spülmaschine zu re-
parieren statt eine neue anzu-
schaffen sowie aufgearbeitete
statt neue Möbel oder Computer
zu kaufen. DK

Kommunale Datenverarbeitung Oldenburg:

Großauftrag für elektronisches
Abfallnachweisverfahren

Mit einem neuen Großauftrag im Volumen von rund drei Millio-
nen Euro setzt die Kommunale Datenverarbeitung Oldenburg
(KDO) weiter konsequent auf qualitatives Wachstum. Bei der
Ausschreibung für ein bundesweit einheitliches elektronisches Ge-
nehmigungsverfahren für die Abfallentsorgung konnte sich die
KDO gegenüber wesentlich größeren Konkurrenten durchsetzen
und vor allem durch technische Innovationen und langjährige Er-
fahrungen im Bereich E-Government überzeugen. Ziel des von
der Gesellschaft für die Entsorgung von Sonderabfällen mbH
(GOES) inAuftrag gegebenen Projektes ist die Vereinfachung der
Genehmigungsverfahren und eine damit verbundene höhere Ko-
steneffizienz in der Verwaltung.

„Insbesondere unsere lang-
jährige Erfahrung mit dem Ver-
und Entschlüsselungssystem
‚Governikus’ und dem mehrfach
ausgezeichneten ‚Deutsche Ver-
waltungsdiensteverzeichnis’
(DVDV), an dessen Entwick-
lung wir maßgeblich beteiligt
waren, waren entscheidende
Faktoren, diesen Großauftrag an
uns zu vergeben“, unterstreicht
Dr. Rolf Beyer, Geschäftsführer
der KDO.

Das Projekt gilt als ein
„Leuchtturmprojekt“ der Bun-
desregierung zur Innovation
der Verwaltungsstrukturen in
Deutschland und wurde mit Be-
schluss der Bundesregierung
vom 28. Februar 2007 in den
Umsetzungsplan 2007 „EGover-
nment 2.0 – Das Programm des

Bundes“ aufgenommen. Rechtli-
cher Hintergrund ist das „Gesetz
zur Vereinfachung der abfall-
rechtlichen Überwachung“ vom
15. Juli 2006 und der entspre-
chenden Verordnung vom 20.
Oktober 2006.

Nach den neuen gesetzlichen
Regelungen ist das elektronische
Verwaltungsverfahren für alle
Akteure, die am Prozess der Ent-
sorgung gefährlicher Abfälle be-
teiligt sind, ab dem 1. April 2010
Pflicht. Das bedeutet, dass alle
notwendigen Nachweise, Be-
scheinigungen und Dokumenta-
tionen dann elektronisch über
das Internet beantragt bezie-
hungsweise ausgestellt werden.

Der dafür notwendige Daten-
verkehr zwischen Wirtschaft und
Behörden wird bundesweit ein-
heitlich über eine Zentrale Koor-
dinierungsstelle (ZKS Abfall)
geführt. Alle rechtsverbindlichen
Dokumente werden durch eine
elektronische Unterschrift (Sig-
natur) über ein Kartenlesegerät
einheitlich erstellt.



Was sind Ideale ohne Taten?

Wie viel Unterstützung brauchen
Unterstützer?

In einer Gemeinschaft gibt
man seine Energie an andere.

Alle 120 Partner des Thüga-Netzwerks
engagieren sich in ihrer Region für eine
zuverlässige Versorgung mit Strom, Gas,
Wasser oder Wärme. Doch die 21.200 Mitar-
beiter leisten noch mehr: Viele von ihnen in-
vestieren ihre persönliche Energie in ein
soziales Projekt in den Städten und Gemein-
den, in denen sie leben. Das unterstützen wir
mit der Initiative „EFA – Energie für andere“.
Interessiert? Mehr Informationen erhalten
Sie unter: www.thuega.de
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Klimaschutz und Rohstoffversorgung:

Potenziale aus demAbfall nutzen
Veranstaltung „Klimaschutz - Erfolge und Grenzen“

des Bundeswirtschaftsministeriums in Berlin
„Sekundärrohstoffgewinnung aus Abfällen darf aus heutiger
Sicht nicht mehr als Entsorgungsproblem gesehen werden,
sondern ist Teil der Rohstoffversorgung für wichtige Indu-
striezweige, für die Papierindustrie, für die Stahlindustrie, für
die Glasindustrie, für die Kunststoffindustrie und zunehmend
wichtig auch für die Energieversorgung“, hat der Hauptge-
schäftsführer des bvse-Bundesverband Sekundärrohstoffe und
Entsorgung e.V., Eric Rehbock, in Berlin geklärt.

Innerhalb der Dialogreihe
„Industrie und Umwelt“ des
Bundeswirtschaftsministeriums
fand heute die – wahrscheinlich
umfassendste – Veranstaltung
zum Thema „Klimaschutz - Er-
folge und Grenzen“ mit den
Verbänden der Klimavereinba-
rung und der Entsorgungswirt-
schaft statt. Der bvse-Bundes-
verband Sekundärrohstoffe und
Entsorgung e.V. repräsentiert
dabei die Recycling- und Ent-
sorgungsbranche.

Teil der Lösung

In seiner Rede vor den Teil-
nehmern der BMWi-Konferenz
machte der bvse-Hauptge-
schäftsführer deutlich, dass die
Recycling- und Entsorgungs-
branche nicht Teil des Pro-
blems, sondern unverzichtbarer
Teil der Lösung für die produ-
zierende Industrie sei.

Im Abfall steckten Wertstoffe,
die in erster Linie werkstofflich
und erst in zweiter Linie ener-
getisch bzw. thermisch genutzt
werden müssten. „Deshalb
müssen unsere Anstrengungen
dahin gehen, so effizient und
nachhaltig wie möglich die

Wertstoffe im Abfall der weiter-
verarbeitenden Industrie zur
Verfügung zu stellen. Wir kön-
nen und dürfen uns in Deutsch-
land, als führende Exportnation
ohne nennenswerte eigene Roh-
stoffvorräte, nicht mehr den Lu-
xus einer Wegwerfgesellschaft
leisten“, betonte Eric Rehbock.

Schrittweise Abkehr

Der bvse-Hauptgeschäftsfüh-
rer erläuterte, dass mit Inkraft-
treten des Kreislaufwirtschafts-
und Abfallgesetzes im Jahr
1996 bis zum Juni 2005 (TASi)
eine schrittweise Abkehr von
der Deponierung unbehandelter
organischer Abfälle stattfand.
Durch einen deutlichen Anstieg
der getrennten Erfassung und
Verwertung sowie durch Abfall-
vermeidung und Entwicklung
von effizienteren Abfallbehand-
lungsanlagen hätten zunehmend
fossile Energieträger und Roh-
stoffe ersetzt werden können.

Kurzstudie

Dabei leiste die Recycling-
und Entsorgungsbranche einen
wichtigen Beitrag zum Klima-

schutz. Dies wurde bereits im
Jahre 2005 durch eine im Auf-
trag des Umweltbundesamtes
erstellte Kurzstudie festgestellt.
Das Bilanzergebnis in dieser
Studie weise für den Zeitraum
1990 bis 2005 schon eine Ent-
lastung von ca. 46 Millionen
Tonnen CO2-Äquivalenten auf.
Nach den Worten Rehbocks ge-
be es aber noch zusätzliches Po-
tential zur CO2-Minderung.

Deutschland ist
eine Klasse für sich

Weitere bedeutende Minde-
rungspotentiale eröffne die
stoffliche Verwertung, also das
Recycling von Abfällen sowie
der Einsatz von Ersatzbrenn-
stoffen in der Industrie. So lag
beispielsweise im Jahr 2006 die
Altpapiereinsatzquote mit deut-
lich über 15 Millionen Tonnen
bei 67,4 %. In der Stahlindustrie
wurde im Jahr 2007 mit dem
Einsatz ca. 22 Millionen Ton-
nen Schrott eine Quote von
45,3 % erreicht. Die Altglas-
Recyclingquote lag in den letz-
ten Jahren im Mittel bei ca.
85 %. Diese Quoten könnte
man für andere Abfallstoffe wie
Altholz, Textilien, Ersatzbrenn-
stoffe etc. beliebig fortsetzen.
Rehbock: „Wir sind in Deutsch-
land nicht nur durch die
Schließung der Deponien, son-
dern auch durch das effiziente
Verwerten der Abfallstoffe, eine
Klasse für sich. Deutschland hat
einen Spitzenplatz und damit ei-
nen Vorsprung in Sachen Kreis-
laufwirtschaft.“

Europa muss nachziehen

Um mehr für den Klima-
schutz, die Ressourcenscho-
nung und die Rohstoffversor-
gung zu tun, müsse Europa nun
nachziehen. Die Abfallrahmen-
richtlinie, die gerade in zweiter
Lesung das Europäische Parla-
ment passiert habe, sehe eine
fünfstufige Abfallhierarchie und
Recyclingziele vor.

Zwar hätte sich der bvse-
Bundesverband Sekundärroh-
stoffe und Entsorgung e.V. eine
ganze Reihe von konkreteren
Fortschritten gewünscht, doch
in der fünfstufigen Abfallhierar-
chie sei dem Recycling jetzt ei-
ne klare Priorität vor der sonsti-
gen Verwertung (energetischen
Verwertung) eingeräumt wor-
den. „Dies lässt zumindest hof-
fen, dass in den 27 Mitglied-
staaten das vorhandene immen-
se Abfallpotential zunehmend
stofflich verwertet wird“, er-
klärte Eric Rehbock.

Abfallverbände zur illegalen Entsorgung in Abgrabungen:

Warnung vor
Verharmlosung

Seit Ende 2007/Anfang 2008 haben zahlreiche aufgedeckte Fäl-
le von illegal entsorgten Abfällen, meist an Standorten in den
neuen Bundesländern, die Öffentlichkeit alarmiert. Bestehen-
de Gesetzeslücken im Bergrecht sowie Vollzugsdefizite in den
Bundesländern werden offensichtlich gezielt ausgenutzt, um
unbehandelte Siedlungsabfälle im Widerspruch zum Deponie-
rungsverbot bei der Verfüllung von Abgrabungen, z. B. in Ton-
und Kiesgruben, einzusetzen. In diesem Zusammenhang rück-
ten auch einige Deponien in den Fokus der Öffentlichkeit.

Seit diesem Zeitpunkt fordern
der BDE Bundesverband der
Deutschen Entsorgungswirt-
schaft e.V., der bvse Bundesver-
band Sekundärrohstoffe und
Entsorgung e.V., der VKS im
VKU Verband kommunale Ab-
fallwirtschaft und Stadtreini-
gung im Verband kommunaler
Unternehmen e.V. und die
ITAD Interessengemeinschaft
der Thermischen Abfallbehand-
lungsanlagen in Deutschland
e.V. eine Unterbindung illegaler
Deponierungen, Verfüllungen
und Ablagerungen, mehr Recht-
stransparenz durch Schließen
der Gesetzeslücken im Berg-
recht, eine entschlossenere
Kontrolle durch die zuständigen
Behörden, eine sachgerechte
Aufklärung und Ahndung der
bekannt gewordenen Fälle so-
wie eine ordnungsgemäße und
schadlose Entsorgung der ille-
gal abgelagerten Abfälle.

Wachsende Sorge
der Verbände

Mit wachsender Sorge be-
trachten die Verbände aktuelle
Tendenzen in der Berichterstat-
tung. Trotz einer beachtlichen
Anzahl von Fällen, in denen
Abfälle unter Ausnutzung der
bergrechtlichen Gesetzeslücken
in Ton- und Kiesgruben bzw.
Altdeponien „entsorgt“ worden
sind und in denen die Staatsan-
waltschaften bereits ermitteln,
würden einige dieser Maßnah-
men als rechtskonform darge-
stellt. Sachverhalte, Gerichtsur-

teile und frühere Berichterstat-
tungen würden gezielt falsch
wiedergegeben.

Diese Verharmlosung der ille-
galen Ablagerung ist aus Sicht
der Verbände nicht hinnehmbar.
Stattdessen fordern sie eine
sachliche Aufklärung und Dis-
kussion, um den bereits entstan-
denen Schaden für die Umwelt,
die Bürger und die Entsor-
gungswirtschaft so gering wie
möglich zu halten. Illegal Han-
delnde auf Seiten der Entsorger
aber auch auf Seiten der Abfall-
erzeuger müssten sich bewusst
sein, dass die Verbringung von
Siedlungsabfällen in Abgrabun-
gen oder auf (Alt-)Deponien
nicht tolerierbar ist, und
schwarze Schafe mit der not-
wendigen Konsequenz zur Ver-
antwortung gezogen würden.

Krasser Widerspruch

Der durch das Deponierungs-
verbot für unbehandelte Sied-
lungsabfälle erzielte ökologi-
sche Fortschritt ist durch die
derzeitige Situation nach An-
sicht der Verbände in erhebli-
chem Umfang gefährdet. Die
beanstandeten „Entsorgungs-
praktiken“ stünden in krassem
Widerspruch zum Klima-, Um-
welt- und Ressourcenschutz
und führten zudem dazu, dass
hochwertige Behandlungs- und
Entsorgungsanlagen nicht mehr
ausgelastet werden. Im Sinne
der gebotenen Nachhaltigkeit
habe die deutsche Abfallwirt-
schaft im Bereich der stoffli-

chen und thermischen Behand-
lung von Abfällen bei der Vor-
bereitung auf die Umsetzung
des Deponierungsverbotes er-
heblich in die Erweiterung und
den Neubau von modernen Be-
handlungs- und Entsorgungsan-
lagen investiert. Die Vielzahl
geschaffener Arbeitsplätze wer-
de durch die aktuellen Praktiken
akut gefährdet.

Deutlicher Preisverfall

Im Zuge einer „illegalen Bil-
ligentsorgung unter dem Deck-
mantel des Bergrechts“ entstehe
zudem ein deutlicher Preisver-
fall im Bereich der Entsorgung
von Abfall, der eine kosten-
deckende Abfallbehandlung auf
dem derzeit hohen und europa-
weit vorbildlichen technischen
Niveau nicht mehr zulässt. Der
ökologische und ökonomische
Schaden, der nicht nur zu La-
sten einer tragfähigen Entsor-
gungswirtschaft, sondern auch
zu Lasten der Bürger gehe, sei
enorm. DK
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Rollnerstraße 180
90425 Nürnberg
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Um welches Rohrleitungsprojekt es auch geht – Mennicke bietet die passenden Lösungen.

Mennicke hat sich darauf spezialisiert, in den Bereichen Versorgung und Entsorgung unter Einsatz
modernster Technologien wirtschaftliche und umweltfreundliche Lösungen zu schaffen.

Durch unsere personellen und technischen Ressourcen sind wir in der Lage, Projekte jeder Dimension
zu realisieren.

Tel.: 0911/36 07-278, Fax 0911/36 07-406

MENNICKE
Rohr- u.Anlagenbau

Mennicke sorgt für reibungslose Rückkühlung:

Motoren auf dem Prüfstand
Die Mennicke Rohrbau GmbH, Nürnberg, beschäftigt sich mit
dem Bau von Rohrleitungen aller Art. Mennicke ist darauf spe-
zialisiert, in den Bereichen Versorgung und Entsorgung unter
Einsatz modernster Technologien wirtschaftliche und umwelt-
schonende Lösungen zu schaffen. Zu denAufgabenfeldern im Be-
reich Versorgung zählen neben der Gas- und Wasserversorgung
auch Kälterohrleitungen, Wärmeversorgungsleitungen und
Rohrleitungen für technische Gase, Pressluft und Ölleitungen.

Diese Kompetenz überzeug-
te auch die MAN Gruppe, ei-
nes der führenden Nutzfahr-
zeug-, Motoren- und Maschi-
nenbauunternehmen Europas.
Im Nürnberger Werk befindet
sich das Motorenzentrum der
MAN-Familie. Dort produzie-
ren über 4.300 Mitarbeiter ne-
ben den Motoren für Lkw,
Busse und Schiffe auch Moto-
ren für unterschiedliche indu-
strielle Zwecke, wie beispiels-
weise Industriemotoren zur
Stromgewinnung.

2007 verließen erstmals über
113.000 Motoren die Nürnberger
Hallen – und es sollen noch mehr
werden. 130.000 Einheiten sollen
es im Geschäftsjahr 2008 sein.

Fokus auf Qualität

Besonderen Wert legt das
fränkische Unternehmen auf
die Qualität seiner Produkte.
Kein Motor verlässt ungeprüft
das Gelände. Um der gestiege-
nen Produktionszahl gerecht
zu werden, hat MAN daher ei-

ne neue Halle für zusätzliche
Motorenprüfstände gebaut.
Dort können die Motoren un-
abhängig von ihrem normalen
Einsatzumfeld auf Herz und
Niere geprüft werden.

Keine Rückkühlung ohne
Rohre und Pumpen

Ein wichtiger Bestandteil der
Motorenprüfstände ist das Sy-
stem zur Prozess- und Ma-
schinenrückkühlung. Das beim
Prüfungsvorgang entstehende
Warmwasser wird in einen
Kühlturm gepumpt und dort
versprüht. Durch die Umge-
bungsluft und mit Hilfe von
Ventilatoren kühlt das Wasser
ab und sammelt sich dann in
einer Bodenwanne. Von dort
aus wird es dann wieder in den
Kühlkreislauf eingespeist.

Mennicke verlegt neuen
Kühlkreislauf

Damit das Wasser aber auch
in den Kühlturm und wieder
zurück zu den Motorenprüf-
ständen gelangen kann, mus-
sten insgesamt 310 Meter
Rohrleitung in den Dimensio-
nen DN 25 bis DN 1.000 ver-
legt werden – inklusive Rück-
lauf-, Pumpen-, Saug- und
Dampfleitungen.

Für diese Arbeiten engagierte

MAN das Rohrbauunternehmen
Mennicke, das darüber hinaus
auch noch für den Einbau von
Armaturen wie Absperrklappen
und -ventilen, Rückschlagklap-
pen, Kompensatoren und Pum-
pen verantwortlich zeichnete.
Zwei Tauchpumpen mit einer
Leistung von 600 m3/h und eine
Tauchpumpe mit etwa 850 m3/h
sorgen beispielsweise dafür,
dass das Warmwasser zur Ver-
sprühung in den oberen Bereich
des Kühlturms gelangt. Fünf
weitere Spiralgehäusepumpen
dienen dazu, das gekühlte Was-
ser aus dem Kaltwasserbecken
zu saugen und dem Kühlwas-
serkreislauf zum Motorenprüf-
stand zuzuführen.

Breit gefächerte Erfahrung

„Bei der Aufgabenvielfalt im
Rahmen des Projekts kam uns
unser breit gefächertes Erfah-
rungspotenzial in der Pumpen-
, Mess- und Steuerungstechnik
ebenso zu Gute, wie das im
Rohrleitungs-, Stahl- und Tief-
bau“, erklärt Rupert Pröll,
Bauleiter bei Mennicke.

Flexibilität war gefragt –
Mennicke hatte die Antwort

Besonders profitiert hat MAN
von der Flexibilität des Men-
nicke-Teams. Um den laufen-
den Werksbetrieb nicht zu be-
einträchtigen, wurden viele Ar-
beiten zwischen Oktober 2007
und August 2008 an Feiertagen
beziehungsweise arbeitsfreien
Tagen durchgeführt.

Der Kühlkreislauf: Leistungsstarke Tauchpumpen befördern das Prozesswasser in den Kühlturm. Dort wird es versprüht und
von Ventilatoren abgekühlt. Fünf Spiralgehäusepumpen sorgen für den Rücktransport zum Motorenprüfstand (von links).

„Bestes Trinkwasser muss
uns etwas wert sein!“
Gemeindetagspräsident Brandl zum Streit

über den Wasserpreis

„Bayerns Bevölkerung bekommt das beste Trinkwasser
weit und breit. Hohe Qualität hat ihren Preis. Und der ist
in Bayern nicht zu hoch. Populistische Kritik an einer an-
geblichen Abzocke beim Wasserpreis sind unredlich und
verunsichern unnötig die Menschen“, sagte Gemeindetags-
präsident Dr. Uwe Brandl. „Anders als Benzin oder Strom
ist Trinkwasser ein Lebensmittel. Menschen haben ein
Recht auf bestmögliche Qualität. Die liefern die örtlichen
Wasserversorger zu kostendeckend kalkulierten Preisen.
Der Ruf nach Kostensenkung ist billig – der Preis für min-
dere Qualität wäre teuer.“

Das Märchen vom fehlenden Wettbewerb

Der hessische Wirtschaftsminister Alois Rhiel und der FDP-
Fraktionschef im Berliner Abgeordnetenhaus Henner Schmidt
hatten jüngst behauptet, dass die Preise für Trinkwasser in
Deutschland „deutlich überhöht“ seien. Die Bürger müssten
unnötig hohe Wassergebühren zahlen. Die Bild-Zeitung be-
richtete Ende August, die Bürger würden zwar Wasser einspa-
ren, der Preis pro Kubikmeter sei jedoch ständig gestiegen.
Fehlender Wettbewerb, die hohen Aufwendungen für die In-
standhaltung der Wasserleitungen und die zu hohe Anzahl von
Wasserwerken wurden als Gründe für die angeblich zu hohen
Preise genannt.

„Das Märchen vom fehlenden Wettbewerb ist ja eine alte Kla-
motte“ so Brandl. „England hat mit der Privatisierung der Trink-
wasserversorgung – angeblich um mehr Wettbewerb zu schaffen –
ganz schlechte Erfahrungen gemacht. Während die Wasserqualität
nicht stieg, gingen die Preise der wenigen verbliebenen Großver-
sorger nach kurzer Anstandsfrist nach oben. Wollen wir das auch
in Deutschland?“ Brandl wies darauf hin, dass Trinkwassergewin-
nung und -verteilung nahezu ausschließlich von Fixkosten be-
stimmt sind. „Folglich muss nach den Gesetzen der Logik dieAb-
gabe von weniger Wasser bei gleichen Fixkosten zu einem höhe-
ren Wasserpreis führen.“

Strengste Qualitätsanforderungen und Versorgungssicherheit
auch bei Regenmangel seien nur über moderne, leistungsfähige
Versorgungsanlagen wie Brunnen mit entsprechenden Schutzge-
bieten, Hochbehälter und einem individuell bemessenes Leitungs-
system zu erreichen. Außerdem decken in Deutschland – anders
als in anderen EU-Ländern - die kommunalen Wasserpreise sämt-
liche Kosten, also auch die umweltbezogenen. Brandl: „Der Ruf
nach niedrigeren Wasserpreisen ist populistisch. Bayerns Wasser-
versorger tun – kostendeckend, also ohne Gewinnerzielungsab-
sicht - ihr Bestes; die Bürger honorieren dies.“

Übrigens: Ein Liter Trinkwasser aus der gemeindlichen Lei-
tung kostet ungefähr 300mal weniger als ein Liter „Mineral-
wasser“ im Geschäft.

„Umbrüche im Alpenraum“
Fachtagung der Bayerischen Akademie

für Naturschutz in Laufen

Die Alpen stehen wie nur wenige andere Landschaftsräume
vor tief greifenden Umbrüchen: Auswirkungen einer Klimaän-
derung mit einer Zunahme von extremen Wetterereignissen,
Veränderungen in Tourismus und Infrastruktur, Verdichtungs-
tendenzen auf der einen und Abwanderung der Bevölkerung
auf der anderen Seite. Die Geschwindigkeit und Dynamik, mit
der sich diese Veränderungen auf den Landschaftsraum aus-
wirken, werden die wirtschaftliche Bedeutung gleichermaßen
wie die Ausstattung dieser Landschaft mit für den Naturschutz
wertvollen Lebensräumen beeinflussen. Diese Veränderungsten-
denzen werden sich auch auf die Identifikation der Bevölke-
rung mit diesem Raum auswirken.

Die Fachtagung „Umbrüche
im Alpenraum“ der Bayerischen
Akademie für Naturschutz und
Landschaftspflege ANL in Lau-
fen zeigte auf, wie auf diesen
Landschaftswandel beispiels-
weise durch die Nutzung regio-
naler Ressourcen reagiert wer-
den kann und wie man diesen
dadurch positiv gestaltet. Darü-
ber hinaus wurde diskutiert, wie
Erfahrungen aus dem Alpen-
raum auch für andere Regionen
zu nutzen sind und die Zusam-
menarbeit der beteiligten Ak-
teure zu stärken ist.

Hochkarätige Gäste

Die ANL hatte unter anderem
die Präsidentin des Bundesam-
tes für Naturschutz, Prof. Dr.
Beate Jessel, den Landschafts-
ökologen Prof. em. Dr. Dr. h.c.
Wolfgang Haber, Dr. Matthias
Stremlow vom Bundesamt für
Naturschutz in Bern und Dr.
Dominik Siegrist, den Präsiden-
ten der CIPRA International zu
Gast.

Der Klimawandel
zeigt Wirkung

Dass der Klimawandel bereits
Wirkung zeigt, darauf verwies

Prof. Dr. Hartmut Graßl, ehe-
maliger Direktor des Max-
Planck-Instituts für Meteorolo-
gie in Hamburg. Bayern und
Österreich müssten sich von
ihren Gletschern verabschieden;
68 der 73 Alpengletscher seien
in den vergangenen Jahrzehnten
auf die Hälfte ihrer einstigen
Ausdehnung geschrumpft.

Beispiel Blaueisgletscher

Bei einer Exkursion zum
Blaueisgletscher bei Berchtes-
gaden war der Klimawandel mit
Händen zu greifen. Der Blaueis-
gletscher ist in den letzten hun-
dert Jahren um die Hälfte kleiner
geworden. Deshalb wurde er von
der Gletscherforschung zum
Schneefeld herabgestuft. Nach
Überzeugung der Wissenschaft-
ler ist die Gletscherschmelze ins-
gesamt ein großes Problem. In
den Gletschern sind große Was-
sermengen gebunden, die im
Sommer die Flüsse versorgen.
Die Veränderung der Alpenland-
schaft wirkt sich aber auch auf
die Wirtschaft aus. So wird zum
Beispiel der Wintertourismus
neue Wege suchen müssen, denn
eines ist sicher: Die Alpenglet-
scher werden über kurz oder
lang verschwinden. DK

Schwarzenbach:

Gegen hundertjährliches
Hochwasser geschützt

Umweltsstaatssekretär Marcel Huber: „Städtebauliche
Einpassung des Hochwasserschutzes

schafft zugleich neue Erholungs- und Lebensräume“

Rund 10 Hektar des Stadtbereichs von Schwarzenbach, Land-
kreis Hof, mit über 230 Einwohnern und über 20 Betrieben
sind nun vor einem 100-jährlichen Hochwasser der Saale si-
cher. Dies erklärte Umweltstaatssekretär Marcel Huber anläss-
lich der Einweihung der Schutzmaßnahme.

Huber: „In den vergangenen
75 Jahren haben die Starkregen-
ereignisse um bis zu 40 Pro-
zent zugenommen. Wir erwar-
ten als Folge des Klimawan-
dels deutlich mehr Nieder-
schläge im Winter und daher
einhergehend häufigere und
deutlich höhere Hochwasser.
Mit der Fertigstellung des letz-
ten Bauabschnitts wurde die
Lücke auf der rechten Fluss-
seite von Schwarzenbach ge-
schlossen. Der Hochwasser-
schutz ist nun für den gesam-
ten Stadtbereich voll wirksam.

Wertvoller Beitrag zur
Biodiversität

Die aufgelockerten und na-
turnahen Ufer passen sich gut
in das Stadtbild von Schwarz-
enbach ein und leisten zudem
einen wertvollen Beitrag zur
Biodiversität im und am Ge-
wässer.“ An der insgesamt 6,4
Millionen Euro teuren Maß-
nahme des Freistaates Bayern
beteiligte sich die Stadt
Schwarzenbach mit 35 Prozent
der Gesamtkosten. Der Hoch-
wasserschutz wurde von der
Europäischen Union kofinan-
ziert.

Die Saale ist der zweitlängste
Nebenfluss der Elbe und ent-
springt im Fichtelgebirge in
Oberfranken. Bei einem hundert-
jährlichen Hochwasser führt die
Saale bei Schwarzenbach einen
Abfluss von rund 85 Kubikme-
tern pro Sekunde. Um diese
Wassermassen zu beherrschen,
sind technische Bauwerke wie
Schutzmauern, Deiche und ein
Pumpwerk erforderlich. Diese
wurden so gestaltet, dass sich die
Bauwerke möglichst gut in das
Orts- und Landschaftsbild einfü-
gen.

Neubelebung
des Stadtraums

Als positive Wirkung des
Hochwasserschutzes konnte die
Stadt Schwarzenbach die Sanie-
rung und Aufmachung der Häu-
ser und Gärten durch die An-
wohner verzeichnen. Auch wur-
de der Stadtraum durch kulturel-
le Förderungen wie beispiels-
weise der Initiative „Fisch-flut“
neu belebt. Huber: „Schwarzen-
bach macht seinem Ruf als Kul-
turstadt der Region auch durch
die Einbindung des Hochwasser-
schutzes in das städtische Um-
feld alle Ehre.“

Fische helfen Umweltschützern
Bezirke gehen Umsetzung der Europäischen

Wasserrahmenrichtlinie und von „Natura 2000“ an

„Die besten Indikatoren für die Wasserqualität sind unsere
heimischen Fische“, stellte der Präsident des Verbandes der
bayerischen Bezirke und niederbayerische Bezirkstagspräsi-
dent, Manfred Hölzlein, fest. „Unsere Fischereifachberatungen
werden deshalb an über 260 Messstellen in Bayern mehrmals
pro Jahr die Fischbestände genau untersuchen und die wissen-
schaftlich aufbereiteten Ergebnisse dem Umweltministerium
übermitteln“, erklärte Hölzlein.

Diese Ergebnisse sind eine not-
wendige Grundlage für die Um-
setzung der Europäischen Was-
serrahmenrichtlinie. Deren Ziel
ist es, Flüsse, Seen und das
Grundwasser bis zum Jahr 2015
in einen guten „ökologischen Zu-
stand“ zu bringen. Die Richtlinie
legt dazu detailliert fest, wie die
Gewässer untersucht werden sol-
len und welche Schutzmaßnah-
men sich anschließen müssen.
Die ersten Schritte zu einem um-
fassenden europäischen Gewäs-
serschutz sind die Monitoringver-
fahren, die jetzt auf Bezirksebene
angelaufen sind.

Diese aufwendigen Monito-
ringverfahren können, so Hölz-
lein, nur mit den bezirklichen
Fachberatungen rasch und effek-
tiv realisiert werden. „Gäbe es un-

sere Fischereifachberater nicht,
müsste nach wesentlich teureren,
langwierigen und im Ergebnis
nicht gleichwertigen Alternativen
gesucht werden“, betonte der Ver-
bandspräsident.

Flora-Fauna-Habitat

Vor diesem Hintergrund kom-
me den bezirklichen Fachbera-
tungen auch bei der soeben ge-
starteten Umsetzung des Pro-
grammes „Natura 2000“ eine
zentrale Bedeutung zu. Im Mit-
telpunkt stünden vor allem die so
genannten Flora-Fauna-Habitat-
Gebiete Bayerns, die mehr als
zehn Prozent der Landesfläche
ausmachten.

„Nun geht es darum, für diese
Gebiete detaillierte Management-
pläne zu entwickeln“, sagte Hölz-
lein. Soweit Gewässer betroffen
seien, würden die Bezirke ihre
Fachkompetenz einbringen und
die notwendigen Untersuchungen
durchführen. „Positiv bewerten
wir die Bereitschaft des Frei-
staats Bayern, den Bezirken bei
diesen Maßnahmen einen ange-
messenen Kostenersatz zu lei-
sten. Damit werden die kommu-
nalen Haushalte nicht über Ge-
bühr belastet, der Natur- und
Artenschutz aber wird wesent-
lich vorangebracht.“
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Der Gesetzgeber hat die Voraussetzung geschaffen, dass jeder Mitarbeiter einen Teil seines Gehalts
zum Aufbau einer betrieblichen Altersversorgung umwandeln kann. Mit der Sparkassen-Finanz-
gruppe haben Sie einen Partner, der Ihnen alles aus einer Hand bietet und Sie umfassend berät,
welche betriebliche Altersversorgung für Ihre Firma die richtige ist – Pensionskasse, Direktversiche-
rung oder einer der anderen gesetzlich zugelassenen Wege. Dazu entlasten wir Sie bei der
kompletten Abwicklung und stehen auf lange Sicht an Ihrer Seite. Informieren Sie sich jetzt. In Ihrer
Sparkassen-Geschäftsstelle. Oder unter www.sparkasse.de.Wenn’s um Geld geht – Sparkasse.

Wennman sich zur
betrieblichen Altersversorgung
einen Partner wünscht,
der langfristig berät und hilft,
dann ist das vor allem eines:

nahe liegend.

Sparkassen-Finanzgruppe

4. Kommunalforum der Sparkasse Mittelfranken-Süd:

Fokus auf Umweltschutz
und Energieeinsparung

Die Sparkasse Mittelfranken-Süd lud Landräte, Bürgermeister,
Kämmerer und sonstige Funktionsträger der Städte und Ge-
meinden aus der Stadt Schwabach, dem Landkreis Roth und
dem Altlandkreis Weißenburg zum 4. Kommunalforum ein.
Diesmal standen die Energieeinsparung und der damit verbun-
dene Umweltschutz bzw. die Nutzung Erneuerbarer Energien
mit den damit verbundenen Konsequenzen für die Kommunen
auf dem Programm.

Nach der Begrüßung durch den
Vorstandsvorsitzenden der Spar-
kasse Mittelfranken-Süd, Mat-
thias Nester, stimmte der Ober-
bürgermeister der Stadt Weißen-
burg, Jürgen Schröppel als Vertre-
ter für den Verwaltungsrat der
Sparkasse Mittelfranken-Süd in
seinem Grußwort auf das Thema
der Energieeinsparung und die
damit zusammenhängendenAus-
wirkungen ein.

Handlungsfelder

Als erster Referent eröffnete
Herr Vodermayer von der Bay-
ernFM vor den Vertretern der
Kommunen den Reigen der Vor-
träge unter dem Motto „Kommu-
nales Immobilienmanagement –
Kosten senken und Klima schüt-
zen“. Vodermayer gab zunächst
einen kurzen Überblick über sein
Unternehmen und zeigte dann die
Handlungsfelder für den nicht
unerheblichen Immobilienbestand
jeder Kommune auf. Mit der
BayernFM hat jede Kommune
die Möglichkeit, den Immobilien-
bestand sowohl auf Chancen als
auch auf Risiken hin untersuchen

zu lassen mit den Zielrichtungen
Klimaschutz, Haushaltsentlastun-
gen, Werterhalt, Betriebssiche-
rung und dem gezielten Einsatz
von knappen Ressourcen. Am
Beispiel der Schulen in Deutsch-
land zeigte der Referent auf, dass
hier ein Einsparpotenzial von 10
Mrd. KWh an Heizenergie und
250 Mio. Euro an Stromkosten
pro Jahr besteht.

330 Kommunen,
3.300 Objekte

Mit dem Immobilien-Bench-
marking besteht die Möglichkeit,
die eigenen Gebäude einer Kom-
mune in Bezug auf Gebäudema-
nagement, Bewirtschaftungsko-
sten, Ressourcen- und Flächen-
verbrauch untersuchen und ver-
gleichen zu lassen. Anhand der
Ergebnisse wird Transparenz ge-
schaffen, werden Maßnahmen
definiert und wird schließlich auf-
gezeigt, welche Potenziale sich
realisieren lassen. Bundesweit ha-
ben bisher 330 Kommunen mit
insgesamt 3.300 Objekten - Ten-
denz stark steigend - diese Mög-
lichkeit genutzt.

Als weiterer Referent widmete
sich Jörg-Uwe Fischer dem The-
ma „Erneuerbare Energien -
Chancen für eine nachhaltige und
bezahlbare Energieversorgung“.
Der Referent ist Fachbereichslei-
ter Erneuerbare Energien der
DKB Berlin einer hundertprozen-
tigen Tochter der BayernLB und
beschäftigt sich seit zwölf Jahren
mit dieser Thematik. Aufgrund
des Klimawandels und der da-
mit verbundenen Kosten für die
Volkswirtschaft und der gerade in
letzter Zeit sich explosionsartig
entwickelnden Kosten für kon-
ventionelle Brennstoffe muss der
Bereich Erneuerbare Energien Fi-
scher zufolge forciert werden.Al-
lein die Sonnenenergie könnte ei-
nes Tages den derzeitigen jährli-
chen Weltenergiebedarf decken.

Politischer Rahmen

Mit den verschiedenen Geset-
zen, Einspeiseverordnungen so-
wie Anreiz- und Förderprogram-
men wurde ein politischer Rah-
men für Erneuerbare Energien
geschaffen. Bisher werden rund
8,5 % des gesamten deutschen
Energieverbrauchs aus Erneuer-
baren Energien gewonnen, davon
rund 50 % aus Bio- und Wind-
energien. Hingegen beträgt der
Anteil von Photovoltaik, Erdwär-
me und Solarthermie derzeit nur
knapp 5 %.

Fischer, der anschließend noch

das PPP-Contractingmodell vor-
stellte, wies darauf hin, dass es
sich hierbei um eine Kombination
von bau- bzw. energiewirtschaftli-
cher Optimierung von Anlagen
und Facility Management wäh-
rend der anschließenden Betriebs-
phase handelt. Für denAuftragge-
ber entstehen gegenüber seinen
bisherigen Betriebskosten keine
Mehrkosten und der Auftragneh-
mer senkt die Energiekosten
durch optimale Energiebewirt-
schaftung. Mit diesem Modell
forcieren derzeit zahlreiche Kom-
munen in Deutschland aktiv den
Ausbau Erneuerbarer Energien.

Finanzierungsservice

Dr. Martin Kornek, Repräsen-
tant der Bayerngrund für den Be-
reich Mittel- und Oberfranken,
behandelte in einem weiteren
Vortrag die Finanzierung kom-
munaler Baumaßnahmen und die
Finanzierung von Investitionen
zur Energieeinsparung. Die Bay-
erngrund unterstützt die Kommu-
nen hier mit einem Finanzie-
rungsservice für kommunale In-
vestitionen, Erschließungsträger-
schaften nach § 124 BauGB so-
wie einem Städtebaulichen Pro-
jektmanagement. Mit dem spezi-
ellen Finanzierungsservice außer-
halb des Haushalts der jeweiligen
Kommune löst die Bayerngrund
das Problem der Vorfinanzierung
von Projekten.

Mit diesem Modell können
Projekte sofort durch einen Fi-
nanzierungsrahmen in Höhe der
Projektkosten zu günstigen Kon-
ditionen realisiert werden. Die je-
weilige Trägerschaft verbleibt bei
der Kommune. Mit diesem Mo-
dell sind bereits Hackschnitzel-
Heizkraftwerke, Windkrafträder,
Photovoltaikanlagen, örtliche
Fernwärme-Netze und zahlreiche
Sanierungen Kommunaler Ge-
bäude finanziert worden.

Seleco GmbH:

Einzigartiges Senioren-
Wohnkonzept in München

S-ImmobilienService GmbH der Stadtsparkasse übernimmt Exklusiv-Vertrieb
Auf dem etwa 4.900 Quadratmeter großen Grundstück an der
Ecke Osterwald-/Mannlichstraße realisiert die Seleco GmbH ei-
ne exklusive Seniorenwohnanlage im Modell des Service-Woh-
nens. Das Osterwald-Palais mit seiner in München bisher ein-
zigartigen Wohnform liegt direkt am Englischen Garten. Der
Vertrieb erfolgt exklusiv durch die S-ImmobilienService GmbH
der Stadtsparkasse München. „Wir möchten damit unseren
Kunden mit gehobenen Ansprüchen die Möglichkeit geben, den
Ruhestand komfortabel und sicher zu verbringen“, erklärte
Marlies Mirbeth, Vorstandsmitglied der Stadtsparkasse, bei der
Präsentation des Projekts.

„Hier in München entsteht ein
ganzheitliches Wohnkonzept für
Senioren: Rüstige Senioren um
die sechzig werden genauso in
dieser Anlage leben wie ältere
Menschen mit leichtem oder auch
umfassendem und dauerhaftem
Pflegebedarf“, so Frank Tkatzik,
Leiter Vertrieb und Marketing der
Seleco GmbH.

Die Firma Seleco hat ein Nut-
zungskonzept entwickelt, das
sich aus den Modulen „Senioren-
wohnungen im Modell des Servi-
ce-Wohnens“ und „Seniorenpfle-
ge“ zusammensetzt. Das neue
Modell verbindet die Vorteile des
Betreuten Wohnens mit dem ho-
hen Leistungsstandard von Seni-
orenwohnstiften. Service-Woh-
nen bedeutet Eigenständigkeit in
den eigenen vier Wänden und
bestmögliche Sicherheit. Das
heißt: maximale Unabhängigkeit,
Leben in der eigenen Wohnung
auch bei dauerhafter ambulanter
Pflege in allen Pflegestufen, über-
schaubare Kostenbelastung, haus-
eigenes Casino, Pflege rund um
die Uhr, Versorgung und Notruf,
hotelähnliches Flair und ab-
wechslungsreiches Freizeitpro-
gramm sowie ein umfangreiches
Angebot an Wahl- und Vermitt-
lungsleistungen. Außerdem sind
alle Service-Wohnungen und
Baukörper barrierefrei in Anleh-
nung an die DIN 18025 Teil 2.

Auf 5.000 Quadratmetern
Bruttogeschossfläche entstehen
insgesamt 37 großzügige, helle
Wohnungen mit Wohnflächen

zwischen 61 und 107 Quadratme-
tern. Attraktive Gemeinschafts-
flächen wie beispielsweise das
Casino, ein Wellness-Bereich, das
Foyer oder auch die Rezeption er-
gänzen das Projekt. Für die Be-
wohner wird es ein vielseitiges
Hausprogramm mit Kultur-, Frei-
zeit-, Sport- und Bewegungsan-
geboten geben. Neben der guten
Versorgungs- und Verkehrsinfra-
struktur bietet der Standort mit
seiner Lage direkt am Englischen
Garten zudem auch ein attrakti-
ves innerstädtisches Freizeit- und
Erholungsangebot. Die Bauarbei-
ten beginnen Ende 2008. Erstbe-
zug der Wohnungen ist für Som-
mer 2010 vorgesehen.

Bestmögliche Versorgung

Für die Bereiche Dienstleistung
und Pflege wird der Caritasver-
band der Erzdiözese München
und Freising verantwortlich
zeichnen. Langjährige Erfahrung
im Bereich der ambulanten und
stationären Pflege und in der Se-
niorenarbeit sichern hier eine
bestmögliche Versorgung. „Das
ab November bezugsfertige Cari-
tas-Pflegeheim befindet sich in
unmittelbarer Nähe zum Oster-
wald-Palais und garantiert damit
kurze Wege und optimale Betreu-
ung“, so Doris Schneider, Ge-
schäftsführerin der Altenheime
des Caritasverbandes der Erzdiö-
zese München und Freising e. V.

„Durch die Kombination der
Elemente ‚Seniorenpflege’ und

‚Leben in eigener Häuslichkeit’
gewährleistet das Osterwald-Pa-
lais bei maximaler baulicher Un-
abhängigkeit ein Höchstmaß an
nachhaltiger Dienstleistungser-
bringung, Sicherheit und Versor-
gung - insbesondere auch im Ver-
gleich mit anderen Wohnformen
für Senioren“, stellte Tkatzik die
Besonderheiten des neuen Sele-
co-Projektes heraus. Interessen-
ten können die Senioren-Woh-
nungen sowohl kaufen als auch
mieten. Somit spricht das Kon-
zept sowohl Eigennutzer als auch
(Vorsorge-) Anleger an.

Projektentwickler ist die Sele-
co, ein Unternehmen der KIB
Gruppe mit Sitz in Nürnberg. Die
Unternehmen der KIB Gruppe
realisieren seit mehr als sieben
Jahrzehnten umfassende Immo-
bilienprojekte und decken als
Komplettanbieter dabei die Be-
reiche Gewerbe-, Senioren- und
Wohnimmobilien sowie Immobi-
lienmanagement und Bauaus-
führung ab.

Die Seleco konzentriert sich
auf ganzheitliche Projekte im Be-
reich Senioren-Wohnen. Das Un-
ternehmen verfügt über langjähri-
ge Erfahrungen und Referenzen
auf diesem Spezialgebiet: Es wur-
den bereits mehrere Anlagen, bei-
spielsweise in Nürnberg, Darm-
stadt, Augsburg, Aschaffenburg
und Frankfurt am Main, erfolg-
reich verwirklicht. Seit 1997 hat
die Seleco cirka 800 Wohnungen
im Modell des Service-Wohnens
entwickelt. „Für die Seleco ist im-
mer entscheidend, dass Standort,
Baukörper und Dienstleistungs-
konzept optimal miteinander ver-
bunden werden“, so Tkatzik.

Das Unternehmen deckt neben
dem Verkauf auch die Bereiche
Vermietung und Verwaltung ab
und sorgt mit einem Zweitmarkt-
konzept für eine dauerhafte Pro-
jektbetreuung und -unterstüt-
zung.

Krankenversicherer der Versicherungskammer Bayern:

Neugeschäft um
14 Prozent gesteigert

München, Saarbrücken. Die beiden Krankenversicherer des
Konzerns Versicherungskammer Bayern, Bayerische Beam-
tenkrankenkasse AG und Union Krankenversicherung AG,
können ein sehr erfolgreiches Neugeschäft in den ersten sieben
Monaten 2008 verzeichnen. Im Vergleich zum Vorjahreszeit-
raum steigerten sie das Neugeschäft insgesamt um mehr als 14
Prozent. Wesentliche Wachstumsimpulse gingen von der Kran-
kenvollversicherung aus.

Auch die Anzahl der Kunden
erhöhte sich im Vergleich zum
Vorjahreszeitraum. Sie stieg in
diesem Zeitraum um knapp
80.000 - das ist ein Plus von gut
3 Prozent - auf 2,63 Millionen
Personen an. „Während die mei-
sten Krankenversicherer auf
Grund der Gesundheitsreform
im Verdrängungswettbewerb ein
rückläufiges Geschäft schreiben,
zählen wir mit unserer Vertriebs-
stärke und unseren leistungsstar-
ken Produkten zu den Gewin-
nern“, sagt Axel Kampmann,
Vorstandsvorsitzender der Bay-
erischen Beamtenkrankenkasse
AG und Union Krankenversi-
cherung AG. Kampmann rech-
net damit, dass sich das gute
Wachstum im zweiten Halbjahr
unvermindert fortsetzen wird.

Mit Multikanalvertrieb
gut aufgestellt

Die beiden Krankenversiche-
rer sind mit ihrem Multikanal-
vertrieb bundesweit sehr gut
aufgestellt. Für den Erfolg ste-
hen die öffentlichen Versicherer
mit ihren Agenturen und den
Sparkassen in den jeweiligen
Regionen sowie der Maklerver-
triebsweg und 16 eigene Versi-
cherungsdienste. Die Vertriebs-

kapazitäten im Krankenversi-
cherungsgeschäft wurden bun-
desweit um etwa 100 neue Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter
verstärkt.

Ergänzte Produktpalette

Die bestehende Produktpalet-
te wurde um weitere Tarife er-
gänzt. Damit sind die Unterneh-
men auch produktseitig hervor-
ragend aufgestellt, da sie für je-
de Zielgruppe das passende An-
gebot anbieten können. Hervor-
zuheben ist der Vollversiche-
rungstarif GesundheitPRIVAT
300. Für diesen leistungsstarken
Tarif zahlt ein 30-Jähriger mo-
natlich 237 Euro. Besonders at-
traktiv für einen 30-jährigen
Existenzgründer ist der Tarif
GrundschutzPRIVAT für ledig-
lich 91 Euro monatlich. Weitere
Informationen unter www.vkb-
krankenversicherung.de.

Der Konzern Versicherungs-
kammer Bayern ist bundesweit
der größte öffentliche Versiche-
rer und ist unter den Top Ten der
Erstversicherer platziert. 2007
erzielte der Allsparten-Versi-
cherer 5,66 Mrd. Euro Beitrags-
einnahmen und beschäftigte et-
wa 6.500 Mitarbeiter.
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Dr. Alfons Simon, Abteilungsdirektor a.D.
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❏ Vorzugspreis* für das Grundwerk bis zum Erscheinen
der nächsten Aufbaulieferung (voraus. Okt. 08)
€ 98,–, danach € 108,–. ISBN 978-3-406-44019-9
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(danach jederzeit kündbar).
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Bei schriftlicher oder telefonischer Bestellung haben Sie das Recht, die Ware innerhalb von
2 Wochen nach Lieferung ohne Begründung an Ihren Lieferanten (Buchhändler, beck-shop.de
oder Verlag C.H.Beck, c/o Nördlinger Verlagsauslieferung, Augsburger Str. 67a, 86720
Nördlingen) zurückzusenden, wobei die rechtzeitige Absendung genügt. Kosten und Gefahr
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Bestellen Sie bei Ihrem Buchhändler oder bei:
beck-shop.de oder Verlag C.H.Beck · 80791 München
Fax: 089/38189-402 · www.beck.de

Der führende Kommentar
komplett neu bearbeitet!
Mit Inkrafttreten der neuen

Bayerischen Bauordnung ist im

bayerischen Baurecht eine neue

Ära angebrochen. Der Simon/Busse

wird seit Anfang 2008 kontinuier-

lich auf das neue Recht umgestellt.

Für alle Fragen
des bayerischen Baurechts
Kernstück des Werks ist die ebenso

ausführliche wie gut strukturierte

Kommentierung der Bayerischen

Bauordnung mit Übersichten und

grafischen Darstellungen, den

Durchführungsbestimmungen

sowie dem Baugesetzbuch und

weiteren bundes- und landesrecht-

lichen Vorschriften. Abgedruckt und

teilweise erläutert werden darüber

hinaus alle sonstigen wichtigen

Vorschriften des bayerischen

Baurechts.

Neu mit Stand Juni 2008:
In Band I (Kommentar) ist neu

kommentiert Art. 47 Stellplätze,

Art. 53 Aufbau und Zuständigkeit

der Bauaufsichtsbehörden, Art. 55

Grundsatz, Art. 66 Beteiligung des

Nachbarn und Art. 72 Genehmi-

gung fliegender Bauten

Im Anhang (Band II) sind Aktu-

alisierungen der geänderten

Verordnungen und Richtlinien

vorgenommen.

Aktuell zur BayBO 2008
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SEPA-Einführung liegt
zu 100 Prozent im Plan

Eil- und Terminüberweisung ermöglichen ab Herbst Geldtransaktionen
am gleichen Tag - Euro Alliance für Kartenzahlungen wird ausgebaut

„Die SEPA-Einführung liegt in Deutschland zu 100 Prozent im
Plan. Praktisch alle Kreditinstitute sind hierzulande für die neuen
Zahlverfahren erreichbar. Damit steht Deutschland an der Spitze
der SEPA-Länder“, betonte Bernd M. Fieseler, Geschäftsführen-
der Vorstand des Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes
(DSGV). In der Eurozone sind bis dato rund 71 Prozent der Kre-
ditinstitute erreichbar, in sechzehn Nicht-Euro-Ländern im SE-
PA-Raum liegt die Erreichbarkeit bei rund 29 Prozent.

Sechs Monate nach dem Start
des einheitlichen Euro Zah-
lungsverkehrsraumes (SEPA -
Single Euro Payments Area)
fällt die Zwischenbilanz des
DSGV positiv aus. Die SEPA-
Überweisung sei mittlerweile
ein eingespieltes Verfahren, das
die Erwartungen an ein effizien-
tes und modernes Zahlungsver-
kehrssystem voll erfülle, so Fie-
seler.

Umstellung für
Unternehmen

Derzeit würden pro Tag rund
170.000 SEPA-Überweisungen
getätigt, und zwar in erster Li-
nie von Privatpersonen. Viele
Unternehmen beschäftigten sich
aber intensiv mit SEPA, die er-
sten planten bereits eine Um-
stellung. Fieseler: „Unser Ziel
ist es, die Umstellung für Unter-
nehmen so einfach und kosten-
günstig wie möglich zu ma-
chen. Wir unterstützen die Un-
ternehmen mit voller Kraft.“

Erstens bieten Sparkassen
und Landesbanken den Unter-
nehmen für die SEPA-Umstel-
lung Beratung und technische
Hilfestellung an. Mit dem SE-
PA-Check auf www.sepa-fit.de

können Unternehmen den indi-
viduellen Umstellungsbedarf er-
mitteln, ein SEPA-Converter
bringt automatisch die Kontoda-
ten von Geschäftspartnern auf
den internationalen Standard
IBAN und BIC. Zweitens hat der
DSGV zusammen mit den übri-
gen Verbänden der Kreditwirt-
schaft Anregungen für eine Ge-
setzesvorlage zur einfachen Um-
stellung auf SEPA-Lastschrift-
mandate erarbeitet. Und drittens
erlaubt die marktgerechte Ein-
führung von SEPA den Unter-
nehmen, den Zeitpunkt der SE-
PA-Umstellung selbst zu bestim-
men. Die Umstellung kann ko-
stensparend im Rahmen von tur-
nusmäßigen Software-Updates
der betrieblichen Systeme durch-
geführt werden.

Neu im Angebot: Eil- und
Terminüberweisung

Ab Herbst starten die Spar-
kassen mit dem Angebot der
Eilüberweisung im Online-Ban-
king sowie SEPA-Terminüber-
weisungen. Zahlungen können
dann mit der Eilüberweisung im
Online-Banking innerhalb kür-
zester Zeit quer durch Europa
geschickt werden, Ausfüh-

rungsterminierungen auch für
SEPA-Zahlungen durchgeführt
werden.

Für SEPA-Überweisungen gibt
es keine Betragsgrenzen, Kun-
den müssen allerdings als Wäh-
rung den Euro nutzen und die
internationale Bankleitzahl und
Kontonummer verwenden. Die
Konditionen für Eil- und Ter-
minüberweisungen im SEPA-
Format legt jede Sparkasse und
Landesbank selbst fest.

Sicherer Zahlungsverkehr

Fieseler: „SEPA beschleunigt
den Zahlungsverkehr europa-
weit, macht ihn sicherer und
komfortabler. Diese Vorteile
werden über kurz oder lang den
Umstellungsaufwand für die
Kunden wett machen. Eine
marktgerechte Einführung ist
daher der erfolgversprechende
Weg. Sie sichert ein Höchstmaß
an Akzeptanz.“

In Deutschland werden pro
Jahr rund 16 Mrd. bargeldlose
Transaktionen getätigt. Den
größten Anteil am gesamten
Zahlungsverkehr stellen mit je
42 Prozent Überweisungen und
Lastschriften dar. Kartenzahlun-
gen machen rund 15 Prozent der
Transaktionen aus. Sparkassen
und Landesbanken wickeln
rund 50 Prozent des Zahlungs-
verkehrs in Deutschland ab, das
sind 10 Prozent des gesamten
europäischen Zahlungsver-
kehrs.

Der europäische Geldautoma-

tenverbund Eufiserv hat die bel-
gische Coppefis (Fortis-Grupp-
pe), die portugiesische Caixa
Geral de Depósitos und die
Schweizer Post (PostFinance)
sowie die französischen Spar-
kassen (Caisse d’Epargne) en-
ger an die Euro Alliance Partner
gebunden. Eufiserv ist aus ei-
nem Gemeinschaftsunterneh-
men der europäischen Sparkas-
sen hervorgegangen und um-
fasst heute Geldautomatennetze
in zwölf Ländern. Die Euro Al-
liance besteht aus dem deut-
schen electronic-cash-Verfahren
und dem Deutschen Geldauto-
maten-System sowie den POS-
(Point-of-Sale) und Geldauto-
matensystemen MultiBanco
(Portugal) und PagoBancomat
(Italien), dem spanischen EU-
RO6000-Vefahren, dem briti-
schen Geldautomatenverbund
Link sowie EUFISERV. Die Ko-
operationspartner repräsentieren
222 Mio. Debitkarten, 190.000
Geldautomaten und mehr als 2,1
Mio. POS-Terminals.

Gegenseitige Akzeptanz

Der Zusammenschluss zu ei-
ner Allianz ermöglicht die ge-
genseitige Akzeptanz der Debit-
karten der Kooperationspartner
bei den von den Partnern an-
geschlossenen POS-Terminals
und Geldautomaten. Die Euro
Alliance erhöht die Flexibilität
der Kunden beim Debitkar-
teneinsatz im europäischen
Ausland und macht sie unab-
hängig von Zweitmarken wie
maestro und V-Pay.

Fieseler: „Die Euro Alliance

Aufsichtsrat der BayernFM:

Stefan Ermisch
übernimmt Vorsitz

Im Zuge der personellen Neuordnung im Vorstand der
BayernLB hat der Vorstandsvorsitzende Dr. Michael Kem-
mer sein Amt als Aufsichtratsvorsitzender der Bayern Fa-
cility Management GmbH an seinen Vorstandskollegen
Stefan Ermisch übergeben.

Dr. Kemmer hat seit 2007 als Aufsichtsratsvorsitzender für
die positive Geschäftsentwicklung der BayernFM entschei-
dende Impulse gesetzt. Stefan Ermisch (42) gehört seit 1. Juli
2008 dem Vorstand der BayernLB an. Er füllt dort in Perso-
nalunion die Funktionen des Chief Financial Officers (CFO)
wie auch des Chief Operating Officers (COO) aus.

Intelligente und hochwertige Dienstleistungen

Die Bayern Facility Management GmbH ist ein gemeinsa-
mes Tochterunternehmen der BayernLB und der Flughafen
München GmbH. Mit den vier Geschäftsfeldern Bewirtschaf-
ten, Bauen, Beraten und Benchmarking bietet die BayernFM
ihren Kunden über den gesamten Objektlebenszyklus hinweg
intelligente und hochwertige FM Dienstleistungen. Transpa-
renz schaffen, Maßnahmen definieren und Potenziale realisie-
ren - diese Grundsätze sind in sämtlichen operativen und bera-
tenden Leistungen verankert. Die BayernLB, die Flughafen
München GmbH sowie namhafte Großunternehmen aus dem
Industrie-, Finanz- und Dienstleistungssektor zählen mit einer
bewirtschafteten Gesamtfläche von rund 1,3 Mio. m² zum
Kundenkreis der BayernFM. Als zertifiziertes Unternehmen
für Qualitäts- und Umweltmanagement wird die Verantwor-
tung gegenüber den Kunden, den Mitarbeitern und der Um-
welt täglich gelebt.

ist die erste und bislang einzige
europäische Alternative zu Ma-
estro und V-Pay, die erfolgreich
am Markt gestartet ist. Bislang
werden über die Euro Alliance

rund 20 Mio. Transaktionen pro
Jahr abgewickelt. Die beteilig-
ten Kreditinstitute erhöhen da-
mit ihre Unabhängigkeit von
anderen Anbietern.“

Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG):

Auswirkungen auf das kommunale
Finanz- und Rechnungswesen

Das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) wird die tief-
greifendste HGB-Reform seit dem Bilanzrichtliniengesetz von
1985. Zentrales Ziel des Gesetzgebers ist es, das HGB im Vergleich
zu den International Financial Reporting Standards (IFRS) wie-
der deutlich attraktiver zu machen.

Nunmehr kann man vom neu-
en Portal für den öffentlichen
Dienst profitieren und in der drei-
teiligen Serie des Rudolf Haufe
Verlags erfahren, welche Auswir-
kung das neue Gesetz auf das
kommunale Finanz- und Rech-
nungswesen, z. B. auf die Bewer-
tung von Pensionsrückstellungen
hat (http://www.haufe.de/oeffent-
licher-dienst/topIssueStart?cho-
rid=01455850). Der Haufe Verlag
bietet zudem einen kostenlo-
sen Newsletter Öffentlicher
Dienst, der hierüber wichtige In-
formationen liefert.

Tiefgreifende Reform

Mit dem Bilanzrechtsmoder-
nisierungsgesetz (BilMoG)
kommt die tiefgreifendste Re-
form auf das HGB seit dem Bi-
lanzrichtliniengesetz von 1985
zu. Zentrales Ziel des Gesetzge-
bers ist es, das HGB im Ver-
gleich zu den International Fi-
nancial Reporting Standards
(IFRS) wieder deutlich attrakti-
ver zu machen. Die Aussagekraft
des HGB-Abschlusses soll ins-
besondere durch die Streichung
vieler Wahlrechte sowie durch
zum Teil an IFRS angepasste
Ansatz- und Bewertungsregeln
erheblich verbessert werden.

Aktuelles

Auf Grund der zahlreichen
Verweise in den Gemeindehaus-
halts- und Kassenverordnungen
der einzelnen Bundesländer auf
das HGB werden die fundamen-
talen Änderungen des Bezugs-
werkes nicht ohneAuswirkungen
auf die einschlägigen Bestim-
mungen zum Ansatz, zur Bewer-
tung und zum Ausweis in den
kommunalen Jahresabschlüssen
bleiben.

Nachdem über die Modernisie-
rung des Bilanzrechts bereits seit

einigen Jahren diskutiert wird, hat
das Justizministerium den Refe-
rentenentwurf des BilMoG am 8.
November 2007 veröffentlicht.
Am 21. Mai 2008 folgte dann
nach kontroverser Diskussion in
Theorie und Praxis sowie zwi-
schen den betroffenen Ministeri-
en der Regierungsentwurf.

Hoffnung auf schnelle
Abwicklung

Da Teile der Änderungen, ins-
besondere die Erhöhung der
Schwellenwerte, nach gegen-
wärtigem Stand bereits rückwir-
kend ab Anfang 2008 gültig
sein sollen, ist auf eine schnelle
Abwicklung des weiteren Ge-
setzgebungsverfahrens zu hof-
fen. Der Großteil der neuen Vor-
schriften soll erstmals auf Ge-
schäftsjahre Anwendung fin-
den, die im Kalenderjahr 2009
beginnen. Dennoch ist es zum
jetzigen Zeitpunkt eher unwahr-
scheinlich, dass das Verfahren
vor Herbst 2008 abgeschlossen
sein wird.

Details

Das BilMoG wirkt zum einen
direkt auf die Kommunen, wenn
diese Beteiligungen halten, die
nach HGB ihreAbschlüsse erstel-
len. Zum anderen ergibt sich auch
eine indirekte Einwirkung, wenn
bestimmte Sachverhalte in den
einschlägigen Bestimmungen der
Gemeindehaushalts- und Kassen-
verordnungen der Bundesländer
durch den jeweiligen Bezug auf
das HGB verändert abgebildet
werden müssen.

Rein formalrechtlich entschärft
sich das Problem oftmals da-
durch, dass die einschlägigen
Rechtsgrundlagen der meisten
Bundesländer (z. B. Nordrhein-
Westfalen, Sachsen) starre Ver-
weise auf das HGB enthalten.

Zum Beispiel die Formulierung
„Sofern in diesem Abschnitt auf
Vorschriften des Handelsgesetz-
buches verwiesen wird, finden
diese in der Form des Handelsge-
setzbuches vom 10. Mai 1897
(RGBL. S. 105), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 24. August
2002 (BGBL. I, S. 3412) entspre-
chende Anwendung.“

Durch einen so gefassten Ver-
weis auf das HGB in einer ganz
bestimmten Fassung werden Än-
derungen wie zum Beispiel durch
das BilMoG zunächst nicht in die
kommunalen Rechtsgrundlagen
übertragen. Allerdings ergeben
sich dann wieder ungewollte Un-
terschiede zu privatwirtschaftli-
chen Unternehmen.

Allgemeiner Verweis

In anderen Bundesländern wie
zum Beispiel Niedersachsen,
Schleswig Holstein oder Rhein-
land-Pfalz wird lediglich allge-
mein auf das HGB verwiesen,
ohne eine konkrete Fassung zu
benennen. Derartige Formulie-
rungen könnten als dynamische
Verweise verstanden werden, die
bei Änderungen des HGB auto-
matisch eine Änderung der kom-
munalen Bezugsregelungen zur
Folge haben.

Sich rechtzeitig mit den Verän-
derungen durch das BilMoG
auch im kommunalen Bereich zu
beschäftigen, ist daher unerläss-
lich, um die mit der anstehenden
Reform einhergehenden Ände-
rungen hinsichtlich ihrer Zielset-
zungen auch in den kommunalre-
levanten Rechtsgrundlagen best-
möglich zu erreichen.

Als Autoren fungierten Univ.-
Prof. Dr. Stefan Müller, Inhaber
des Lehrstuhls fürAllgemeine Be-
triebswirtschaftslehre an der Hel-
mut-Schmidt-Universität/Univer-
sität der Bundeswehr Hamburg
sowie Dipl.-Kfm. Dipl.Hdl. Dr.
Niels Weller. Er ist NKR-Pro-
jektmanager und Leiter des Con-
sulting-Teams bei der Tochterge-
sellschaft eines Beratungs- und
Dienstleistungsverbandes.
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In Zukunft wird
die Erde uns erwärmen.
Nicht umgekehrt.
Stellen Sie um auf Klimaschutz. AQUA SOLEA ist regenerative Energie
aus Sonne und Erde. Und dabei auch noch bis zu 60% günstiger (i.Vgl.
zu Öl und Gas). Mehr über umweltverträgliche Energie:

www.aqua-solea.com

AQUA SOLEA – die Marke von:

Mittelstandsfinanzierung:

Eigenkapital für den breiten
Mittelstand II vorgestellt

Weitere 50 Mio. Euro Beteiligungskapital

München - Das im Jahr 2004 gestartete mittelständische
Beteiligungsprogramm „Eigenkapital für den breiten Mit-
telstand (EKBM)“ wird fortgeschrieben. Dies teilten die
vier Träger des Programms BayBG Bayerische Beteili-
gungsgesellschaft, KfW Mittelstandsbank, LfA Förder-
bank Bayern und Bayerische Garantiegesellschaft (BGG),
vor der Presse in München mit. Die operative Durch-
führung liegt bei der BayBG.

Erleichterter Zugang zu Krediten
„Die ursprünglich vereinbarten 50 Mio. Euro sind inzwischen
bereits an den bayerischen Mittelstand ausgezahlt“, resümierte
Michael Schneider, Vorstandsvorsitzender der LfA. „Daher
werden die Träger des Programms weitere 50 Mio. Euro Betei-
ligungskapital für den bayerischen Mittelstand zur Verfügung
stellen.“ „EKBM“ bietet mittelständischen Unternehmen zu-
sätzliches Eigenkapital im Umfang von 1 Mio. Euro bis zu 5
Mio. Euro. „Eine ausreichende Eigenkapital-Ausstattung wie-
derum erleichtert nicht nur den Zugang zu Krediten, sondern
trägt auch spürbar zur Senkung der Kreditkosten bei“, so
Schneider, der auch Vorsitzender des BayBG-Aufsichtsrats ist.
Peter Fleischer, Mitglied des Vorstands der KfW-Banken-
gruppe, erläuterte: „Trotz der jüngst festgestellten tendenzi-
ellen Verbesserung der Eigenkapitalquote verfügen viele
mittelständische Unternehmen weiterhin über eine niedrige
Eigenkapitalausstattung - was ein eklatantes Wachstums-
hemmnis darstellt.“

Eigenkapitallücke schließen

„Eigenkapital für den breiten Mittelstand“ leistet einen weite-
ren Beitrag, um die vorhandene Eigenkapitallücke des Mittel-
stands zu schließen. Die Beteiligung kann in Form einer stillen
und/oder offenen Beteiligung erfolgen. Zielgruppe von
„EKBM“ sind solide bayerische Mittelstandsunternehmen mit
Wachstumspotenzial. „Die Beteiligung kann zur Finanzierung
zusätzlicher Wachstumsmaßnahmen, die Optimierung der Ka-
pitalstruktur oder die Regelung der Nachfolge eingesetzt wer-
den,“ so Sonnfried Weber, Sprecher der BayBG-Geschäfts-
führung. Weber zog auch ein Resümee über „EKBM I“. 23
Unternehmen aus allen Regionen Bayerns haben eine solche
Beteiligung erhalten. Damit liegt die durchschnittliche Beteili-
gungshöhe bei knapp 2,2 Mio. Euro.

Wirtschaftsförderung / LfA-Förderbank Bayern:

Bayern stellt 190 Mio.
Euro zur Verfügung

Finanzminister Erwin Huber und Wirtschaftsministerin
Emilia Müller plädieren für konsequenten Ausbau

Zinsverbilligte Darlehen für Bayerns Wirtschaftsförderung in
Höhe von 190 Millionen Euro haben Bayerns Finanzminister Er-
win Huber und Wirtschaftsministerin Emilia Müller jetzt zur
Verfügung gestellt. „Die Staatsregierung baut damit ihre bewähr-
te und erfolgreiche Wirtschaftsförderung konsequent aus. Mit
den jetzt bereit gestellten Mitteln legen wir die Schwerpunkte auf
die Förderung von Unternehmenskonsolidierungen und struk-
turschwachen Gebieten einerseits sowie auf Technologie- und Mit-
telstandsförderung andererseits. Auch Investitionen im Touris-
mus und in den Umweltschutz profitieren davon“, betonten die
Minister. Die zur Zinsverbilligung notwendigen Mittel werden aus
der Gewinnabführung der LfA Förderbank Bayern aufgebracht.

Die 190 Millionen Euro werden
laut Huber und Müller insbe-
sondere in folgenden Förderbe-
reichen eingesetzt:

60 Millionen Euro

Darlehen zur Förderung von
Konsolidierungsvorhaben von
Unternehmen. Mit diesen Kon-
solidierungsdarlehen wird Be-
trieben im Rahmen eines Ge-
samtkonsolidierungskonzep-
tes Hilfestellung gewährt. Gem-
einnützige Kur- und Rehabilita-
tionseinrichtungen werden wie
bisher unter bestimmten Vor-
aussetzung ebenso gefördert.

33 Millionen Euro

Darlehen zu Förderung des Um-
weltschutzes. Damit werden
verstärkt Investitionen gewerb-
licher Unternehmen für die
Abwasserreinigung, Luftrein-
haltung, Lärmschutz, Abfall-
wirtschaft, Energieeinsparung,
Nutzung erneuerbarer Energien
sowie Boden- und Grundwas-
serschutz gefördert.

20 Millionen Euro

zur Technologieförderung für
den Einsatz und die Anwen-
dung neuer Technologien in
Produkten und Produktionsver-
fahren.

13 Millionen Euro

zur Verstärkung der bayerischen
regionalen Förderprogramme
für die gewerbliche Wirtschaft.
Hierbei werden insbesondere
arbeitsplatzschaffende und ar-
beitsplatzsichernde Investitio-
nen in strukturschwachen Ge-
bieten gefördert.

25 Millionen Euro

für das 2007 neu aufgelegte
Sonderprogramm zur Qualitäts-
steigerung im Beherbergungs-
gewerbe.

38 Millionen Euro

zur Verstärkung des Bayeri-
schen Mittelstandskreditpro-
gramms.

Gesundheitsreform:

Freiwillig Versicherte
überproportional belastet

Genaue Beitragslast im Jahr 2009 nicht absehbar

Der Blick auf den Beitragsbescheid der gesetzlichen Kranken-
kasse wird freiwillig Versicherten im kommenden Jahr wie ein
Griff in die Geldbörse vorkommen: Denn durch die Gesund-
heitsreform werden sie überproportional belastet und müssen
mit Mehrbeiträgen von bis zu 25 Prozent rechnen.

Der Beitrag für freiwillig ge-
setzlich Versicherte wird durch
drei Faktoren nach oben getrie-
ben:

Anstieg des Höchstbeitrags

Der Beitragssatz wird vor-
aussichtlich auf 15,6 Prozent
steigen – die günstigste gesetz-
liche Krankenkasse liegt heute
bei 13,3 Prozent. „Allein da-
durch steigt der Höchstbeitrag
von rund 478 Euro auf knapp
562 Euro im Monat“, so Manu-
ela Kiechle, Vorstandsmitglied
der Krankenversicherer der
Versicherungskammer Bayern
(Bayerische Beamtenkranken-
kasse AG, Union Krankenversi-
cherung AG).

Zusatzbeitrag
kann erhoben werden

Eine gesetzliche Kranken-
kasse darf außerdem ab 2009 ei-
nen Zusatzbeitrag von bis zu ei-
nem Prozent der Beitragsbe-
messungsgrenze erheben, wenn
sie mit den Mitteln aus dem
Gesundheitsfonds nicht aus-
kommt. Bei einem zu versteu-
ernden Jahreseinkommen von
50.000 Euro bedeutet dies ei-
ne monatliche Zusatzbela-
stung von knapp 36 Euro (ein
Prozent von 43.200 = 432,00

Euro im Jahr = 36,00 Euro/Mo-
nat).

Es kann aber noch teurer wer-
den: Denn der Gesetzgeber ent-
scheidet erst im November über
die Höhe der Beitragsbemes-
sungsgrenze für 2009. So ist seit
1970 der durchschnittliche Bei-
tragssatz für die gesetzliche
Krankenversicherung von 8,2
auf 13,9 Prozent gestiegen (+ 69
Prozent); im gleichen Zeitraum
hat sich die Beitragsbemes-
sungsgrenze aber von 614 Euro
auf 3.600 Euro mehr als verfünf-
facht (+ 586 Prozent).

Private Vorsorge
empfohlen

Empfehlung daher für frei-
willig gesetzlich Versicherte:
ein Wechsel in die private Kran-
kenversicherung. „Sie ermög-
licht hochwertige medizinische
Leistungen und bietet kalkulier-
bare Beiträge, die nicht vom
Gehalt abhängig sind“, so Ma-
nuela Kiechle. Freiwillig Versi-
cherte können ihren gesetzli-
chen Schutz in diesem Jahr
noch bis zum 30. September
kündigen und zu einem privaten
Anbieter wechseln.

Weitere Informationen zur
Gesundheitsreform im Inter-
net unter www.vkb-kranken-
versicherung.de.

Satzungsreform:

Die Pensionskasse ist nun
für alle „Genossen“ offen

Die Pensionskasse der Genossenschaftsorganisation VVaG ist
ein Unternehmen der betrieblichen Altersversorgung. Bislang
konnten ihr nur Arbeitgeber beitreten, die der bayerischen
Genossenschaftsorganisation angehören. Das ändert sich jetzt.

Mit Genehmigung durch die
Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht (BaFin) ist das
Geschäftsgebiet seit dem 30. Ju-
li 2008 nicht mehr auf Bayern
begrenzt.

Wer kann ab sofort Mitglied
werden? Alle im Genossen-
schaftswesen tätigen Arbeitge-
ber, diesen Arbeitgebern nahe
stehende sonstige Einrichtungen,
das Gründungsmitglied Genos-
senschaftsverband Bayern e.V.
und natürlich auch alle Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter dieser
Unternehmen.

Maßgeschneiderte Lösungen

Unter den Mitgliedsunterneh-
men der Pensionskasse finden
sich bereits heute die größten Ar-
beitgeber der Genossenschaftsor-
ganisation. Diesen bietet die Kas-
se maßgeschneiderte Lösungen
zur betrieblichen Altersversor-
gung. Die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter wiederum nutzen die

Pensionskasse, um ihren gesetzli-
chen Rechtsanspruch auf Entgelt-
umwandlung umzusetzen.

Hoher Mitgliederzugang

Die Pensionskasse verzeichnet
seit Jahren einen hohen Mitglie-
derzugang. Sie zahlt keine Ab-
schlussprovisionen und hat da-
her keine gezillmerten Versiche-
rungstarife. Beitragszahlungen
führen daher ab dem ersten Cent
zu einer wertgleichen Altersver-
sorgung.

Partnerrente

Als eine der erstenVersorgungs-
einrichtungen überhaupt leistet die
Kasse auch Rentenzahlungen an
die hinterbliebenen Lebenspartner.
Die „Partnerrente“ können nun-
mehr – nach der Reform der Sat-
zung - alle Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im genossenschaftli-
chen Bereich in Deutschland in
Anspruch nehmen.
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Bezirk Unterfranken will Finanzierung von Förderstättenbesuch prüfen
Würzburg. Wer nie aus seinen vier Wänden herauskommt,
wird irgendwann unleidlich, unausgeglichen, vielleicht sogar
aggressiv. Das gilt für „normale“ ebenso wie für schwerstbe-
hinderte Menschen. Deshalb fordert eine Elterninitiative aus
Aschaffenburg vom Bezirk Unterfranken, behinderten Heim-
bewohnern den Besuch einer Förderstätte zu finanzieren. Über
die Forderung wurde im Sozialausschuss des Bezirkstags in
Würzburg lebhaft diskutiert.

Anlass war ein Antrag der
SPD-Fraktion, der das Begeh-
ren der Eltern sowie die gleich
lautende Forderung der unter-
fränkischen Wohlfahrtsverbän-
de aufgriff.

Eckpunktepapier

Die SPD verwies darauf, dass
der Bezirk 2004 ein bayernwei-
tes Eckpunktepapier zur Kon-
zeption von Tagesförderstätten
für schwerstbehinderte Men-
schen unterschrieben hat. Wie
es in dem Papier heißt, haben
auch Menschen mit schwersten
Behinderungen das Recht, tags-
über ihr Wohnheim zu verlassen
und an einem zweiten Lebens-
ort gefördert zu werden. Offen-
sichtlich, so SPD-Bezirksrätin
Eva-Maria Linsenbreder, nimmt

der Bezirk diese Vereinbarung
nicht ernst. Als einziger Bezirk
in Bayern verweigere er Heim-
bewohnern den Besuch einer
Förderstätte.

Geforderte Prüfung

Während die SPD die bedin-
gungslose Umsetzung der För-
derstättenkonzeption in Unter-
franken forderte, verlangte die
CSU-Fraktion angesichts der
„Millionenbeträge“ für deren
Umsetzung eine „ergebnisoffe-
ne“ Prüfung der aufgestellten
Forderungen. Bei der Analyse
soll laut CSU-Fraktionsvorsit-
zendem Dr. Peter Motsch insbe-
sondere der aktuelle Konflikt in
Aschaffenburg analysiert wer-
den. Dort plant das St. Josef
Stift in Eisingen (Kreis Würz-

burg) den Bau zweier Behinder-
tenwohnheime mit insgesamt
28 Plätzen. Bisher verlangte der
Bezirk, dass die schwerstbehin-
derten Menschen, die dort künf-
tig leben werden, tagsüber im

Heim selbst beschäftigt werden.
Dies lehnt das Stift laut Vor-
standsassistent Ralf Wentritt
strikt ab.

Laut Wentritt kann es zur
„Hospitalisierung“ der Heimbe-
wohner führen, wenn sie den
ganzen Tag nicht aus dem
Wohnheim herauskommen,
stets die gleichen Mitbewohner
und die gleichen Mitarbeiter se-
hen. Die Spannungen, die dann
in den Gruppen entstehen kön-
nen, seien weder für die Bewoh-
ner noch für das Personal gut.
Ében aus dieser Beobachtung
heraus bemühe sich das Stift
an seinem Hauptsitz Eisingen
seit mehreren Jahren, kleinere
Wohngruppen außerhalb des
Stiftsgeländes in umliegenden
Ortschaften einzurichten. Viele
der behinderten Menschen, die
aus dem Heim in die dezentrale
Wohngruppen ziehen, „blühen
dort regelrecht auf“, so Wentritt.

„Hospitalisierungsschäden“

Auch die Bundesbehinder-
tenbeauftragte Karin Evers-
Meier sprach im Januar bei
ihrem Würzburg-Besuch von
„Hospitalisierungsschäden“ bei
behinderten Menschen, die
rund um die Uhr aufeinander
hocken, nur selten vor die Türe
kommen und kaum mit Men-
schen außerhalb des Heims
Kontakt haben. Die bisherige
Richtlinie des Bezirks, nur je-
nen Behinderten den Besuch
einer Förderstätte zu finanzie-
ren, die in ihrer Familie betreut

hen werden, wollen tagsüber
in die Tagesförderstätte in
Stockstadt gehen. Die CSU-
Fraktion möchte weiter wis-
sen, welche Fahrtkosten da-
für anfielen. Würde es den
Aschaffenburger Behinderten
erlaubt, die Förderstätte zu be-
suchen, könnte dies anderen
behinderten Heimbewohnern
in Unterfranken nicht länger
verboten werden. Vor diesem
Hintergrund solle die Verwal-
tung herausfinden, welche Ko-
sten dadurch entstünden.

Nach Schätzungen der unter-
fränkischen Lebenshilfe würden
in Unterfranken aktuell rund
100 Heimbewohner von der
Förderung eines zweiten Le-
bensmilieus profitieren. Pro Be-
wohner und Tag würde der
Rechtsanspruch auf einen Platz
in der Tagesförderstätte mit
durchschnittlich 50 Euro zusätz-
lich zu den Kosten für die Be-
treuung im Wohnheim zu Buche
schlagen. Pat Christ

Stichwort: Tagesförderstätte
Tagesförderstätten sind Ein-

richtungen für Erwachsene, die
so schwere Handicaps haben,
dass sie nicht in einer Werkstätte
für Behinderte arbeiten können.
In den Förderstätten nehmen sie
an musisch-kreativen Angeboten
und Bewegungsaktivitäten teil
und verrichten einfache Arbeiten.
Die Förderstätten zielen darauf
ab, die Persönlichkeitsentwick-
lung der schwerstbehinderten
Menschen durch ein anregendes
Umfeld zu unterstützen. pat

werden, bezeichnete Evers-
Meier damals als „zutiefst un-
menschlich“.

Die CSU-Fraktion will von
der Bezirksverwaltung nun ge-
nau wissen, inwieweit sich das
Förderangebot für behinderte
Menschen in Wohnheimen
von den Förderangeboten in
einer Tagesstätte unterschei-
det. Die schwerstbehinderten
Menschen, die in einem Jahr
in das neue Wohnheim des St.
Josefs Stift in der Ansbacher
Straße in Aschaffenburg zie-

Neues Praxishandbuch des C. H. Beck Verlags:

Recht der kommunalen
Haushaltswirtschaft

Das Recht der kommunalen Haushaltswirtschaft befindet
sich derzeit im Umbruch: Zu bewältigen ist der System-
wechsel von der Kameralistik zur Doppik („Doppelte
Buchführung in Konten“). Entsprechende Reformgesetze
sind z.B. in Nordrhein-Westfalen und Hessen bereits in
Kraft getreten. In vielen anderen Ländern sind die gesetz-
geberischen Planungen weit fortgeschritten.

Das kommunale Haushaltswirtschaftsrecht ist für alle Kom-
munen von Bedeutung: In Zeiten knapper Kassen sind die
kommunalen Kämmereien zu einer effizienten Haushalts-
führung nach Maßgabe des neuen Rechts angehalten. Das vor-
liegende Handbuch gibt praktische Hilfestellungen bei der Sy-
stemumstellung sowie bei der Anwendung der neuen Buch-
führungsregeln.

Der erste Teil bearbeitet das „Recht der kommunalen Haus-
haltswirtschaft in der Konzeption - von der Kameralistik zur
Doppik“, der zweite Teil trägt der „Kommunalen Haushalts-
wirtschaft in Gesetzgebung und Praxis“ Rechnung. Der dritte
Teil legt das „Recht der kommunalen Haushaltswirtschaft in
der Perspektive - aktuelle Reform und Aussichten“ dar.

Das Werk richtet sich an Kommunal-, Landes- und Bundes-
behörden (Juristische Dezernenten und Referenten in den Be-
reichen Finanzen/Recht/Personal/Organisation, Kämmerer,
Mitarbeiter der Aufsichts- und Rechnungsbehörden, politische
Entscheidungsträger wie Bürgermeister, Landräte, Gemein-
deräte, Haushaltsexperten), Hochschulen, Verwaltungsrichter
sowie Rechtsanwälte und Steuerberater.

Prof Dr. Hans-Günter Henneke/Heinz Strobl/Dr. Därte
Diemert (Hrsg.t, Recht der kommunalen Haushaltswirt-
schaft, Verlag C. H. Beck, 2008, XIX, 549 Seiten, in Leinen

118,00, ISBN: 978-3-406-57088-9.

Hochbaumaßnahmen im
Landkreis Augsburg

Über 33 Mio. Euro sollen in den nächsten vier Jahren
investiert werden

Knapp 23 Mio. Euro für Hochbaumaßnahmen sieht das Investi-
tionsprogramm des Landkreises in den nächsten vier Jahren vor.
Nochmals 10,5 Millionen Euro sollen im Tiefbaubereich für Kreis-
straßen, Geh- und Radwege ausgegeben werden. Diese Zahlen
stellten jetzt Landrat Martin Sailer und Kreisbaumeister Frank
Schwindling im Bau- und Umweltausschuss des Landkreises vor.

Den größten Einzelbrocken im
Investitionsprogramm macht die
Generalsanierung des Gymnasi-
ums Königsbrunn mit über 22
Millionen Euro aus. Dies war
auch der Grund warum der Aus-
schuss in der Mensa des Gymna-
siums tagte. Im März 2009 soll
es mit ersten Abbrucharbeiten
losgehen.

Zweitgrößter Einzelposten im
Hochbau ist die geplante Biomas-
seheizanlage am Schulzentrum
Neusäß. Hierfür sind 830.000
Euro eingeplant. Hiermit soll ein
weiterer Punkt im „Energiespar-
und Klimaschutzprogramm“ des
Landkreises umgesetzt werden.
Einer grundlegenden Sanierung
bedürfen auch die beiden Sit-
zungssäle im Landratsamt. So-
wohl der große Saal für die Kreis-
tagssitzungen als auch der kleine
für die Ausschusssitzungen wur-
den vor 30 Jahren eingerichtet

und seitdem – mit Ausnahme ei-
nes Farbanstrichs – nicht mehr
modernisiert. Jetzt sollen sie für
1,2 Millionen Euro neu möbliert
sowie die Technik und Ausstat-
tung auf einen zeitgemäßen Stand
gebracht werden. Dazu gehören
auch die Sanierung der Lüftungs-
anlage, derAustausch der Fenster
und der Einbau eines Sonnen-
schutzes.

Straßenbau

Im Straßenbau sind die größten
Einzelmaßnahmen die Oberbau-
verstärkung auf der Kreisstraße
A2 zwischen Langerringen und
Schwabmühlhausen mit einem
Kreisverkehr am Ortsausgang
Langerringen sowie der Ausbau
der Ortsdurchfahrten von Biburg
(im Jahr 2010), Klimmach
(2011), Birkach (2012) und Erk-
hausen (2010).

Investitionsrückstand der Kommunen:

Ein Abbau ist möglich
Studie des Deutschen Instituts für Urbanistik

Berlin. Der bis zum Jahr 2020 mit 704 Mrd. Euro bezifferte In-
vestitionsbedarf der Kommunen stellt nicht nur die Städte und
Gemeinden, sondern auch Bund und Länder vor große Her-
ausforderungen. Um die notwendigen Investitionen in die Ver-
besserung, den Erhalt und den Ausbau der Infrastruktur -
Straßen, Ver- und Entsorgungseinrichtungen, Verwaltungsge-
bäude, Schulen und vieles mehr - leisten zu können, sind die
Kommunen stärker als bisher gefordert, strategisch zu han-
deln und neue Finanzierungsinstrumente zu nutzen. Zusätzlich
ist auch eine Erhöhung der Zuweisungen von Bund und Län-
dern und die Bereitstellung zusätzlicher Fördermittel in Höhe
von insgesamt etwa 1 Mrd. Euro pro Jahr notwendig.

Diese und viele andere Einzel-
aussagen finden sich in der
Difu-Studie „Investitionsrück-
stand und Investitionsbedarf der
Kommunen - Ausmaß, Ursa-
chen, Folgen und Strategien“,
die nun der Öffentlichkeit zu-
gänglich gemacht worden ist.
Nachdem bereits im April 2008
erste Eckwerte zum Investiti-
onsbedarf der Kommunen vor-
gestellt wurden, liegen nun die
vollständigen Ergebnisse der
Schätzung für 2006 bis 2020,
für zehn kommunale Infrastruk-
turbereiche im Detail, jeweils
auch separat für die neuen und
alten Bundesländer, vor.

Schulen im Visier

Schulen gehören zu den Be-
reichen, in denen besonders viel
investiert werden muss. Hier
sind zur Sanierung und Auf-
rechterhaltung einer angemes-
senen Qualität der Infrastruktur
bis zum Jahr 2020 Investitionen
in Höhe von 78,5 Mrd. Euro er-
forderlich. Auf die kommunalen
Schulen entfallen davon 73
Mrd. Euro, der Rest betrifft Ein-
richtungen anderer Träger.

Allein für die erforderliche
Erneuerung vorhandener Schul-
gebäude und deren Ausrüstung
(Ersatzbedarf) sind Investitio-
nen in Höhe von 28,5 Mrd. Eu-
ro in den alten Bundesländern
bzw. 6,6 Mrd. Euro in den neu-
en Bundesländern notwendig.
Daneben sind umfangreiche
Maßnahmen für die Erweite-
rung der IT-Ausstattung, für die
energetische Gebäudesanierung
oder auch im Zusammenhang
mit der Anpassung der Schulge-
bäude an die Anforderungen
von Ganztagsschulen erforder-
lich. Der Investitionsbedarf in
diesen Bereichen wurde für die
alten Bundesländer auf 32,3

Mrd. Euro und für die neuen
Bundesländer auf 5,2 Mrd. Eu-
ro geschätzt. Eine Besonderheit
im Schulbereich ist, dass sich
der ermittelte Erweiterungsbe-
darf nicht aus wachsenden
Schülerzahlen ergibt. Hier wird
zum Teil von deutlichen Rück-
gängen ausgegangen. Die Maß-
nahmen werden vielmehr not-
wendig, weil die vorhandenen
Gebäude häufig nicht den
wachsenden Anforderungen an
moderne Bildungseinrichtungen
gerecht werden.

Klarer Zusammenhang

Am Bildungsbereich wird
deutlich, dass die Folgewirkun-
gen unterlassener Investitionen
nicht nur monetäre bzw. ökono-
mische Folgen haben, sondern
auch weitergehende Wirkungen
z. B. auf den Bildungserfolg,
zeitigen können. So besteht bei-
spielsweise zwischen dem Zu-
stand eines Schulgebäudes und
der schulischen Leistung der
Schülerinnen und Schüler ein
Zusammenhang. Dabei kommt
es nicht nur auf den baulichen
Zustand an, sondern auch auf
den Zuschnitt der Klassenräu-
me, den Lärmpegel, die Raum-
temperatur etc.

Alter und Qualität

Die Bedingungen der schuli-
schen Einrichtungen haben
nach vorliegenden Studien aus
den USA einen wichtigen Ein-
fluss auf die Leistungen der
Schülerschaft und die Effekti-
vität der Lehrkräfte. Gerade in
älteren Gebäuden treten damit
Probleme auf, so dass statistisch
gesehen das Alter des Schulge-
bäudes einen guten Hinweis auf
dessen Qualität gibt. Die Lei-
stungen der Schülerschaft in ge-

pflegten und gut ausgestatteten
Schulgebäuden lagen in den
meisten untersuchten Fällen
über den schulischen Leistun-
gen von Schülerinnen und
Schülern in problematischen
Schulgebäuden, unabhängig
von der Sozialstruktur und an-
deren Faktoren.

Plädoyer für
konzertierte Aktion

Im Schulbereich hat sich über
die Jahre ein Investitionsrück-
stand in Höhe von sechs Mrd. Eu-
ro angesammelt. Nimmt man alle
anderen Infrastrukturbereiche wie
Straßen, Abwasser, Krankenhäu-
ser, ÖPNV usw. hinzu, lässt sich
nur der Nachholbedarf mit insge-
samt 75 Mrd. Euro beziffern. Die
Autoren sind aber der Meinung,
dass in den nächsten Jahren nicht
nur das aktuell notwendige Inve-
stitionsniveau gesichert, sondern
bis zum Jahr 2020 auch der Inve-
stitionsrückstand abgebaut wer-
den könnte. Es wird empfohlen,
die Investitionsanstrengungen in
einer konzertierten Aktion in den
Jahren 2009 bis 2015 zu forcie-
ren, um vor allem den Nachhol-
bedarf zu befriedigen.

Angemessenes Niveau

Für die Deckung des Ersatz-
und Erweiterungsbedarfs er-
scheint ein Investitionsniveau in
der gegenwärtigen Höhe (etwa
40 Mrd. Euro im Jahr 2005) als
angemessen. Den finanziellen
Spielraum für die erforderlichen
zusätzlichen Investitionen zum
Abbau des Investitionsrückstan-

des können die Kommunen
durch strategisches Investiti-
onsmanagement, den Einsatz in-
telligenter Finanzierungsinstru-
mente (z. B. Contracting-Model-
le) und PPP-Projekte erlangen.
Die erreichbaren positiven Ef-
fekte würden zwar erst mit ei-
ner gewissen zeitlichen Verzö-
gerung eintreten, könnten dann
aber weit über das Jahr 2020
hinaus eine nachhaltige Wir-
kung erzeugen.

PPP-Projekte

Auch bzw. gerade im bereits
zitierten Schulbereich haben
sich Public-Private-Partnership-
Projekte (PPP-Projekte) als Be-
schaffungsvariante etabliert,
wie die Difu-Studien zu PPP
zeigen. Auch für andere Investi-
tionsschwerpunkte können PPP
geeignet sein.

Kriterien für die Bewertung
der PPP-Affinität sind dabei bei-
spielsweise die Komplexität des
Vorhabens sowie damit zusam-
menhängende Standardisie-
rungsmöglichkeiten, der Innova-
tionsgehalt, die zu erwartenden
Risiken, das Investitionsvolu-
men aber auch die politische
Grundstimmung im Umfeld des
Projektes. Die Entwicklungsper-
spektiven sind je nach Infra-
strukturbereich unterschiedlich
und für jedes einzelne Vorhaben
zu prüfen. Die vorliegende Studie
kommt jedoch zu dem Ergebnis,
dass die größten Entwicklungs-
potenziale für PPP zukünftig in
den Bereichen Schulen, Sport/
Freizeit/Tourismus und Straßen
liegen dürften.

Guter Start für
Infrastrukturförderung
Bayerns Städte und Gemeinden nehmen das neue Finanzie-
rungsangebot der LfA Förderbank Bayern gut an: Zwei Mo-
nate nach Start des Infrakredit Kommunal hat die Förder-
bank zinsverbilligte Darlehen in Höhe von 17,5 Millionen Euro
für Infrastrukturmaßnahmen zugesagt.

Die bereit gestellten Förder-
mittel stoßen kommunale Inve-
stitionen von über 40 Millionen
Euro an. Das Geld fließt vor al-
lem in die Verbesserung der Ab-
wasserentsorgung und in Ver-
kehrsprojekte.

Der bayerische Finanzminister
Erwin Huber zeigt sich erfreut:
„Der Standortvorteil Bayerns
wächst. Denn das neue Förder-
programm erleichtert Kommu-
nen die Finanzierung und hilft,
die Infrastruktur auf den neue-
sten Stand zu bringen.“

LfA Vorstand Dr. Otto Beierl
bestätigt: „Eine moderne kom-
munale Infrastruktur ist die Basis
für einen leistungsfähigen Wirt-
schaftsstandort. Die gute Nach-

frage beim durch KfW und LfA
zinsverbilligten Infrakredit Kom-
munal entspricht unseren Erwar-
tungen und kommt letztendlich
auch den heimischen Betrieben
zugute.“

Das Angebot, mit dem Infra-
kredit Kommunal bis zu 50 Pro-
zent des gesamten Kreditbedarfs
zu finanzieren, wurde in allen
Förderanträgen voll ausgenutzt.
Förderbereiche sind Investitio-
nen in Wasserversorgung, Ab-
wasserentsorgung sowie Ver-
kehrsinfrastruktur einschließlich
dem Personennahverkehr. Der
Antrag für den Infrakredit Kom-
munal wird direkt bei der LfA
gestellt. Das Verfahren ist ein-
fach und schnell.
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EINE GUTE ART, FAMILIEN ZU FÖRDERN,
IST SIE GÜNSTIG ZU BEFÖRDERN.

Alle reden von Familienentlastung. Wir tun etwas dafür. Mit günstigen Angeboten
für Familien und einem gut ausgebauten Bus- und Bahnnetz sorgen wir dafür,
dass alle Generationen in Deutschland mobil bleiben. Und nicht nur die: 27 Millionen
Fahrgäste begleiten wir täglich durch den Alltag. Damit sind wir aus der „Familie
Deutschland“ nicht wegzudenken.

www.deutschland-bleibt-mobil.de

VDV-Jahresbericht 2007:

Trübe Aussichten bei der
ÖPNV-Finanzierung

Wie der Jahresbericht 2007 des Verbandes Deutscher Ver-
kehrsunternehmen VDV ausweist, konzentrierte sich dessen
verkehrspolitische Arbeit im Bereich ÖPNV insbesondere auf
den rechtlichen Ordnungsrahmen auf europäischer Ebene so-
wie auf die bedarfsgerechte Weiterentwicklung der Finanzie-
rungsinstrumente. Einen Höhepunkt der Verbandsarbeit bil-
dete die Jahrestagung in Halle an der Saale.

Nach über sieben Jahren Be-
ratung konnte das EU-Rechtset-
zungsverfahren „Nachfolge-
Verordnung 1191“ im Berichts-
jahr abgeschlossen werden. Rat,
Kommission und Europäisches
Parlament einigten sich nach
zähen Verhandlungen auf einen
tragfähigen Kompromiss. Die
neue Verordnung wird am 3.
Dezember 2009 in Kraft treten.
Die Gesamtbewertung des er-
reichten Kompromisses ist nach
Ansicht des VDV „nicht ein-
deutig positiv oder negativ“:
Der Kompromiss anerkenne im
Kern die heute anzutreffende
Vielfalt der Organisation und
Finanzierung des ÖPNV in Eu-
ropa. Die Gebietskörperschaf-
ten dürften danach weiterhin
selbst entscheiden, ob sie den
ÖPNV selbst erbringen oder mit
eigenen oder anderen Unterneh-
men durchführen lassen.

Kompromiss

Der Kompromiss bringt laut
Verband eine Reihe förmlicher
Voraussetzungen, unter anderem
Berichtspflichten an die Öffent-
lichkeit und an Brüssel und for-
muliert Mindeststandards an die
Mitgliedsstaaten zur Gewährlei-
stung von Rechtsschutz. Darüber
hinaus werden einheitliche Re-
geln für die Gewährung von Zu-
schüssen aus öffentlichen Kas-
sen gesetzt. Auf Druck der
Mehrheit im EP sei leider entge-
gen dem entschiedenen Petitum
des Verbandes die Freiheit der
Gebietskörperschaften und Ver-
kehrsunternehmen, Nachunter-
nehmer zuzulassen beziehungs-
weise einzusetzen, erheblich be-
schränkt.

Auch die Länder-ÖPNV-Geset-
ze werden zu ändern sein, etwa in
Bezug auf die Klarstellung, wel-
che „zuständigen Behörden“

Maßnahmen auf dem Gebiet des
ÖPNV ergreifen dürfen. Dabei
können die wesentlichen Bestand-
teile des bewährten ÖPNV-
Rechtsrahmens in Deutschland
aufrechterhalten bleiben. Trotz
des Zeitdrucks aufgrund des bal-
digen Inkrafttretens der Verord-
nung besteht laut VDV kein An-
lass zu übertriebenem Aktionis-
mus. Bund und Länder seien
„gut beraten, jetzt das Notwendi-
ge mit Augenmaß und Sorgfalt
zu tun“.

Paukenschlag

Wie der VDV darlegt, hat der
Bundesfinanzhof mit einem Ur-
teil vom 22. August 2007 (Az. I
R 32/06) bei weiten Teilen der
kommunalen Wirtschaft für ei-
nen Paukenschlag gesorgt. Das
Gericht sah in der mittelbaren
Übernahme der Verluste seines
strukturell dauerdefizitären Bä-
derbetriebes durch eine verbun-
dene Konzerngesellschaft, die
im Bereich Grundstücksent-
wicklung Gewinne erzielte, eine
verdeckte Gewinnausschüttung
an die Trägerkommune des Ver-
bundes. Die Bädergesellschaft
hätte direkt von der Kommune
einen schuldrechtlichen Aus-
gleich für die ihr übertragenen
defizitären Tätigkeiten einfor-
dern müssen. Werde darauf ver-
zichtet, sei das steuerliche Ein-
kommen der Bädergesellschaft
fiktiv zu erhöhen.

Festhalten an der Praxis

Die im Organkreis erwirt-
schafteten Gewinne können
nach dem Richterspruch nicht
mehr mit Verlusten verrechnet
werden und sind zu versteuern.
Auch wenn das Urteil nur eine
untypische Zusammenfassung
nicht wechselseitig eng verbun-

dener Tätigkeiten betrifft, habe
dieses, so betont der VDV,
zunächst einmal sämtliche im
Querverbund zusammengefasste
Verbundaktivitäten, insbesondere
im Bereich Versorgung und
Verkehr, in Frage gestellt. Nach-
dem die kommunalen Spitzen-
und Unternehmensverbände
die volkswirtschaftliche Dimen-
sion eines Wegfalls des steuerneu-
tralen Ergebnisausgleiches für die
Finanzierung unverzichtbarer Da-
seinsvorsorgeaufgaben darlegen
konnten – immerhin stehen allein
im Verkehrssektor hohe dreistelli-
ge Millionenbeträge zur Disposi-
tion – habe das Bundesfinanzmi-
nisterium mit einem so genannten
Nichtanwendungserlass bekräf-
tigt, an der langjährigen Verwal-
tungspraxis festzuhalten.

Mögliche Absicherung

Die Verwaltung will die Über-
tragbarkeit auf andere Konstella-
tionen und die Möglichkeiten ei-
ner gesetzlichen Absicherung
unter Beteiligung der betroffe-
nen Verbände prüfen. Da beim
BFH weitere Fälle steuerlich zu-
sammengefasster kommunaler
Tätigkeiten anhängig sind, lässt
sich die bisherige Praxis mögli-
cherweise nicht auf Dauer ohne
eine gesetzliche Absicherung
aufrechterhalten. „Immerhin
schafft das besonnene Einlen-
ken der Finanzverwaltung die
Grundlage dafür, in einem ge-
ordneten Verfahren die steuerli-
che Absicherung der Stadtwer-
keverbünde ohne dramatische
Folgen für die Finanzlage der
Kommunen dauerhaft zu errei-
chen“, so der Verband Deutscher
Verkehrsunternehmen.

Erosionsprozess

Fortgesetzt hat sich laut Ge-
schäftsbericht der seit Jahren zu
konstatierende Erosionsprozess
bei der Mitfinanzierung des ÖP-
NV aus öffentlichen Kassen bei
den anderen Finanzierungsquel-
len. Zwar bemühten sich die
Länder in ihren Fortschreibun-
gen der GVFG-Länderprogram-
me, die verbleibenden Bundes-
mittel an die Länder nach dem
so genannten „Entflechtungsge-
setz“ maßvoll und umsichtig zu
verwenden. „Fakt bleibt aber:
Das von Bund und Ländern be-
schlossene Ende dieser seit Jahr-
zehnten bewährten ÖPNV-Fi-
nanzierungsquelle kommt näher.“

Ab 2007 bis Ende 2013 stelle
der Bund den Ländern jährliche
und nicht dynamisierte Festbe-
träge in Höhe von ca. 1,34 Milli-
arden Euro zweckgebunden für
die Verbesserung der Verkehrs-
verhältnisse der Gemeinden zur
Verfügung. Bis Ende des Jahres
2013 wird dieser Betrag durch
den Bundesgesetzgeber über-
prüft und in dann angepasster
Höhe nur noch von 2014 bis
2019 gewährt; in diesem Zeit-
raum entfällt die Zweckbindung
zugunsten der gemeindlichen
Verkehrsverhältnisse, es ver-
bleibt lediglich eine allgemeine
„investive“ Zweckbindung.

Wenig Hoffnung

Auch wenn für 2019 eine wei-
tere Neuregelung des Finanzaus-
gleichs in der Bundesrepublik
Deutschland angekündigt ist:
Viel Hoffnung, dass die Städte
und Gemeinden dann eigenstän-
dig in der Lage sein werden,
größere ÖPNV-Investitionen zu
finanzieren, besteht dem VDV
zufolge angesichts der sich ver-
schärfenden finanzpolitischen
Herausforderungen – die Stich-
worte lauten insbesondere „de-
mographische Entwicklung“ und

„Kollaps der Sozialsysteme“ –
aber wohl nicht. Besonders fatal
für den ÖPNV sei das vorgese-
hene Auslaufen dieser Bundesfi-
nanzhilfen Ende 2019. Denn der
ÖPNV-Investitionsbedarf in
Deutschland werde dann nicht
gesättigt sein.

STUVA-Untersuchung

Dies zeige die von der Studien-
gesellschaft für unterirdische Ver-
kehrsanlagen (STUVA) vorgeleg-
te Untersuchung „Investitions-
bedarf des ÖPNV 2003 bis
2012“.Aus ihr ergebe sich zum
einen, dass die Bedeutung der
Grunderneuerung der in den alten
Ländern in die Jahre kommenden
ÖPNV-Anlagen erheblich zuneh-
men wird mit der Folge anstei-
gend hoher Bedarfe, zum anderen
bestehe in den jungen Bundeslän-
dern immer noch Nachholbedarf
beim Neu- und Ausbau von ÖP-
NV-Betriebsanlagen.

Ersatzfinanzierungsquelle

Hinzu komme, dass die zuneh-
mende Belastung der Umwelt
durch den Kraftfahrzeugverkehr
(Treibhausgase, Lärm, Flächen-
verbrauch) weitere Anstrengun-
gen zur Änderung der Verkehrs-
mittelwahl dauerhaft erforderlich
macht. Der von der STUVA er-
mittelte Gesamtinvestitionsbe-
darf für die Aufrechterhaltung le-
diglich bisheriger Standards –
ohne einen verkehrs- und um-
weltpolitisch wünschenswerten
massiven Ausbau des ÖPNV –
liegt nach Angaben des VDV
beispielsweise allein für die Jah-
re 2008 bis 2012 bei über 16 Mil-
liarden Euro. Deshalb setzt sich
der Verband für eine langfristig
wirkende Ersatzfinanzierungs-
quelle zugunsten von ÖPNV-In-
vestitionen ein, die am objekti-
ven Bedarf orientiert ist. DK

Regionaler Planungsverband Oberfranken-Ost:

Brennpunkt Verkehr
Bayreuth - Bei der Sitzung des Regionalen Planungsverbands
Oberfranken-Ost wurden die Stellvertreter des Vorsitzenden,
Oberbürgermeister Dr. Harald Fichtner (Bayreuth) neu gewählt.

Die Funktion des bisherigen
ersten Stellvertreters übernimmt
der Kulmbacher Landrat Klaus
Peter Söllner und in das Amt
des zweiten Stellvertreters wur-
de die Marktredwitzer Oberbür-
germeisterin Dr. Birgit Seelbin-
der gewählt. Die Neuwahl war
wegen des Ausscheidens des
früheren Bayreuther Landrats
Dr. Klaus-Günter Dietel, der bei
dieser Sitzung offiziell verab-
schiedet wurde, notwendig ge-
worden.

Strukturuntersuchung

Weitere Schwerpunkte der
Sitzung waren ein Sachstands-
bericht zur Reaktivierung der
Bahnverbindung Selb-Asch
bzw. Hof-Eger, für den sich seit
Jahren Kommunal- und Regio-
nalpolitiker, der Planungsver-
band und auch die Euregio
Egrensis einsetzen.

OB Fichtner nahm Bezug auf
ein Schreiben der Bayerischen
Wirtschaftsministerin Emilia
Müller, in dem diese eine ergän-
zende Untersuchung zum Inve-
stitionsbedarf für die Ertüchti-
gung ankündigt. Außerdem soll
eine Strukturuntersuchung zur
Ermittlung des aktuellen Ver-

kehrsaufkommens in Auftrag
gegeben werden mit dem Ziel,
auch die Auswirkungen auf
den Logistikstandort Hof zu
bewerten. Diese Untersuchun-
gen im Auftrag des Wirt-
schaftsministeriums sollen im
Herbst 2008 abgeschlossen
werden.

Angestrebter
Schulterschluss

Darüber hinaus wies der Bun-
destagsabgeordnete Dr. Karl-
Theodor Frhr. zu Guttenberg
auf Pläne der Bahn hin, die ko-
stenlose Mitnahme von Fahrrä-
dern in Zügen in Oberfranken
ab dem nächsten Jahr einzustel-
len. Die Bedeutung dieser für
den Tourismus und die Bürger
Oberfrankens wichtigen Servi-
ceeinrichtung wird von der Ver-
bandsversammlung ausdrück-
lich betont. Angestrebt wird ein
Schulterschluss zwischen den
Gebietskörperschaften in ganz
Oberfranken, um mit der Deut-
schen Bahn eine Einigung zu
vertretbaren Konditionen zu er-
reichen. Alle Vertreter der Städ-
te, Landkreise und Gemeinden
fassten hierzu einen einstimmi-
gen Beschluss. DK

LfU-Jahresbilanz:

Verkehrslärm bleibt Brennpunkt
„Verkehrslärm wird uns auch weiterhin stark beschäftigen“, er-
klärte Albert Göttle, Präsident des Bayerischen Landesamtes für
Umwelt (LfU), bei derVorstellung des neuen Jahresberichts in Hof.

Bei Umfragen sind die Klagen
über Verkehrslärm nach wie vor
zu hoch. Die erste Lärminventur
auf Bayerns Straßen hat das LfU
Anfang des Jahres abgeschlossen
und im Internet veröffentlicht.

An den Lärm-Brennpunkten
müsse nun, so Göttle, gezielt Ab-
hilfe geschaffen werden: „Auto-
und Reifenhersteller, Straßen-
bauer und Kommunen sind ge-

meinsam gefordert, die Lärmbe-
lastung zu verringern“.

Die betroffenen Kommunen
haben sich jetzt mit den soge-
nannten Lärmaktionsplänen an
den Bundes- und Staatsstraßen
zu befassen. Das LfU stellt dafür
die Daten der Lärmberechnun-
gen zur Verfügung: „Damit ent-
lasten wir die Kommunen“, be-
tonte Göttle.

26. Passauer Landkreissonderzug
300 Landkreisbürger hatten sich jüngst aufgemacht, mit ihrem
Landrat Franz Meyer (2. v. r.) eine Bahnerlebnisreise unter
dem Motto „Ein Landkreis geht auf Reisen“ nach Rothenburg
ob der Tauber zu machen. Der Reisezugwagen fuhr zunächst
mit einer Schnellzugdampflok nach Nürnberg und dann mit
einer E-Lok bis Steinach, von wo es lediglich mit einer Diesel-
lok weitergehen konnte. Besonders erfreulich für die Land-
kreisbürger war es schon im Zug, dass sie dort Gelegenheit
hatten, mit ihrem Landrat Franz Meyer und dem regionalen
Landtagsabgeordneten Dr. Gerhard Waschler (2. v. l.) zu re-
den. In Rothenburg ob der Tauber wurde die Gruppe standes-
gemäß vom Ansbacher Landrat Rudolf Schwemmbauer will-
kommen geheißen, der zusammen mit fränkischen Führern die
Stadt auf einem Rundgang erläuterte. Text und Bild: Asen
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Busse und Bahnen gefragt wie nie zuvor:

Zwei Prozent mehr Fahrgäste
im 1. Halbjahr 2008

Immer mehr Menschen sind vom Kostenvorteil von Bussen und Bahnen überzeugt

Allein im ersten Halbjahr 2008 ist die Zahl der Fahrgäste von
Bussen und Bahnen um zwei Prozent gegenüber dem ersten
Halbjahr 2007 gestiegen. Das berichtete VDV-Hauptgeschäfts-
führerin Dr. Claudia Langowsky bei ihrem ersten Berliner Pres-
segespräch. „Mit rund 90 Millionen mehr Fahrten seit Anfang
dieses Jahres hat die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel et-
wa dreimal so stark zugelegt wie während der Fussball-WM
2006!“, so Frau Langowsky.

„Immer mehr Menschen sind
überzeugt vom Kostenvorteil des
Öffentlichen Personennahver-
kehrs. Denn für den Preis einer

das Bus- und Bahnfahren noch
attraktiver zu machen, indem die
Umsatzsteuer von derzeit sieben
auf fünf Prozent gesenkt wird“,

Lkw-Schlange im Jahr. Busse und
Bahnen sind somit der wichtigste
strategische Partner der Politik für
den Klimaschutz im Verkehrssek-
tor“, so Frau Langowsky.

Zuwachsprognosen
im Güterverkehr

Daraus leiten sich Forderungen
ab: Angesichts der Zuwachspro-
gnosen im Güterverkehr von über
70 Prozent bis 2025 seien Erhalt
undAusbau der Infrastruktur eine
verkehrs- und klimapolitische
Notwendigkeit. Hier sei mit dem
Masterplan Güterverkehr und Lo-
gistik ein erster, wichtiger Schritt
gemacht. Dieser müsse aber auch
konsequent umgesetzt werden.“

14 Mercedes-Benz Citaro für Münchner Stadtverkehr
Im Sommer wurden auf dem Marienplatz der bayerischen
Landeshauptstadt 14 Mercedes-Benz Busse an die Münchner
Verkehrsgesellschaft (MVG) übergeben. Rechts im Bild Chris-
tian Ude, Oberbürgermeister der Landeshauptstadt München,
links Herbert König, Vorsitzender der Geschäftsführung der
MVG. Daimler-Foto

Tankfüllung kann man mit einer
ÖPNV-Monatskarte einen gan-
zen Monat in seiner Stadt oder
Region mobil sein.“

Klimaschutzziele

Dabei verhielten sich die Nut-
zer des Öffentlichen Personen-
nahverkehrs (ÖPNV) zudem
noch umweltfreundlich: „Busse
und Bahnen erzeugen nur ein
Drittel des Kohlendioxids bei
gleicher Leistung“, sagte Frau
Langowsky. Denn in einem
durchschnittlich besetzen Stan-
dardlinienbus würden nur zwei
Liter Diesel pro Person und 100
Kilometer benötigt. Morgens im
Berufsverkehr sogar nur ein hal-
ber Liter.

„Der VDV unterstützt die ehr-
geizigen Klimaschutzziele der
Bundesregierung und schlägt der
Bundesregierung deshalb vor,

so Frau Langowsky. Das eu-
ropäische Recht lässt dies zu. Al-
lein im Linienverkehr würde die-
se Senkung eine jährliche Entla-
stung der Ticketpreise von rund
125 Millionen Euro ermöglichen
und so die Wahl öffentlicher Ver-
kehrsmittel positiv beeinflussen.

Mobilität sichern

In ihrem ersten Berliner Presse-
gespräch als neue Hauptge-
schäftsführerin des VDV erläuter-
te Dr. Claudia Langowsky zu-
dem, wo sie die Arbeitsschwer-
punkte der kommenden Jahre
sieht: „Busse und Bahnen sichern
die Mobilität von Personen und
Gütern. Täglich ersetzt der ÖP-
NV über 18 Millionen Autofahr-
ten und der Schienengüterverkehr
erspart deutschen Straßen 77.000
Lkw. Das ist umgerechnet eine
1,3 Millionen Kilometer lange

Schere beim ÖPNV

Im ÖPNV gibt es eine zuneh-
mende Schere: „Während es in
den boomenden Regionen auf-
grund der großen Nachfrage um
Erhalt und sogar Ausbau der In-
frastruktur geht, müssen wir in
anderen Gebieten intensiv darü-
ber sprechen, überhaupt ein
Grundangebot an öffentlichem
Verkehr zu erhalten. Hier sind
Bund und Länder gemeinsam in
der Verantwortung.“

„Busse und Bahnen haben
Hochkonjunktur. Die Verkehrs-
träger des öffentlichen Verkehrs
haben eine ernorme volkswirt-
schaftliche Bedeutung, sind
leistungsstark, innovativ und
haben große Kosten- und Um-
weltvorteile“, sagte Dr. Lan-
gowsky. Die Bundesregierung
müsse sich vor dem Hinter-
grund der prognostizierten Zu-
wächse daher mehr Gedanken
über eine ausreichende Finan-
zierung machen und diese si-
chern. „Denn ohne Mobilität ist
das Wirtschaftswachstum in
Deutschland in Gefahr!“

Verkehrsministerin Emilia Müller:

„Vorfahrt für den
ÖPNV in Bayern“

Bayern stärkt Öffentlichen Personennahverkehr
mit Zuweisungen von rund 50 Millionen Euro

Bayern stellt den Landkreisen und kreisfreien Städten für den
allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr in diesem Jahr
erneut mehr als 50 Millionen Euro an ÖPNV-Zuweisungen
zur Verfügung.

Verkehrsministerin Emilia
Müller: „Wir investieren mit den
ÖPNV- Zuweisungen in einen
leistungsfähigen öffentlichen
Personennahverkehr in ganz
Bayern. Damit stellen wir die
Signale für den ÖPNV auf Vor-
fahrt. Mit den Zuweisungen un-
terstützen wir die Kommunen,
ihr Nahverkehrsangebot auf ho-
hem Niveau zu sichern und at-
traktiv zu gestalten. Dies ist die
Basis für zufriedene Stammkun-
den und viele neue Fahrgäste.“.

Entwicklungsfaktor

Müller unterstrich, dass ein at-
traktiver öffentlicher Personen-
nahverkehr sowohl in den Bal-
lungsräumen als auch im ländli-
chen Raum wichtiger Entwick-
lungsfaktor und Staatsaufgabe
ist. Straßenbahnen, Busse und
unsere U-Bahnen leisten zudem,
so Müller, einen wichtigen Bei-
trag zum Umwelt- und Klima-
schutz. Die vier Großstädte
München, Regensburg, Augs-
burg, Würzburg sowie die Städ-
teachse Nürnberg - Fürth - Erlan-

gen werden laut Müller insge-
samt rund 17 Millionen Euro er-
halten.

Die übrigen rund 33 Millionen
Euro - also 66 Prozent - stehen
dem ÖPNV im ländlichen Raum
zur Verfügung. Müller: „Leis-
tungsfähige öffentliche Ver-
kehrsverbindungen mit U-Bahn,
Tram und Bus tragen wesentlich
zum wirtschaftlichen Erfolg ei-
ner Region bei. Sie sind wichtige
Standortfaktoren für die Städte
und die ländlichen Regionen des
Freistaates.“

Finanzierungsquelle

Die ÖPNV-Zuweisungen sind
eine wichtige Finanzierungs-
quelle für Verkehrsleistungen
des allgemeinen ÖPNV im Frei-
staat. Die Gelder werden in er-
ster Linie für den Linienbetrieb
mit Omnibussen eingesetzt und
tragen wesentlich zur Verbesse-
rung der Schnittstellen zwischen
Straße und Schiene bei. Die Mit-
tel werden über die Bezirksre-
gierungen an die Aufgabenträger
verteilt.

Staatsregierung kritisiert geplante Servicegebühr der DB AG :

Diskriminierend und
nicht akzeptabel

Bayern lehnt die neue Servicegebühr der DB AG ab. „Es ist
falsch, den Vertriebsweg Schalter über einen Zuschlag einseitig
zu verteuern. Diese Gebühr wird gerade diejenigen ab-
schrecken, die sich wegen der hohen Spritpreise erstmals für die
Eisenbahn interessieren. Damit setzt die Bahn ein völlig falsches
Signal gegen den umweltfreundlichen Verkehrsträger Schiene“,
kritisierte Bayerns Verkehrsministerin Emilia Müller.

Gerade Neukunden hätten ei-
nen besonders hohen Beratungs-
bedarf. Müller: „Statt neue Ex-
tra-Gebühren einzuführen, sollte
die Bahn besser einen kunden-
freundlichen Service zu transpa-
renten Preisen anbieten. Schließ-
lich versteht sich die DB AG als
umfassender Mobilitäts-Dienst-
leister. Die mit dem Zuschlag er-
zielbaren Einnahmen stehen
außer Verhältnis zum Schaden,
den die Bahn damit anrichtet.“

Müller forderte den Bund als
Eigentümer der Bahn auf, den
Schalterzuschlag zu stoppen. Es
ist nach den Worten Müllers dis-
kriminierend und nicht akzepta-
bel, dass durch diesen Bedienzu-

schlag vor allem technisch weni-
ger Versierte und Kunden ohne
Internetzugang abkassiert wür-
den. Müller: „Gerade Neukun-
den und ältere Menschen brau-
chen individuelle Beratung und
direkte Ansprache. Die Bahn
muss als wichtiges öffentliches
Verkehrsmittel hier eine beson-
dere Verpflichtung erfüllen.“ Die
Zahl der Reisezentren sei seit
2003 ohnehin schon von 1.100
auf 700 reduziert worden. Mül-
ler: „Informationen und Aus-
künfte gehörten untrennbar zur
Leistung, unabhängig davon, ob
der Reisende sie sich auch zum
Beispiel über das Internet besor-
gen könne.“

IAA Nutzfahrzeuge in Hannover:

Erdgasfahrzeuge als Antwort
auf steigende Dieselpreise

Der gestiegene Dieselpreis führt zu einer deutlichen Kosten-
belastung für die Betreiber von Fahrzeugflotten. Die Trans-
portbranche ist davon besonders betroffen.Aber auch Dienst-
leister und Handwerker brauchen Fahrzeuge, die wirtschaft-
lich sind und nicht durch Umweltauflagen in den Städten be-
hindert werden. Erdgasfahrzeuge bieten nicht nur ein enor-
mes Einsparpotenzial von bis zu 50 Prozent der Kraftstoffko-
sten, sondern auch freie Fahrt in Innenstädten.

Anlässlich der 62. IAA Nutzfahrzeuge, die vom 25. September
bis 2. Oktober 2008 in Hannover stattfindet, präsentieren nahezu
alle führenden Hersteller auf ihren Ständen Erdgasfahrzeuge für
unterschiedlichste Einsatzzwecke. So zeigen Fiat und Volkswa-
gen zum Beispiel ihre neuen Maxi-Modelle mit Erdgasantrieb,
die 2009 auf den Markt kommen werden. Der Fiat Doblò Cargo
Maxi Natural Power kann dank seines längeren Radstands ein La-
devolumen von bis zu vier Kubikmetern fassen und ist damit ein
ebenso wirtschaftlicher wie umweltschonender Kleintransporter.
Volkswagen präsentiert mit dem Caddy Maxi EcoFuel ein Modell
in der gleichen Fahrzeugklasse, das sich durch ein großes Tank-
volumen von 35 Kilogramm Erdgas auszeichnet, mit dem bei ei-
nem Verbrauch von etwa sechs Kilogramm auf 100 Kilometer ei-
ne Reichweite von zirka 570 Kilometern möglich ist. Opel zeigt
auf der IAA den Combo Kastenwagen 1.6 CNG ecoFLEX mit ei-
nem Werkstattausbau. Probefahrten sind in der Nähe des Ein-
gangs West an Halle 27 möglich. Die aktuell erhältlichen Erdgas-
motoren sind mit einer ansprechenden Dynamik ausgestattet, die
herkömmlichen Antrieben in nichts nachsteht.

Immer mehr Flottenbetreiber entdecken Erdgasfahrzeuge als
kostensparende und umweltschonende Alternative. Beim Duis-
burger Hygienedienstleister CWS-boco zum Beispiel ist eine
zweimonatige Testphase mit 25 Erdgasfahrzeugen so erfolgreich
verlaufen, dass das Unternehmen noch in diesem Jahr weitere 100
Erdgastransporter der Marken Iveco Daily CNG und Mercedes-
Benz Sprinter NGT anschaffen wird. Zur Zeit sind in Deutschland
rund 70.000 Erdgasfahrzeuge zugelassen, und die Fahrzeugher-
steller vermelden deutlich steigende Bestelleingänge neuer Fahr-
zeuge im ersten Halbjahr 2008.

Weitere Informationen zum Thema Erdgasfahrzeuge im
Internet unter www.erdgas-fahren.de.

Forschungsprojekt DIWA:

Mehr Sicherheit im
Straßenverkehr

München. In Anwesenheit des bayerischen Staatsministers des
Inneren Joachim Herrmann fand in der Verkehrszentrale Süd-
bayern die Abschlussveranstaltung des Forschungsprojekts DI-
WA (Direkte Information und Warnung für Autofahrer) statt.
Das von 2005 bis 2008 angelegte Projekt wurde gemeinschaftlich
von der BMW Group, dem bayerischen Innenministerium, dem
ADAC, der PTV, der GEWI sowie der Allianz Unfallforschung
und der TU München durchgeführt.

DIWA demonstriert durch
Feldversuche im Gebiet um Er-
ding, Freising und Ebersberg,
wie Verkehrswarnfunk und an-
dere sicherheitsrelevante Dienste
von der technischen Weiterent-
wicklung im Rundfunkbereich
profitieren können. Die Erpro-
bung eines frei verfügbaren
Dienstes zur Lokalen Gefahren-
warnung (LGW) stand beson-
ders im Vordergrund. LGW kann
den Fahrer in geeigneter Entfer-
nung per DAB (Digital Audio
Broadcast) vor einem vor ihm
liegenden Hindernis wie bei-
spielsweise einer Autobahnbau-
stelle warnen. „Die DIWA Er-
gebnisse zeigen bereits heute die
Alltagstauglichkeit der Technik
die auf der Digitalisierung des
Verkehrsfunks durch den neuen
Standard TPEG aufbaut“, erklärt
Dirk Kessler, Leiter Verkehrs-
technik und Verkehrsmanage-
ment, BMW Group.

Zusätzlich wurde der Dienst
Speedinfo erprobt. Hierbei wird
über dynamische Geschwindig-
keitsanzeigen die jeweils aktuel-
le, zulässige Höchstgeschwin-
digkeit ins Fahrzeug übermittelt.
Dieser Service dient vorrangig
der Erinnerung des Fahrers an
die aktuelle Geschwindigkeits-
begrenzung. Er wird über sein
Navigationssystem, Headup-
Display oder Radio informiert.

Durch die Umsetzung der Er-
gebnisse der Unfall- und Ver-
kehrsforschung haben sich in
den letzten 15 Jahren die Unfall-
zahlen und -folgen in Deutsch-
land bereits deutlich reduziert.
Während von 1990 bis 2005 die
Jahresfahrleistung von 574 Mrd.
km auf 684 Mrd. km anstieg,
sanken im selben Zeitraum die
Unfälle mit Personenschäden

von über 385.000 auf noch
knapp 328.000. Gemäß dem
„Weißbuch - Europäische Trans-
portpolitik für 2010“ soll die An-
zahl der Getöteten im Straßen-
verkehr bis 2010 auf Basisjahr
2000 halbiert werden.

An dieser Stelle setzt DIWA
an: Seit fast zehn Jahren wird der
Verkehrsinformationsdienst
RDS-TMC (Radio Daten Sy-
stem - Traffic Message Channel)
ausgestrahlt. RDS-TMC über-
mittelt Verkehrsmeldungen. Auf-
grund der zunehmenden Ver-
kehrsdichte und der damit ver-
bundenen erhöhten Anzahl von
Verkehrsmeldungen, stößt RMS-
TMC inzwischen an seine Kapa-
zitätsgrenze. DIWA nutzt das
neue Übertragungsprotokoll TPEG
(Transport Protocol Experts
Group) das schneller und weni-
ger fehleranfällig ist. Auch die
Standorterfassung im Straßen-
netz ist deutlich genauer: Kann
TMC lediglich eine Verkehrbe-
hinderung zwischen zwei Aus-
fahrten oder Kreuzungen über-
mitteln, ermöglicht TPEG eine
präzise Erfassung bis auf wenige
Meter genau. DIWA macht au-
ßerdem den paralllen Betrieb
verschiedener Informationsdien-
ste mit unterschiedlichem Inhalt
möglich. Zum Beispiel ein Ver-
kehrsinformationdienst und ein
Parkinformationsdienst, der nur
einer ausgewählten Kunden-
gruppe zur Verfügung steht.

Eine Möglichkeit für die
Übertragung mit TPEG ist DAB
(Digital Audio Broadcasting).
Diese digitale Rundfunktechno-
logie besitzt über 90% Flächen-
deckung in Deutschland. Damit
lassen sich die Unfallraten über
gezielte Informationen an den
Fahrer weiter reduzieren.
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Man muss nicht groß sein,
um Großes zu leisten.
Der neue Mercedes-Benz Unimog U 20.

Kompakt, leistungsstark und äußerst wendig: Mit nur 2,70 m Radstand und 12,60 m

Wendekreis ist der neue Unimog U20 wie geschaffen, um im kommunalen Einsatz Großes

zu bewegen. Ladekran und Kipppritsche machen ihn zur eigenständigen Transportlösung.

Selbst mit 18-t-Anhänger sind Sie mit bis zu 90 km/h am Einsatzort. Dank schnell wechsel-

baren Anbaugeräten ist der U20 ganzjährig ausgelastet und somit hoch wirtschaftlich.

Jetzt bei Ihrem Unimog-Partner oder unter: www.mercedes-benz.com/neuer-U20

Beutlhauser-Bassewitz GmbH & Co. KG

Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt

Tel.: 09453 99 11-10, Fax: 09453 99 11-06

E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de

Internet: www.bassewitz.de

Carl Beutlhauser GmbH & Co. KG

Albert-Ruckdeschel-Str.19, 95326 Kulmbach

Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81

E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de

Internet: www.beutlhauser.de

Henne-Unimog GmbH

Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten

Tel.: 089 12 06-6100, Fax: 089 12 06-6127

E-Mail: henne-unimog.hst@daimler.com

Internet: www.henne-unimog.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge

Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm

Tel.: 0731 97 56-214, Fax: 0731 97 56-410

E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com

Internet: www.wilhelm-mayer.com
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20.– 28. September 2008, München
Freigelände, Block I, Stand-Nr. 01ZLF

Das GaLaBau Fachprogramm – Informationen aus erster Hand:

Trendthemen der grünen Branche
Vom 17. bis 20. September 2008 erwartet die Fachbesucher der
GaLaBau wieder ein abwechslungsreiches Programm. Wis-
sensaustausch und Informationsvermittlung stehen dabei im
Vordergrund der angebotenen Fachtagungen.

Die GaLaBau ist als umfas-
sende Produktschau gleichzeitig
auch breit angelegtes Forum für
den fachlichen Meinungsaus-
tausch. Die messebegleitenden
Veranstaltungen, wie der bun-
desweite Landschaftsgärtner-
Cup, die Verleihung der GaLa-
Bau-Innovations-Medaille und

wird. Renate Friedrich vom
Grünflächenamt der Stadt Frank-
furt wird auf das Thema „Von
der Idee bis zur Umsetzung und
Bürgerakzeptanz“ eingehen und
Gerhard Roßkopf, Roßkopf Gar-
ten- und Landschaftsbau GmbH
& Co. KG, beschäftigt sich mit
„Bau und Entwicklungspflege“.

Garten-, Landschafts- und Sport-
platzbau“; Dipl.-Ing. Harms Wulf
mit Beiträgen zu den „Planungs-
anforderungen für seniorenge-
rechte Gärten“ und Alfred Voll-
mer, Diözesan-Caritasverband,
zuständig für stationäre Alten-
pflege, der um die „Anforderun-
gen an Gärten in der Altenhilfe“
weiß.

Schwimm- und Badeteiche

Schwimm- und Badeteiche,
sowohl im Privatgarten, in Hotel-
anlagen, als auch in Städten und
Gemeinden liegen nach wie vor
im Trend. Sie überzeugen durch
ihre Ästhetik, ihre Natürlichkeit
und ihren hohen Nutzwert.
Selbstverständlich stehen dabei
eine gute Wasserqualität und ein
funktionierendes Teichsystem
im Vordergrund. Die Gestaltung
von Schwimmteichen greift Gar-
tentrends wie Licht, Edelstahl
und Holz auf. Im Rahmen der
BGL-Fachtagung III: „Trends
bei privaten Schwimm- und Ba-
deteichen“ diskutieren Experten
am Freitag, 19. September, über
die neuesten Entwicklungen und
Trends. Die Fachtagung wird
von der Deutschen Gesellschaft
für naturnahe Badegewässer e.
V. (DGfnB) in Kooperation mit
dem BGL und der Forschungs-
gesellschaft Landschaftsent-
wicklung Landschaftsbau e. V.
(FLL) veranstaltet. Referenten:
Roland Lütkemeyer „Gestal-
tungsqualität von Schwimm-
und Badeteichen“; Bernhard
Mann „Licht am Schwimm-
teich“; Guido Manzke „Techni-

sche Qualität von Schwimm-
und Badeteichen“. Moderieren
wird Jörg Baumhauer, DGfnB.

Teamarbeit

Die zweite Veranstaltung, die
BGL-Fachtagung IV: „Hohe
Leistung + Spaß an der Arbeit“,
am Freitag, 19. September, in-
formiert zum Thema „Teamar-
beit“. Teamarbeit hat auch für
GaLaBau-Unternehmen eine
wesentliche Bedeutung. Top-
Teams erbringen herausragende
Leistungen und dazu macht die
Arbeit noch Spaß. Der Weg,
Top-Teams aufzubauen und fest
zu installieren, ist nicht immer
einfach – aber er lohnt sich. Der
Vortrag von Referent Klaus
Wolf, Unternehmensberater im
GaLaBau und Vorstand der
WCG Wolf Consulting Group
AG, gibt hierfür praxiserprobte
Anregungen und Ideen.

Vegetationstechnik
im Landschaftsbau

Bereits am Vortag der GaLa-
Bau können sich interessierte
Fachbesucher über „Vegetati-
onstechnik im Landschaftsbau“
informieren. Die Teilnehmer der
internationalen Fachtagung, or-
ganisiert von der Landschaftsbau
Service Bayern GmbH, werden
von Antoine Berger, Präsident
der ELCA – European Landsca-
pe Contractors Association, be-
grüßt. Es folgen sechs Vorträge
zu Themen wie: „Ohne Mykorr-
hiza kein pflanzliches Leben auf
dem Land“, „Green Concrete –
ein Perspektivenwechsel bei
Schotterrasen?“ und „Rasenplät-
ze in modernen Sportarenen“.
Weitere Informationen:
www.galabau.info-web.de.

Die GaLaBau in Nürnberg bietet ein breites Spektrum für alle
Entscheidungsträger, die Grünanlagen zu bewirtschaften haben.

des Internationalen Trendpreises
sowie die Fachtagungen, tragen
ganz entscheidend zur Attrakti-
vität der GaLaBau bei. Die In-
halte des Rahmenprogramms ge-
staltet der ideelle Träger der Ga-
LaBau, der Bundesverband Gar-
ten- und Landschafts- und Sport-
platzbau e. V. (BGL), wobei ak-
tuelle Themen und Trends stets
im Mittelpunkt stehen.

So setzen immer mehr Städte
mit Staudenpflanzungen im öf-
fentlichen Raum attraktive Ak-
zente. Bürger und Besucher er-
freuen sich an den abwechs-
lungsreichen Pflanzungen. Sie
bieten das ganze Jahr über ein
faszinierendes Farben- und For-
menspiel. Monotone Rasen- und
Cotoneasterflächen gehören da-
mit der Vergangenheit an.

Stauden
im öffentlichen Raum

In der BGL-Fachtagung I „Stau-
den im öffentlichen Raum“,
Donnerstag, 18. September, wird
unter anderem das Frankfurter
Projekt an der Friedrich-Ebert-
Anlage vorgestellt. Planerin,
Bauherr und Ausführende möch-
ten den grünen Berufsstand mo-
tivieren, sich für mehr Stauden
in der Stadt einzusetzen. Unter
den Referenten ist Landschafts-
architektin Christine Orel, die
zum Thema „Staudenverwen-
dung in der Stadt“ sprechen

Moderiert wird die Fachtagung
von August Forster, BGL-Präsi-
diumsmitglied und Vorsitzender
des BGL-Ausschusses „Land-
schaftsgärtnerische Fachgebiete“.

Gärten für Senioren

Ebenfalls am Donnerstag
Nachmittag, 18. September, be-
handelt die BGL-Fachtagung II
das Thema „Gärten für Senio-
ren“. Senioren wollen aktiv am
Leben teilhaben und im Alltag
wie in der Freizeit die größtmög-
liche Lebensqualität genießen.
Wie viele andere Branchen, stellt
sich auch der Garten-, Land-
schafts- und Sportplatzbau auf
die Anforderungen der immer äl-
ter werdenden Menschen ein.
Denn vor dem Hintergrund des
demographischen Wandels ge-
winnt die Kundengruppe der Se-
nioren eine immer höhere Be-
deutung. Experten diskutieren
Fragen, wie: „Welchen Einfluss
hat der Wachstumsmarkt der Se-
nioren auf den Privatgarten?“,
„Wie können sich GaLaBau-Be-
triebe auf den wandelnden Markt
einstellen?“ oder „Welche Rele-
vanz haben Gärten für eine älter
werdende Gesellschaft?“. Die
Diskussion leitet der Land-
schaftsgärtner Bernd Franzen.
Es diskutieren: Andreas Niepel,
Gärtner, Gartentherapeut und
Buchautor, mit demAnsatz „Gar-
tentherapie ein Markt für den

Dazu bietet das Unternehmen
Zusatzausstattung für Grablichter
und Vasen an, die mit speziellen
Adaptern an die Pfeiler montiert
werden. Zum einen kann den
Wünschen der Hinterbliebe-
nen entsprochen werden,
Grabbeigaben nicht anonym
abzulegen, sondern der je-
weiligen Kammer zuzuord-
nen. Zum anderen wird ein
sichtbar wahrnehmbares Ord-
nungssystem gewährleistet.

Bis zu vier Urnenkammer-
module mit zwei, vier oder
sechs Kammern können
auf Sockelsteine waagerecht
übereinander gesetzt wer-
den. Jedes Modul kann ab-
hängig von der jeweiligen
Ausführung bis zu drei
Aschekapseln und, je nach
Hersteller, bis zu zwei Über-
urnen aufnehmen.

Als besonders innovativ
gilt die selbst schließende
Verschluss-Technik. Mit ei-
ner Spezialvorrichtung kann
die Abdeckplatte jederzeit wie-
der entfernt werden – ein großer
Vorteil bei der nachträglichen
Beisetzung einer weiteren Urne.
Das Verschluss-System eignet

Modulare Urnenwände:

Gestaltung mit Schmuckpfeilern
Die modulare Wertstein Urnenwände wird die Firma Paul Wolf
auf der GaLaBau in Nürnberg zeigen. Damit sind den Gestal-
tungsmöglichkeiten kaum Grenzen gesetzt. Sie sind vielseitig
einzusetzen und erweitern durch die neuen Schmuckpfeiler das
Angebot, individuell Grabschmuck anzubringen.

sich für alle Kammerabdeckplat-
ten. Um eine permanente Umlüf-
tung sicherzustellen, verfügt jede
Urnenkammer auf der Rückseite

Ansprechendes Design und viel-
fältige Möglichkeiten bieten diese
Urnenwände. Foto: Paul Wolf

über ein Lüftungsgitter aus Edel-
stahl.
Weitere Informationen:
www.paulwolff.de und auf der
GaLaBau.

Der LADOG T 1550 TransFlex wird dort eingesetzt, wo andere
Geräteträger zu groß sind. Nicht umsonst bezeichnet Bertsche
dieses Fahrzeug als „Zwischenklasse“ Damit kann problemlos
ein Auslegeschlegelmäher mit einer Auslage von 4,5 m Reich-
weite angebaut und betrieben werden. Kritische Mäharbeiten
sind durch den ausgefeilten hydrostatischen Fahrantrieb des
LADOG-Fahrzeuges kein Problem. Der Fahrer fährt stufenlos,
über den Fahrhebel, die Geschwindigkeit, die er vom Mähwerk
her benötigt. Die Bedienung des Mähwerkes erfolgt über den
gleichen Hebel. Aufgrund der guten Sichtverhältnisse aus der
LADOG-Kabine, kann er den Mähkopf vom Fahrersitz aus gut
sehen. Weitere Infos unter: www.bertsche-online.de.

Wirtschaftlichkeit und Naturschutz
Ökologische Flurneuordnung setzt auf Freiwilligkeit

Gochsheim, Lkr. Schweinfurt - Mit einer ökologischen Flur-
neuordnung können nach den Worten von Landwirtschafts-
minister Josef Miller die rationelle Bewirtschaftung von land-
wirtschaftlichen Gunstlagen und die Sicherung ökologisch
wertvoller Flächen ideal aufeinander abgestimmt werden.
Wie Miller bei einem Ortstermin im unterfränkischen Gochsheim
erläuterte, hat das dortige Projekt beispielhaft gezeigt, wie man
Nutzungskonflikte zur beiderseitigen Zufriedenheit lösen kann.
„Die ökologische Flurneuordnung Gochsheim zeigt, dass in jeder
Region standortabhängig maßgeschneiderte Lösungen möglich
sind“, so Miller.

Grundvoraussetzung ist nach den Worten des Ministers wie bei
anderen Flurneuordnungen auch das Prinzip der Freiwilligkeit.
Nur sie führe schließlich zu einer hohen Akzeptanz solcher Maß-
nahmen. Die enge Zusammenarbeit und der breite gesellschaftli-
che Konsens von Landnutzern und Naturschutz bringe den ge-
wünschten Erfolg. In Gochsheim wurden für Naturschutz und
Landschaftspflege Schutzflächen entlang von Gewässern und
Gehölzen, Wasserflächen und zusätzliche Biotopelemente ge-
schaffen. Landwirte können durch zusammengelegte und gut zu
bewirtschaftende Flächen Zeit und Geld sparen.

Insgesamt wurden in den Jahren 2006/2007 bayernweit in en-
ger Zusammenarbeit mit den Grundstückseigentümern und Na-
turschutzbehörden rund 380 Hektar bereitgestellt und für Zwecke
der Landespflege gesichert.

Im Rahmen der Aktion „Mehr Grün durch Ländliche Entwick-
lung“ wurden in diesen beiden Jahren rund 27 000 Bäume und
Sträucher gepflanzt. Für die Landespflege sowie die Gestaltung
von Gewässern und den Bodenschutz wurden im gleichen Zeit-
raum 14,5 Millionen Euro investiert.
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Wachablösung bei der BayWa
Neuer Vorstandsvorsitzender will Autovertrieb ausweiten / Deutlicher Umsatzzuwachs
München: Die Sparten Agrar-, Bau und Energie bleiben auch
die kommenden Jahre für den seit Juli amtierenden neuen
BayWa-Chef Klaus Josef Lutz die Kernbereiche der BayWa.
Er sieht aber auch Ansätze für Veränderungen in der Kon-
zernstruktur, Optimierungspotenziale in einigen Geschäftsbe-
reichen sowie auch neue Geschäftsfelder. Bei der Vorlage der
Halbjahresbilanz in München nannte Lutz in diesem Zusam-
menhang den Ausbau des Autohandels, der bisher eine Unter-
geordnete Rolle spielte.

Die 22 Konzerneigenen Au-
tohäuser in Baden-Württemberg
und Bayern erwirtschafteten im
vergangenen Jahr einen Umsatz
von 250 Millionen Euro und tru-
gen damit nur gut 3% des Ge-
samterlöses von 7,2 Milliarden
Euro bei. Lutz will nun in die-
sem Segment durch Zukauf ei-
nen Umsatz bis 1 Milliarde Euro
erreichen. Damit würde die
BayWa zu einem der größten
Autoverkäufer der Bundesrepu-
blik aufsteigen. Derzeit werden
Verhandlungen über die Über-
nahme von zahlreichen Auto-
häusern geführt, die schon in den
kommenden Wochen abge-
schlossen werden könnten. Lutz
will das genossenschaftlich ge-
prägte Unternehmen auch in an-
deren Bereichen umgestalten.
Beispielsweise soll im Segment
Energie langfristig das Geschäft
mit erneuerbaren Energien wie
Biogas und Geothermik ange-
kurbelt werden. Außerdem steht
eine Optimierung der Strukturen
vor allem im Baustoffbereich an,
„wobei Baustoffzentren die Zu-
kunft sind“.

28 % Umsatzsteigerung

In den ersten 6 Monaten konn-
te der Umsatz des BayWa Kon-
zerns nach Lutz vor allem wegen
der hohen Preise für Agrarroh-
stoffe sowie dem florierenden
Handel mit Maschinen um gut
28% auf 4,4 Milliarden Euro ge-
steigert werden. Das Ergebnis
der gewöhnlichen Geschäfts-

tätigkeit verdoppelte sich auf 80
Millionen Euro. Im Gesamtjahr
2008 werde der Umsatz vorraus-
sichtlich zum ersten Mal die 8
Milliarden-Euro-Grenze über-
schreiten.

Den größten Umsatzanstieg
im ersten Halbjahr erreichte der
Konzern im Segment Agrar mit
2,2 Milliarden Euro mit einem
Plus von 37%. Für das über-
durchschnittliche Wachstum wa-
ren sowohl größere Absatzmen-
gen als auch höhere Preise der
Sparten Agrar und Technik maß-
gebend. Die Sparte Technik
konnte die höhere Investitions-
bereitschaft vieler Landwirt-
schaftlicher Unternehmer nut-
zen. Sie verbesserte Ihren Um-
satz mit Vertriebs- und Service-
leistungen auf 408 Millionen Eu-
ro. Das bedeutet im Vergleich
zum Vorjahr ein Plus von 23,4%.
Vor allem zog der Absatz von
Traktoren und Erntemaschinen
weiter an.

Niedriges Neubauvolumen

Das Segment Bau weist mit
831 Millionen Euro einen leicht
gestiegenen Umsatz aus. Dies
gelang nach Lutz trotz des wei-
terhin sehr niedrigen Neubauvo-
lumens und der Zurückhaltung
bei Sanierungen im Privaten
Wohnungsbau. Vor diesem Hin-
tergrund ist dieser Anstieg der
Baustoffhandelsumsätze um
5,3% auf 590 Millionen Euro ein
Erfolg des BayWa-Konzerns,
der sich stärker auf das Geschäft

mit gewerblichen Kunden stützt.
Dagegen blieb das Einzelhan-
delsgeschäft der Bau- und Gar-
tenmärkte bis zur Jahresmitte
mit 241 Millionen Euro um
2,2% unter der Vergleichszahl
des Vorjahres.

Im Segment Energie legte der
Konzern wieder deutlich zu. Er
konnte den vorjährigen witte-
rungsbedingten Einbruch bei der
Wärmeenergie und den Heizöl-
absatz wieder auf das Durch-
schnittsniveau anheben. Zuge-
nommen hat auch der Dieselab-
satz, während die Schmierstoff-
verkäufe im Vergleich zum Vor-
jahr um über 40% angewachsen
sind. Damit summierten sich die
Umsätze in diesem Segment auf
1,1 Milliarden Euro. Das ist ein
Plus von über 35%.

Gute Geschäftsentwicklung

Die Konzerntöchter die sich
mit Konsumgüterproduktion und
Autohandel beschäftigen, ver-
zeichneten im ersten Halbjahr ei-
ne gute Geschäftsentwicklung.
Stark zulegen konnte vor allem
der Bereich mit Fruchtsaftkon-
zentraten, aber auch die anderen
Lebensmittelaktivitäten sowie
der Autohandel erwirtschafteten
höhere Umsatze und Erträge.
Gegenüber dem Jahresende
2007 verringerte sich die Zahl
der Mitarbeiter der BayWa um
121 auf 16.204.

Während im Segment Agrar
aufgrund der anziehenden Ge-
schäftstätigkeit ein leichter Zu-
wachs zu verzeichnen war, wur-
de im Segment Bau die Mitar-
beiterzahl der verhaltenen Nach-
frage angepasst. Die Zahl der
Auszubildenden beträgt gut
1000 wobei das Unternehmen
bestrebt ist einen Großteil später
in ein festes Anstellungsverhält-
nis zu Übernehmen. E. Scholl

IAA-Nutzfahrzeuge 2008 in Hannover:

Weltpremieren bei Lkw,
Omnibussen und Transportern

Hybridantriebe und optimierte Antriebe senken Kraftstoffverbrauch
Active Brake Assist für Busse - Zahlreiche Komfort-Features

Präzise Antworten auf die Fragen von heute, Ausblicke auf die
Welt von morgen: Die Nutzfahrzeugmarken der Daimler AG
präsentieren sich auf vier Ausstellungsständen der IAA 2008 at-
traktiv wie nie. Mehr als 80 Fahrzeuge, darunter zahlreiche
Weltpremieren, verkörpern Innovationsführerschaft in Sicher-
heit, Umweltschonung und Wirtschaftlichkeit sowohl bei Lkw
als auch Transportern, Omnibussen, Sonderfahrzeugen und
Komponenten. Insgesamt sieben Hybrid-Lkw-Transporter und
-Busse stehen für die Daimler Initiative „Shaping Future Trans-
portation“ mit der das Unternehmen die Entwicklung von alter-
nativen Antrieben im Nutzfahrzeug vorantreibt.

Das Flaggschiff steht im Mit-
telpunkt: Weltpremiere feiern
auf der IAA die Baufahrzeuge
des Mercedes-Benz Actros. Sie
sind perfekt auf den Einsatz im
Bauverkehr zugeschnitten.

Weltpremiere für den
Mercedes-Benz Actros Bau

Der Actros Bau profitiert op-
tional von der neuen Zwölfgang-
Schaltautomatik Mercedes Po-
werShift. Besonders spektakulär
ist die neue Generation der
Schwerlast-Zugmaschine Mer-
cedes-Benz Actros SLT. Sie ist
auf ein zulässiges Gesamtzugge-
wicht von maximal 250 Tonnen
ausgelegt. Der leistungsgestei-
gerte V8 mit 15,9 l Hubraum
bringt es auf 480 kW (653 PS)
und ein maximales Drehmoment
von 3 000 Nm.

Seine IAA-Premiere feiert der
im Frühjahr neu vorgestellte
Mercedes-Benz Actros, der erste
Lkw mit serienmäßigem auto-
matisiertem Getriebe. Das Ge-
triebe Mercedes PowerShift 2
überzeugt mit hoher Wirtschaft-
lichkeit und ebenso schnellen
wie sanften Schaltvorgängen.
Zahlreiche, durchweg überarbei-

tete und verfeinerte Modi unter-
stützen den Fahrer. Einzigartig
unter den Sicherheits-Assistenz-
systemen des Actros ist der Ac-
tive Brake Assist (Notbrems-As-
sistent).

Wirtschaftlichkeit

Zur nochmals gesteigerten
Wirtschaftlichkeit des neuen Ac-
tros gehören eine Batteriestatus-
anzeige, geregelt arbeitende Kühl-
mittelpumpe und Luftpresser so-
wie die Druckluftsteuerung E-
APU (Electronic Air Processing
Unit) mit zusätzlicher Druckbe-
vorratung beim Bremsen. Pakete
fassen attraktive Sicherheits-,
Komfort- und Funktionsausstat-
tungen zusammen.

Zweiter Schwerpunkt der Lkw
von Mercedes-Benz auf der IAA
2008 sind alternative Antriebe.
Weltpremiere hat der Axor Blue-
Tec Hybrid, der erste Lkw für
den mittleren Fernverkehr mit
einem Hybridantrieb, hier als
Parallelhybrid ausgebildet. Er
soll eine Kraftstoffeinsparung
von etwa 6 Prozent erreichen.

Bereits im Kundenversuch ist
der Mercedes-Benz Atego Blue-
Tec Hybrid mit 11,99 t Gesamt-

gewicht. Ein Beweis, dass Mer-
cedes-Benz neuartige Antriebe
nicht nur ankündigt, sondern
auch in die Praxis umsetzt. Auch
konventionelle Antriebe haben
unverändert Optimierungspoten-
zial. Das belegt unter anderem
der Atego mit Motor-Start-
Stopp-Anlage.

Vito BlueEFFICIENCY:
neue Technologien für
konventionelle Antriebe

In diese Kerbe schlagen auch
die Transporter mit Stern. Das
Showcar Vito BlueEfficiency
zeigt neue Technologien für kon-
ventionelle Antriebe. Mit einem
Sechsgang-Getriebe mit großer
Spreizung, Aerodynamik-Paket
und weiteren Maßnahmen errei-
chen Transporter Verbrauchsvor-
teile von 1,2-1,6 Liter/100 km.
Die neuen Technologien werden
bald in Serienausstattung oder
als Extras auftauchen.

Anhand eines Schnittmodells
präsentiert Mercedes-Benz erst-
mals einen Hybridantrieb für den
Vito. Mit einem so genannten
Mild Hybrid beträgt das Sparpo-
tenzial an Kraftstoff rund zwei
Liter/100 km.

Sprinter NGT monovalent
in EEV-Ausführung

Bereits jetzt können Transpor-
ter-Käufer auf die Kostenbremse
treten. Der Mercedes-Benz
Sprinter NGT mit Erdgasantrieb
– jetzt auch monovalent in EEV-

Weltpremiere im Omnibus - Der neue Mercedes-Benz Travego
mit Active Brake Assist (Notbrems-Assistent), der automatisch
bremst, wenn ein Auffahrunfall droht und der Fahrer nicht
selbst reagiert. Daimler-Foto

Ausführung – senkt die Kosten
ebenso wie die ECO-Start-
Stopp-Funktion. Wirtschaftlich-
keit auf andere Art präsentiert
der neue Sprinter 4x4 mit zu-
schaltbarem Allradantrieb. Sein
Elektronisches Traktions-Sys-
tem 4ETS kann die Wirkung von
bis zu drei Differenzialsperren
simulieren. Eine optionale Ge-
triebeuntersetzung erhöht die
Traktion zusätzlich. Einzigartig
ist der Mercedes-Benz Sprinter
mit Tiefrahmen-Fahrgestell. Es
ist nun auch mit 4,2 t zulässigem
Gesamtgewicht und Luftfede-
rung lieferbar.

Mercedes-Benz Vito und Via-
no stoßen ebenfalls in neue Ge-
wichtsregionen vor. Den Vito
gibt es jetzt bis 3,2 t, den Viano
mit 3,05 t zulässiges Gesamtge-
wicht. Damit verbunden ist eine
deutliche Anhebung der Nutz-
last. Ein spürbares Komfortplus
bedeuten neu geformte Sitze in
Vito und Viano.

Vorbildliche
Sicherheitsausstattung

Die vorbildliche Sicherheits-
ausstattung von Vito/Viano und
Sprinter wird nun nochmals um
das so genannte adaptive Brems-
licht erweitert: Bei einer Not-
bremsung blinken die Brems-
lichter anstatt statisch zu leuch-
ten. Dies erhöht die Aufmerk-
samkeit nachfolgender Verkehrs-
teilnehmer.

Premiere für den
geländegängigen Zetros

Mercedes-Benz Zetros heißt
eine neue Lkw-Familie hoch-
geländegängiger Lkw mit All-
radantrieb. Die Haubenwagen
sind für vielerlei Einsätze geeig-
net und als Zwei- und Dreiachser
mit Einzelbereifung lieferbar.
Kern des neuen Fahrzeugkon-
zepts sind modifizierte Allrad-
Fahrgestelle des Actros, kombi-

niert mit einem neuen Fahrer-
hausmodul.

Weltpremiere: Mercedes-
Benz Econic CNG Hybrid

Mit gleich zwei Premieren
wartet der Mercedes-Benz Eco-
nic auf der IAA 2008 auf. Neu ist
der bereits seriennahe Econic
BlueTec Hybrid mit einem Paral-
lelhybrid auf Basis des Diesel-
motors OM 906 LA mit 210 kW
(286 PS). Als Konzeptstudie prä-
sentiert Mercedes-Benz den
weltweit einmaligen Econic
NGT Hybrid. Er kombiniert ei-
nen Erdgasantrieb mit Einstu-
fung nach EEV mit einem Elek-
tromotor. Sensationell ist die
Prognose der Kraftstoffkosten
um bis zu 60 Prozent im Ver-
gleich zum Dieselantrieb.

Weltpremiere: Travego
mit Active Brake Assist

Ihre Weltpremiere erlebt die
neue Generation des Mercedes-
Benz Travego. Ebenso wie der
15 m lange Setra S 419 GT-HD

ist der Treavgo jetzt mit Active
Brake Assist zu bekommen. Er
leitet bei akuter Gefahr eines
Auffahrunfalls auf ein voraus-
fahrendes Fahrzeug nach gestuf-
ten Warnhinweisen im letzten
Schritt selbstständig eine Voll-
bremsung ein. Der Travego pro-
fitiert überdies vom patentierten
passiven Sicherheitssystem
Front Collision Guard mit ver-
schiebbarem Fahrerplatz.

Linienbusse technisch und
optisch weiterentwickelt

Den Überlandbus Integro lie-
fert Mercedes-Benz jetzt auf
Wunsch mit Motoren nach der
freiwilligen Abgasrichtlinie EEV.
Den Gelenkbus Citaro G gibt es
jetzt ebenso wie den davon abge-
leiteten Großraumbus CapaCity
mit einem attraktiven Metro-De-
sign-Kit. Es umfasst unter ande-
rem eine Frontpartie mit gepfeil-
ter Bugblende, seitliche Verklei-
dungen der Dachaufbauten, abge-
deckte Räder an den Hinterach-
sen sowie optisch heruntergezo-
gene Seitenscheiben. Technisch
besonders innovativ ist der Citaro
G BlueTec Hybrid, der Gelenk-
bus mit seriellem Hybridantrieb
und Radnabenmotoren.

Minibusse

Im Zentrum der Minibusse
steht der beliebte Niederflurbus
Sprinter City 65. Er trumpft nun
mit einer um 10 Prozent ver-
größerten Niederflurzone auf. In
den Hochboden-Fond führt jetzt
nur noch eine Stufe. Neu ist auch
der Zahltisch mit Platz für Fah-
rertasche und Feuerlöscher.

IAA-Premiere hat ebenso die
umfangreich aufgewertete neue
Generation der Setra TopClass
400. Das patentierte passive Si-
cherheitssystem Front Collision
Guard einschließlich verschieb-
baren Arbeitsplatzmodul ergänzt
nun als weitere Neuheit der Ac-
tive Brake Assist. Premiere hat
auf der IAA 2008 auch der mo-
dellgepflegte Doppeldecker Se-
tra S 431 DT. Mit neuem Cock-
pit, neuem Lenkrad, Kurvenlicht
und Licht-/Regensensor über-
nimmt er wesentliche Elemente
der neuen TopClass 400.

Mitsubishi Fuso: der
Canter von übermorgen

Ihre Europa-Premiere feiert
die Konzeptstudie Mitsubishi
Fuso Canter Eco-D, die aufre-
gende Variante eines leichten
Kippers von übermorgen mit ei-
ner Fülle von innovativen Ideen.
Die Türen zum Beispiel sind
zum leichteren Einstieg hinten
angeschlagen. Das großzügige
Glasdach des Fahrerhauses ver-
dunkelt sich je nach Lichteinfall.
Eine Gitterstruktur der A-Säule
optimiert die Sichtverhältnisse.
Die futuristisch gestaltete Kipp-
brücke schließt optisch nahtlos
an das Fahrerhaus an.

Der Antrieb des Canter Eco-D
erfolgt durch einen Parallelhy-
brid. Er hat sich bereits in der
Praxis bewährt, fährt zum Bei-
spiel seit Jahresbeginn in Groß-
britannien im Kundenversuch.
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Snow-Drill
DIE PERFEKTE LÖSUNG:

Infos: Tel. 0043(0)7242/53622 . www.lehner-landtechnik.at

Das Versetzen von Schneestangen
ist nicht länger ein Problem.
Einfach und Leistungsstark.
Frühbezugskonditionen.

Snow-Drill

Veröffentlichung aus dem Innenministerium:

Der Winterdienst im Blickpunkt
der Öffentlichkeit

In wenigen Wochen ist es wieder soweit: Wir müssen mit Frost
und Schnee rechnen. Es ist also höchste Zeit, den Fuhrpark auf
seine Wintertauglichkeit zu untersuchen. Die Verantwortlichen
in den kommunalen Bauhöfen und bei den mit Winterdienst-
leistungen beauftragten Privatunternehmen überprüfen an-
hand ihrer Checklisten den aktuellen Bedarf, informieren sich
bei den Herstellern über neue Produkte und Zusatztools zum
vorhandenen Gerätepark und ergänzen rechtzeitig ihre Gerä-
te. Das Bayerische Innenministerium hat die Winterdienstauf-
gaben der öffentlichen Hand zusammengestellt.

Der Straßenwinterdienst
muss die Mobilität jedes einzel-
nen Verkehrsteilnehmers sowie
die Funktionsfähigkeit der Wirt-
schaft auch in den Wintermona-
ten gewährleisten. Dabei stellt
der zunehmende Verkehr in Ver-

chen der Gesellschaft und dem
finanziell noch Vertretbaren dar.

Einsatzzeiten

Rund um die Uhr wird der
Winterdienst auf den Autobah-

begrenzten Schneeverwehun-
gen muss gerechnet werden.

Glättebekämpfung

Bei Glätte können auf dem ge-
samten Straßennetz die Streu-
einsätze meist innerhalb von
zwei Stunden abgeschlossen wer-
den. Bei anhaltenden Schneefäl-
len benötigen die Räumfahrzeu-
ge auf den Bundes- und Staats-
traßen etwa drei Stunden bis sie
die gleiche Stelle im Straßennetz
wieder räumen und streuen kön-
nen. Auf den Autobahnen wer-
den bei Schneefall zusätzliche
Fahrzeuge eingesetzt, so dass dort
die Umlaufzeit von zwei Stunden
beibehalten werden kann.

Straßenzustands- und
Wetterinformationssysteme

Für einen wirksamen und
wirtschaftlichen Winterdienst ist
eine möglichst frühzeitige
Kenntnis des zu erwartenden
Wetters von entscheidender Be-
deutung. Die auf den Straßen
eingerichteten Glättemeldeanla-
gen, die Wetterradarbilder sowie
die kurz- und mittelfristige Stra-
ßenzustands- und Wetterprogno-
sen des Deutschen Wetterdien-
stes stehen den Straßenmeiste-
reien rund um die Uhr zur Verfü-
gung.

Die Glättemeldeanlagen liefern
insbesondere Informationen über
die Fahrbahntemperatur und die
Luftfeuchtigkeit. Mit den Wetter-
radarbildern können heranziehen-
de Niederschlagsfronten frühzei-
tig erkannt und die Dauer und In-
tensität der Schneefälle genauer
abgeschätzt werden.

So kann’s aussehen: Unser Bild entstand im Jahr 2006 im
Landkreis Neuburg-Schrobenhausen.

bindung mit häufigern extremen
Witterungsverhältnissen höhere
Anforderungen an die Qualität
des Winterdienstes.

Effizienz

Der Winterdienst steht bei je-
dem Wintereinbruch im Blick-
punkt der Öffentlichkeit, da je-
der Bürger als Verkehrsteilneh-
mer unmittelbar von dem Ereig-
nis betroffen ist. Während in
den Sommermonaten Stauun-
gen oder sonstige Verkehrsbe-
einträchtigungen dem starken
Verkehrsaufkommen angerech-
net werden, ist bei Schneefall
oder überfrierender Nässe so-
fort die Effizienz der Winter-
dienstorganisation auf „dem öf-
fentlichen Prüfstand“.

Zur bestmöglichen Gewährlei-
stung der Verkehrssicherheit un-
ternimmt die bayerische Stra-
ßenbauverwaltung alle Anstren-
gungen, die Serviceleistungen
im Winterdienst laufend zu opti-
mieren.

Freiwillige Leistung

Der heutige Räum- und Streu-
dienst der Straßenbauverwaltung
geht dabei weit über die rechtli-
chen Anforderungen hinaus. Der
Winterdienst in diesem hohen
Umfang ist rechtlich gesehen ei-
ne freiwillige Leistung der öf-
fentlichen Verwaltung, die aber
aus gesamtwirtschaftlichem In-
teresse dennoch unverzichtbar
ist. Die Qualität des Winterdien-
stes stellt einen Kompromiss
zwischen den Mobilitätsansprü-

nen und den Bundes- und Staats-
straßen mit einer herausragenden
Verkehrsfunktion durchgeführt.
Das übrige Straßennetz wird
vorrangig zwischen 6.00 und
22.00 Uhr in einem befahrbaren
Zustand gehalten. Mehr als die
Hälfte der Winterdiensteinsätze
beginnen aber auch auf diesem

schen Autobahn- und Straßen-
meistereien stehen knapp
300.000 Tonnen an Lagerkapa-
zität zur Verfügung. Die Salzhal-
len werden bereits nach den er-
sten Streueinsätzen wieder nach-
gefüllt, so dass eine ausreichen-
de Salzbevorratung während der
gesamten Winterperiode sicher-
gestellt ist.

Splitt und Sand sind wenig
wirksam und teuer

Abstumpfende Streustoffe,
wie Splitt und Sand, sind ver-
gleichsweise wenig wirksam
und um ein Vielfaches teurer.
Sie weisen wegen ihrer proble-
matischen Entsorgung und we-
gen der Gesundheitsgefährdung
durch die Staubentwicklung ge-
samtökologisch eine ungünsti-
gere Bilanz auf.

Maßnahmen zur
Stauvermeidung

Auf den Autobahnabschnitten
mit besonders kritischen Winter-
dienstlagen werden gezielte Maß-
nahmen zur Stauvermeidung in
den Wintermonaten getroffen.
Dazu gehören differenzierte Ge-
fahrdurchsagen im Rundfunk,
vorausschauende Empfehlungen
von Umleitungsstrecken sowie
ein zeitweises Fahrverbot für die
LKW auf dem mittleren und lin-
ken Fahrstreifen.

Sonderpläne für den
Katastrophenschutz

Für den koordinierten Einsatz
von Polizei, Winterdienstkräf-
ten und Rettungsdiensten wur-
den Katastrophenschutzsonder-
pläne ausgearbeitet, die den
Eintritt kritischer Situationen
möglichst verhindern sollen
und im Fall eines unabwendba-
ren Katastrophenfalls die erfor-
derlichen Maßnahmen zügig
durchführen lassen. So müssen
für die im Stau Eingeschlosse-
nen warme Getränke, Verpfle-
gung, warme Kleidung, Treib-
stoff und ggf. Notunterkünfte
bereitgestellt werden. Im Not-
fall können Menschenleben da-
von abhängen.

Großschneeschleudern

Für extreme Winterdien-
steinsätze hält die Bayerische
Straßenbauverwaltung Groß-
schneeschleudern vor, die dezen-
tral in den Alpenregionen und in
den Mittelgebirgen stationiert
sind. Sie werden als „Winter-
dienst-Feuerwehrfahrzeuge“ an
den aktuellen Brennpunkten des
Winterdienstes eingesetzt. Die
bayerischen Großschneeschleu-
dern können bei Schneekatastro-
phen im gesamten Bundesgebiet
eingesetzt werden.

Quelle: http://www.stmi.bayern.
de/bauen/strassenbau/aufgaben/

Einfach und Leistungsstark: Der SNOW-DRILL
Schneestangenbohrmaschine für einfaches Setzen

von Schneestangen
Mit dem SNOW-DRILL von Lehner Landtechnik aus dem
österreichischen Weißkirchen a. d. Traun ist das Versetzen von
Schneestangen kein Problem. Mit diesem Gerät ist man für
den Winter gerüstet. Einfacher Aufbau auf Traktoren, Kom-
munalfahrzeuge, Unimogs oder LKWs durch Dreipunkt Kat.
II oder auch mittels Zwischenplatte macht dieses Gerät für zu-
kunftsorientierte Gemeinden zum absoluten Muss. Standard-
mäßig beträgt die Bohrtiefe 480mm und der Durchmesser
58mm. Viel praktisches Zubehör wie z.B. ein Heckgerät befin-
det sich ebenfalls im umfangreichen Sortiment. Für Schnell-
entschlossene gibt es bei der Firma Lehner Landtechnik Früh-
bezugskonditionen. Der Fendt-Star-Service Partner bietet be-
ste Qualität sowie Spezialmaschinenbau. Mehr Infos unter:
www.lehner-landtechnik.at.

Wer ein Bokimobil sein eigen nennt, ist für den Ganzjahresein-
satz gerüstet.

Netz bereits vor 4 Uhr morgens,
um die in der Nacht einsetzende
Glätte infolge Schnee, Reif oder
Eis noch vor dem Beginn des
Berufsverkehrs beseitigen zu
können.

Die vom Winterdienst ange-
strebte „Befahrbarkeit“ unserer
Straßen schließt jedoch Schnee-
reste auf der Fahrbahn oder bei
länger andauernden Schneefäl-
len auch eine geschlossene
Schneedecke mit ein. Auch mit
stellenweiser Glätte oder örtlich

Streustoffe im Winterdienst

Unter den Aspekten der Wirk-
samkeit und Wirtschaftlichkeit ist
das Salz (insbesondere NaCl) wei-
terhin das beste Auftaumittel. Na-
hezu alle Räum- und Streufahr-
zeuge der bayerischen Straßen-
bauverwaltung sind mit Feucht-
salzstreugeräten ausgerüstet.

Die Anfeuchtung des Taumit-
tels beim Ausstreuen reduziert
die Verluste durch Verwehen und
Wegschleudern und führt so zu
einer besseren Verteilung des
Streumittels auf der Fahrbahn.
Dadurch ist es gelungen, den
Salzverbrauch auf 10 – 15 g/m²
zu senken.

So viel Salz wie nötig,
so wenig wie möglich

Durch die Feuchtsalztechnolo-
gie können auch „vorbeugende“
Streueinsätze durchgeführt wer-
den, die eine Glättebildung oft-
mals verhindern oder zumindest
ihre Auswirkungen auf den Ver-
kehr abschwächen. Der vorbeu-
gende Einsatz von Streusalz auf
den Außerortsstraßen führt zu ei-
ner wesentlichen Reduzierung
der Unfallzahlen und der Unfall-
kosten.

In den Salzhallen der bayeri-

Räumen und Streuen mit dem Unimog in einem Arbeitsgang.
In Minutenschnelle lässt sich das universelle Kommunalfahr-
zeug für jeden Bedarf umrüsten.

Bei der Wahl der Vorsatzgeräte gilt es, größte Sorgfalt zu üben
und den individuellen Bedarf klar zu formulieren.

Gemeindetag fordert:

Führerschein für Feuerwehren
Der Bayerische Gemeindetag fordert Bund und Freistaat auf,
endlich einen Feuerwehr-Führerschein einzuführen oder zu-
mindest dafür zu sorgen, dass Feuerwehrfahrzeuge bis 4,25
Tonnen mit dem Pkw-Führerschein gefahren werden dürfen.

Gemeindetagspräsident Dr.
Uwe Brandl: „Den Feuerwehren
gehen die Fahrer aus. Selbst klei-
ne Feuerwehrfahrzeuge dürfen
mittlerweile nur noch mit dem
Lkw-Führerschein bewegt wer-
den. Den hat aber kaum ein Feu-
erwehrangehöriger. Bundesre-
gierung und Staatsregierung
müssen handeln!“ Brandl wies
darauf hin, dass letztlich die Ge-
meinden und Städte die Kosten
von mehreren tausend Euro für
den Erwerb von Lkw-Führer-
scheinen durch Feuerwehrleute
tragen müssen. „Die Sicherheit
der Bürger ist oberste Maxime.
Wir müssen dafür sorgen, dass
die Feuerwehrfahrzeuge fahren.
Dafür braucht es genügend Fah-
rer. Bund und Freistaat müssen
die Kommunen unterstützen.“

Der Bayerische Ministerrat hat
eine Bundesratsinitiative be-

schlossen, damit Feuerwehrau-
tos bis 4,25 Tonnen auch weiter-
hin mit dem Pkw-Führerschein
gefahren werden können. Auf-
grund der neuen Fahrerlaubnis-
klasse B dürfen Feuerwehrleute,
die ihren Feuerschein ab dem
Jahr 1999 erworben haben, nur
noch Fahrzeuge bis 3,5 Tonnen
fahren. Fast alle Feuerwehrfahr-
zeuge sind jedoch schwerer.

Der Gemeindetag fordert seit
langem die Einführung entweder
eines speziellen Feuerwehr-Füh-
rerscheins - wie er in Österreich
schon lange gilt - für Feuerwehr-
leute oder eine Sonderregelung
für Feuerwehren, damit deren
Kräfte Fahrzeuge bis 4,25 Ton-
nen bewegen dürfen. Bislang ha-
ben sowohl der Freistaat Bayern
als auch der Bund keine Erleich-
terungen für die Feuerwehren
bewirkt.
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Kommunalpolitischer Meinungsaustausch mit Europaminister Söder:

Oberfränkische
Interessen wahren!

Im Rahmen eines europapolitischen Gesprächs mit dem Re-
gierungspräsidenten von Oberfranken, Wilhelm Wenning, und
den Kommunalpolitikern Hannsjürgen Lommer (Stellvertre-
tender Landrat Hof), Dr. Karl Döhler (Landrat Wunsiedel im
Fichtelgebirge), Dr. Michael Hohl (Oberbürgermeister Bay-
reuth), Gerhard Wunder (Stellvertretender Landrat Kronach)
sowie Rainer Krauß von der Stadt Hof hat Europaminister Dr.
Markus Söder darauf hingewiesen, „dass von der Entwicklung
Oberfrankens wie von kaum einer anderen Region wichtige
Impulse für das Zusammenwachsen Europas ausgehen“. Da-
her sei es wichtig, rechtzeitig und nachhaltig die Interessen
Oberfrankens in der EU zu vertreten, damit Oberfranken sei-
ne Standortvorteile optimal ausspielen kann.

In der laufenden Förderperi-
ode 2007 bis 2013 hat die
Bayerische Staatsregierung laut
Söder ganz bewusst einen abso-
luten Förderschwerpunkt in den
Grenzregionen zur Tschechi-
schen Republik gesetzt. Somit
fließen beispielsweise mehr als
60 % der EU-Mittel für die Re-
gionalentwicklung in die drei
Grenzbezirke Oberfranken, Ober-
pfalz und Niederbayern. Dies er-
folge vor allem vor dem Hinter-
grund, dass Bayern als einziges
„altes“ Bundesland an die neuen
Mitgliedsstaaten der EU und so-
mit an EU-Höchstfördergebiete
angrenzt.

Hinzu kommt, dass zusätzlich
auch in den an Oberfranken an-
grenzenden „neuen“ Bundeslän-
dern ebenfalls höhere finanzielle
Unterstützungen gewährt wer-
den können. Um Bayern, und

ganz besonders auch Oberfran-
ken, in dem Konzert der euro-
päischen Regionen entsprechend
Gehör zu verschaffen und die
Kommunen und kommunalen
Gebietskörperschaften in Bayern
angemessen zu unterstützen, ver-
folgt die Bayerische Staatsregie-
rung eine Strategie, die im we-
sentlichen auf drei Säulen ruht:

Drei-Säulen-Strategie

1. Neben den zur Verfügung ge-
stellten EU-Fördermitteln in den
relevanten Strukturfonds EFRE
und ESF muss es Söder zufolge
dem Freistaat Bayern darum ge-
hen, möglichst viele der im Rah-
men des 7. Forschungsrahmen-
programms der EU zu verteilen-
den Mittel nach Bayern zu ho-
len. Aus diesem Grund wurde
die Bayerische Forschungsalli-

anz mit Sitz in Nürnberg ins Le-
ben gerufen, um Interessenten
eine wirksame Unterstützung bei
der Beantragung dieser Mittel
geben zu können.
2. Die Bayerische Staatsregie-
rung werde sich verstärkt dafür
einsetzen, dass die Kommunen
und kommunalen Gebietskör-
perschaften nicht durch weitere
Festlegungen der EU bei der Be-
reitstellung der Dienstleistungen

von allgemeinem Interesse
durch eine zunehmende Büro-
kratisierung behindert werden.
3. Durch die Schaffung eines
schlagkräftigen Netzwerks be-
sonders kompetenter Mitarbeiter
des öffentlichen Dienstes auf al-
len Verwaltungsebenen in ganz
Bayern und auch in Brüssel
möchte sich Bayern bereits mög-
lichst frühzeitig in die Mei-
nungsbildungsprozesse in Brüs-
sel einbringen. Alle Landkreise
und kreisfreien Städte sollten zu-
mindest über einen kompetenten
Koordinator verfügen, der aktiv
in diesem Netzwerk mitarbeitet
und als Ansprechpartner für die
verschiedenen Interessenten fun-
giert, betonte Söder zum Ab-
schluss. DK

Landrat Franz Meyer (rechts) bei der Übergabe der Ehren-
urkunde an seinen Amtsvorgänger Hanns Dorfner.

Hanns Dorfner:

Ein Altlandrat mit Ehrenring
Der langjährige Passauer Landrat Hanns Dorfner hat aus der
Hand seines Nachfolgers Landrat Franz Meyer die Ernen-
nungsurkunde zum Altlandrat erhalten. In einer Feierstunde
würdigte Meyer die Verdienste seines Amtsvorgängers.

So habe Hanns Dorfner 36 Jah-
re als Bürgermeister, stellvertre-
tender Landrat und Landrat das
Passauer Land geprägt und mit-
gestaltet. Darüber hinaus habe er
als Präsident der Bayerischen
Sing- und Musikschulen Vorbild-
liches für die Jugend im Lande
Bayern geschaffen, sagte Meyer.
Hanns Dorfner sei ein Kommu-
nalpolitiker mit Leib und Seele,
der seiner Heimat seinen Stempel
aufgedrückt habe.

Zur Überraschung von Hanns
Dorfner gab Landrat Franz Mey-
er bekannt, dass der Kreistag be-
schlossen habe, in einer Feier-
stunde im Herbst dieses Jahres
dem langjährigen Landrat den
goldenen Ehrenring, die höchste
Auszeichnung des Landkreises
Passau, zu verleihen. Der Perso-
nenkreis ist nach den Worten des
Landrats auf 15 Personen be-
schränkt.

In seiner Rede betonte Hanns
Dorfner, der Titel desAltlandrates
freue ihn, weil dieser doch zeige,
dass man mit Ehre aus dem Amt
entlassen worden ist und es or-
dentlich zu Ende gebracht hat.
„Aber das mit dem Ehrenring ist
schon etwas ganz Besonderes.

Damit hätte ich so kurz nach mei-
nem Ausscheiden wirklich nicht
gerechnet“, meinte der CSU-Poli-
tiker, der seine Karriere mit 29
Jahren als Bürgermeister seiner
Heimatgemeinde Kirchham star-
tete und 1990 zum Nachfolger
von Baptist Kitzlinger als Passau-
er Landrat gewählt wurde.

Bayerische Kommunen:

Aktionen gegen
Rechtsextremismus

Tausende Menschen haben sowohl in Oberfranken als
auch in Niederbayern ein deutliches Zeichen gegen Rechts-
extremismus gesetzt. Vertreter der Staatsregierung, Bun-
des- und Landtagsabgeordnete, Politiker aller Fraktionen
aus der Region, Bürgermeister aller umliegenden Gemein-
den sowie Vertreter der Kirchen und Verbände verdeut-
lichten dabei nicht nur durch ihre Reden, sondern auch
durch ihre bloße Anwesenheit ihre Abscheu gegenüber den
rechten Fanatikern und deren Gedankengut.

Im oberfränkischen Warmensteinach protestierten die De-
monstranten gegen den geplanten Verkauf eines Hotels an die
rechtsextreme NPD. In Wunsiedel feierten die Bürger einen
„Tag der Demokratie“. Zuvor hatten sich die beiden Kommu-
nen erfolgreich gegen die geplanten Gedenkkundgebungen
für den Hitler-Stellvertreter Rudolf Heß zur Wehr gesetzt.

In Warmensteinach demonstrierten nach Polizeischätzungen
rund 2.000 Menschen unter dem Motto „Warmensteinach ist
bunt, nicht braun“ gegen den Hotel-Verkauf. Warmensteinachs
Bürgermeister Andreas Voit (CSU) zeigte sich „überwältigt von
den Menschenmassen“. Den geplanten Hotelverkauf an die
NPD bezeichnete er als „Niederträchtigkeit sondergleichen“.

In Wunsiedel - dort ist der Hitler-Stellvertreter Rudolf Heß
begraben - zogen etwa 250 Demonstranten durch die Altstadt
zum Marktplatz. Neonazis hatten in den vergangenen Jahren
wiederholt in Aufmärschen an den Todestag von Rudolf Heß,
den 17. August, erinnert. Zum letzten Mal hatte dort im Jahr
2004 ein Neonazi-Aufmarsch stattgefunden. Alle späteren
Versuche waren gerichtlich unterbunden worden.

Auch im niederbayerischen Eggenfelden protestierten rund
2000 Menschen mit einem Bürgerfest gegen eine Wahlkampfver-
anstaltung der NPD, zu der etwa 200Anhänger der rechtsextremen
Partei kamen. Alle Kundgebungen verliefen friedlich, dennoch
meldete die Polizei eine Reihe von Festnahmen auf beiden Seiten.
Im oberfränkischen Gräfenberg wiederum protestierten etwa 250
Menschen unter dem Motto „Rechtsextremismus hat keine Chan-
ce in unserer Gesellschaft“ gegen einen NPD-Aufmarsch. DK

Erfolgreiches Ingolstadt
Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft

Das Institut der deutschen Wirtschaft in Köln hat sechs über-
durchschnittlich erfolgreiche Städte in Deutschland auf
„Transparenz, Effizienz und Nachhaltigkeit“ untersucht. Bei
dem von der Stadt Erlangen in Auftrag gegebenen „Check“
wurden Erlangen, Regensburg, Ingolstadt, Karlsruhe, Heil-
bronn und Ulm für einen Vergleich ausgewählt. Dabei erzielte
Ingolstadt herausragende Ergebnisse.

Bei der Kaufkraft rangiert die
Donaustadt mit 20.723 Euro auf
Platz 3 unter den Spitzenstädten
– bundesweit liegt der Durch-
schnitt der Städte bei 18.734 Eu-
ro. Was die Arbeitslosenquote
angeht, ist diese in Ingolstadt
bundesweit am niedrigsten. Ei-
nen ganz hervorragenden Platz
nimmt das Oberzentrum auch
bei der Schuldenentwicklung
ein, wobei die Stadt und die Ei-
genbetriebe der jeweiligen Städ-
te zusammengerechnet wurden.
Hier liegt Regensburg mit 2.155
Euro je Einwohner am höchsten,
wohingegen Ingolstadt mit 937
Euro Verschuldung pro Einwoh-
ner sehr gut abschneidet.

Untersucht wurde auch die de-
mographische Entwicklung seit
2001 mit einer Bewertung der
Dynamik und einer Prognose bis
zum Jahr 2020. Alle Vergleich-
städte liegen weit über dem deut-
schen Durchschnitt, Ingolstadt
und Regensburg sogar sehr weit
darüber, so dass die demographi-
sche Entwicklung für die ober-
bayerische Stadt keine Befürch-
tungen weckt.

Konstant gute Ergebnisse

„Das Ergebnis zeigt“, so die
Studie, „dass sich die Vergleichs-
städte demografisch gesehen kei-
ne Sorgen machen müssen. Alle
Städte liegen weit über dem
Durchschnitt von 100 Punkten.
Ingolstadt und Regensburg ste-
chen mit über 125 Punkten be-
sonders positiv hervor. Die Auf-
schlüsselung nach den verschie-
denen Bereichen demonstriert,
dass Ingolstadt zu Recht erster
geworden ist, da konstant hervor-
ragende Ergebnisse erreicht wer-
den. Der relativ schwache Wert in
der Dynamik ergibt sich daraus,
dass das ohnehin sehr hohe Basis-
niveau schwieriger verbessert
werden kann als bei schwäche-
ren Ursprungsdaten. Die Progno-

se verspricht aber eine deutliche-
re Verbesserung der demografi-
schen Lage bis 2020.“

Detailprobleme

Untersucht wurden in diesem
Zusammenhang viele Detailpro-
bleme, zum Beispiel im Bereich
Abfallwirtschaft, wo Ingolstadt
und Karlsruhe relativ hohe Ko-
sten zur Beseitigung haben, bei
der Frage der Gebühren dann
aber relativ günstig abschneiden.

Zudem wurden das Ansehen
und die Effizienz des Verwal-
tungshandelns eingehend unter
die Lupe genommen. Beim „Ima-
ge der Stadt“ liegt Ingolstadt mit
92 Punkten weit oben und mit 81
Punkten bei der Wirtschaftsförde-
rung einsam an der Spitze. Glei-
ches gilt für die Serviceorientie-
rung der Verwaltung und deren
Reformfreudigkeit. DK

Deutschlandweit einmaliges Museum in Amberg:

Mehr als eine Luftnummer
Amberg (obx) – Luft ist für Wilhelm Koch weit mehr als nur die
chemische Verbindung aus knapp 80 Prozent Stickstoff, rund 20
Prozent Sauerstoff und ein paar Edelgasen. Luft ist für den Am-
berger Künstler der Stoff, der seinem Museum Leben einhaucht:
Er hat in seiner Oberpfälzer Stadt das weltweit erste und immer
noch einmaliges Luftmuseum gegründet. Auf rund 650 Quadrat-
metern Ausstellungsfläche gibt es Originelles und Kurioses zu se-
hen – von der Luftdusche bis hin zur gotischen Hauskapelle mit
biblischen Luftzitaten.

Das ungewöhnliche Museum
hat sich bei Einheimischen und
Touristen seit seiner Eröffnung vor
rund zwei Jahren zu einem echten
Renner entwickelt – mit mehr als
10.000 Besuchern jährlich.

Ausstellung auf drei Etagen

Drei Etagen umfasst Wilhelm
Kochs einzigartige Ausstellung.
Im ersten Stock erwartet der Air-
parc die Besucher – mit einer
Luftdusche, einem fliegendem
Teppich, einer Orgelsäule, einem
Sechszehn-Ventiler, einem Luft-
Alphabet und einer Luftharfe.
Besondere Hingucker sind auch
der Luftbrunnen, die Einkaufstü-
tenorgel, die „Luftbrücke“ und
die „Rohrpost“.

Ganz neu in der Ausstellung
sind Exponate zum „aufblasba-
ren Wohnen“. Dort stellen die
Amberger Luft-Fans Möbel vor,
die durch kräftiges Pusten zum
Leben erweckt werden: vom
aufblasbaren Eimer bis hin zum
Luft-Besen.

Im zweiten Stock wird es tech-

nischer: Dort finden die Mu-
seumsgäste allerlei phantasievol-
leApparate rund um die Luft. Bei
Kindern besonders beliebt ist der
Luftflipper. Erwachsene bestau-
nen dort auch gern die Videos ei-
nes Furzkünstlers oder das Ma-
king-of eines luftgefederten, kli-
matisierten Autositzes. Spirituel-
len Atem haucht die Luftkapelle
dem Museum ein – mit Bibelzita-
ten rund um die Luft. Aber auch
Echtes aus dem Leben zeigen
Willhelm Koch und seine Mit-
streiter vom Luftmuseum e.V. –
von Warmluftkollektoren über
Kompressoren bis hin zu Luftfil-
tern. Alle drei Monate gibt es the-
matische Sonderausstellungen wie
das „Archiv des Nichts“, „Heiß-
luftmotoren“, „Volare - Thema
Fliegen“ und internationale Künst-
ler, die sich dem Medium Luft
widmen.

Viele Leute könnten sich zu-
erst nichts unter einem Luftmu-
seum vorstellen, seien dann nach
einem Besuch aber begeistert,
sagt Wilhelm Koch. Sein Le-
bensmotto: „Luft ist nicht nichts,

Landrat Meyer für
Europaregion

Für eine Europaregion Böh-
men/Oberösterreich/Nie-
derbayern hat sich Passaus
Landrat Franz Meyer ausge-
sprochen. Der ländliche
Raum müsse selbstbewusst
als europäische Region auftre-
ten. Dies sei wichtig, um im
Wettbewerb mit den Metro-
polregionen wie München
und Nürnberg bestehen zu
können. Meyer könnte sich
vorstellen, dass die Regional-
programme als eine Definition
der Förderschwerpunkte dann
auch in der Region selbst
vorgenommen werden kön-
nen. Niederbayern, Südböh-
men und Oberösterreich wür-
den mit knapp 3 Millionen
Einwohnern ein Gegenge-
wicht zu den umliegenden
Metropolregionen bilden,
so der Passauer Landrat.

sondern alles.“ Ihm kam die Idee
zum Luftmuseum, nachdem er
jahrelang das „Gummeum“, das
Gummimuseum in Kallmünz,
geleitet hatte. Dort beschäftigte
er sich jahrelang damit, Luft
sichtbar und fassbar zu machen
und kam deshalb auf die Idee,
ein Luftmuseum zu gründen“,
sagt Koch, der sich selbst als
„Luftbildhauer“ bezeichnet.

In diesem Jahr im Oktober ver-
leiht E.ON Bayern demAmberger
Künstler für seine Verdienste den
mit 10.000 Euro dotierten Kultur-
preis Bayern – auch in Anerken-
nung für sein ehrenamtliches En-
gagement. Denn für das Amber-
ger Luftmuseum ist seit der Grün-
dung kein einziger Euro aus öf-
fentlichen Kassen geflossen. Ein-
zige Unterstützung der Stadt: Sie
berechnet für die Räume keine
Miete. Die Finanzierung des Mu-
seums läuft ausschließlich über
Eintrittsgelder, Spenden und soge-
nannte Lufthelfer, die ihre Ar-
beitskraft bei Führungen und Um-
bauten unentgeltlich zur Verfü-
gung stellen.

Große Pläne für
die Zukunft

Für die Zukunft hat Wilhelm
Koch große Pläne. In seiner
Schublade liegt ein fertiges Kon-
zept, wie er seine Heimatstadt
Amberg ganz offiziell zum Luft-
kunstort erheben und damit mehr
Besucher in den Oberpfälzer Ort
locken will. Bisher sind diese Plä-
ne allerdings noch eine Luftnum-
mer. Nur auf seiner Internetseite
www.luftmuseum.de hat der
„Luftbildhauer“ seinen Traum be-
reits Wirklichkeit werden lassen.
Bei der Postanschrift steht dort:
„92224 Luftkunst Amberg“.
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„Da hat die Vollkaskorepu-
blik Deutschland ja wieder
mal beeindruckend zuge-
schlagen.“ Mein Chef, der
Bürgermeister, blätterte nach-
lässig in dem Pressespiegel,
den wir für ihn hergerichtet
hatten, damit er nachlesen
konnte, was während seines
dreiwöchigen Nach-Kommu-
nalwahlurlaubs so in der Hei-
mat passiert ist.

Gestolpert ist er über Mel-
dungen, die aufgrund des Sommerloches sicher-
lich mehr Aufmerksamkeit gefunden haben, als
es die jeweilige Sache wert war, die jedoch eini-
ges über unsere Geisteshaltung aussagen. Da
war zunächst die vehemente Forderung der
Kinderkommission des Deutschen Bundestages,
die kultigen Überraschungs-Eier zu verbieten,
weil Kinder das knallbunte Plastik mit der brau-
nen Schokolade verwechseln könnten. Dann der
Plan der Bundesregierung, Minderjährigen den

Besuch von Sonnenstudios zu verbieten, um den
Hautkrebs unter Jugendlichen einzudämmen
(offensichtlich ein Massenphänomen, das so
noch nicht im Bewusstsein der Öffentlichkeit
steht) und dann die massiven Forderungen, den
Verbrauchern zu verbieten, für ihr Konsumver-
halten relevante Daten freiwillig (!!) an Rabatt-
kartensysteme zu übermitteln.

Klar, gegen all das lässt sich wenig sagen. Es
kann sicherlich im Extremfall ernste Folgen ha-
ben, wenn ein Kind, das so klein ist, dass Ü-Eier
in seine Pfoten noch nicht gehören, ein Plastikteil
verschluckt. Unmäßiges Grillen unter der künst-
lichen Sonne, nur weil pubertierende 14-Jährige
aussehen wollen, als kämen sie geradewegs von
den Antillen, ist natürlich irrsinnig. Und jeder,
der mal in einer Verwaltungsstube von seinem
Datenschutzbeauftragten heimgesucht wurde,
wird sich zwanglos die Frage stellen, warum wir
staatlicherseits mit den personenbezogenen Da-
ten so ein Gedöns verbringen, wenn die Bürger
bereit sind, für eine Handvoll Rabattpunkte ihr
Innerstes nach außen zu kehren.

Aber warum muss sich der
Staat unter Berufung auf den
Verbraucherschutz alles ans
Bein binden und mit Verbo-
ten reagieren? Und warum
fragt niemand nach der Ei-
genverantwortung der Leu-
te? Gut, das Rauchverbot in
Kneipen und Amtsräumen
wird mit dem Schutz von
Dritten vor dem Rauch be-
gründet. Aber wie begründet
man, dass nicht mehr Eltern

und der Gewerbeaufsicht unterstehende Son-
nenstudiobetreiber kontrollieren können,
dass Kinder die Röhrensonne nicht gesund-
heitsschädlich missbrauchen? Und warum
sollen Ü-Ei-Fans von drei bis dreiundneun-
zig ihrem harmlosen Spaß entsagen, bloß
weil ein paar verantwortungslose Eltern den
Kram in zu kleine Hände geben?

Jedenfalls brauchen wir uns nicht mehr
über Geschichten zu amüsieren, wonach in
einzelnen US-Bundesstaaten minderjährige
Supermarktkassierer die Weinflaschen ihrer
erwachsenen Kundschaft nicht abkassieren
dürfen, weil dort Jugendlichen das Berühren
von Gefäßen, in denen alkoholische Geträn-
ke aufbewahrt werden, verboten ist. Oder
von dem Staat, in dem man zwar ein halbau-
tomatisches Gewehr offen in seinen Pick-up
legen kann, aber beim Fahren keine Dose
Bier sichtbar im Wagen sein darf. Wir sind
auch auf dem besten Weg in eine Republik
der skurrilen Vorschriften.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist froh, dass die
nachrichtenarme Zeit jetzt bald vorbei ist und
diese ganzen Vorschläge dann hoffentlich in den
Zeitungsredaktionen in die „Ablage P-Rund“
(Papierkorb) landen und nicht mehr im Poli-
tikteil. Oder wollen wir uns in Zukunft wirklich
nur noch an der pessimistischen Sichtweise eines
Alfred Polgar orientieren, der auf dem heutigen
Kalenderblatt zitiert steht: „Es hat sich bewährt,
an das Gute im Menschen zu glauben, aber sich
auf das Schlechteste zu verlassen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Republik der
skurrilen Vorschriften

Vom Auszubildenden zum Chef:

Landrat Leutner 45 Jahre
im öffentlichen Dienst tätig
Regierungspräsident Wenning würdigte die Verdienste des Jubilars

„Landrat ist man 24 Stunden am Tag“

Zu einer kleinen Feier kam Regierungspräsident Wilhelm
Wenning ins Landratsamt Lichtenfels. Anlass war, dass Land-
rat Reinhard Leutner seit 45 Jahren im öffentlichen Dienst
tätig ist. In seiner Laudatio übermittelte er im Beisein der Bür-
germeister und Fraktionsvorsitzenden die Grüße der Bayeri-
schen Staatsregierung und würdigte die Verdienste Leutners.
Zunächst brach Wenning eine Lanze für den öffentlichen
Dienst, der sich durch Flexibilität, Bürgerorientierung und
Leistungsbereitschaft auszeichnet.

Im Anschluss zeichnete der
Regierungspräsident den beruf-
lichen Werdegang des Jubilars
nach, der vor 45 Jahren als In-
spektoranwärter mit 78 DM im
Monat im Landratsamt Lichten-
fels begann, wo er jetzt schon

ning stellte heraus, dass ein
Kennzeichen Leutners sei, dass
er zukunftsgerichtet denke und
handle. Weiterhin sei sein großer
Fleiß zu nennen, den er mit dem
Satz zusammenfasste „Landrat
ist man 24 Stunden am Tag“.

regioMed-Verbund sowie den
Ausbau der sieben landkreisei-
genen Schulen und den Bereich
regenerative Energien mit den
Lichtenfelser Sonnentagen so-
wie dem Holzkackschnitzelheiz-
werk für die Obermaintherme.
Besonderes Lob fand der Regie-
rungspräsident für die Kreisfi-
nanzen - 2008 hat der Landkreis
den viertniedrigsten Kreisumla-
gehebesatz unter den 71 bayeri-
schen Landkreisen bei einer Ar-
beitslosenquote unter 5 %.

Wenning schloss mit dem Satz
„Wer Reinhard Leutner nicht
kennt, kennt den Landkreis Lich-
tenfels nicht“, und unterstrich da-
mit den besonderen Lebensweg
Leutners vom Auszubildenden
aus Marktgraitz bis zum Träger
des Bayerischen Verdienstordens
als Landrat von Lichtenfels.

Bodenständig und
zukunftsorientiert

Stellvertretender Landrat, Bür-
germeister Helmut Fischer stellte
in seiner Laudatio für den Land-
kreis die Maxime des Handelns
von Landrat Leutner heraus.
Leutner sei, so Fischer, einerseits
bodenständig und andererseits vi-
sionär, traditionsbewusst und
doch zukunftsorientiert, geduldig
und beharrlich und wenn nötig
sehr kämpferisch, jedoch „stehen
immer die Bürgerinnen und Bür-
ger unserer Heimat im Mittel-
punkt seines Handelns“.

Deutliche Sprache,
strategisches Denken

Als vorbildlich bezeichnete
Fischer Leutners klare Mei-
nung, deutliche Aussprache so-
wie sein strategisches Denken.
Er wünschte auch für die Zu-
kunft eine so glückliche Hand
wie in den vergangenen 45 Jah-
ren, beste Gesundheit sowie
weiterhin Zufriedenheit und
Freude bei der täglichen Arbeit.

Personalratsvorsitzender Heiko
Stedler bedankte sich im Namen
der Belegschaft für das kooperati-
ve Miteinander. Der Chef habe
stets ein offenes Ohr für die Pro-
bleme und Nöte seiner Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter, was in der
heutigen Zeit auch nicht selbstver-
ständlich sei, so Stedler. Ein be-
sonderes Zeichen der Verbunden-
heit sei, dass der Landrat anläss-
lich seines Jubiläums die gesamte
Belegschaft zu einem Weißwurst-
frühstück eingeladen habe.

Jubilar Reinhard Leutner mit seiner Frau Renate sowie Regie-
rungspräsident Wilhelm Wenning (2. von links) und die Stell-
vertreter des Landrats, Bürgermeister Helmut Fischer (rechts)
und Bürgermeister Georg Vonbrunn (links).

wieder seit über 15 Jahren als
Landrat tätig ist. Weitere Statio-
nen seiner beruflichen Laufbahn
waren die Regierung von Ober-
franken in Bayreuth und das
Landratsamt Staffelstein.1972
wurde er zum Ersten Bürgermei-
ster von Bad Staffelstein und
1993 zum Landrat des Landkrei-
ses Lichtenfels gewählt. Wen-

Als Beispiele für dieses Enga-
gement nannte er die Obermain
Therme, die mittlerweile jähr-
lich rund 750.000 Besucher auf-
weist, die Sicherung von Ar-
beitsplätzen etwa bei der Frie-
drich-Baur GmbH, den Straßen-
bau mit LIF 2 und LIF 13, die
medizinische Versorgung durch
das Klinikum Lichtenfels im

Modernisierung der Rottalbahn:

Schneller und beliebter
Bei einem Treffen in Pfarrkirchen haben Niederbayerns Regie-
rungspräsident Heinz Grunwald, Rottal-Inns Landrätin Bruni
Mayer, Passaus Stellvertretende Landrätin Gerlinde Kaupa,
Landrat Georg Huber (Mühldorf a. Inn), der Geschäftsführer
der Bayerischen Eisenbahngesellschaft, Fritz Czeschka sowie
Vertreter der Südostbayernbahn eine positive Zwischenbilanz
zur Modernisierung der Rottalbahn gezogen. Zahlreiche Pro-
jekte seien bereits realisiert oder in Planung, so der Tenor.

Noch vor einigen Jahren stell-
te die Rottalbahn ein echtes Sor-
genkind dar: Bayerns längste
Bahnnebenstrecke war vor allem
gekennzeichnet durch schlechte
Verbindungen und veraltetes
Zug- und Waggonmaterial. Hin-
zu kam, dass das Schneckentem-
po die Fahrt zwischen Passau
und Mühldorf a. Inn zur Ge-
duldsprobe werden ließ. Nicht
umsonst wurde gar über eine
Einstellung der Strecke disku-
tiert. Aufgrund der Umstruktu-
rierung innerhalb der Deutschen
Bahn ist nunmehr allerdings die
Südostbayern-Bahn für die
Strecke zuständig – offensicht-
lich mit Erfolg, denn die Fahr-
gastzahlen steigen deutlich an.

Lob für Bruni Mayer

Viel Lob gab es in diesem Zu-
sammenhang für Landrätin Bru-
ni Mayer: „Ihr Einsatz für diese
Bahnstrecke hat es erst möglich
gemacht, dass es die Rottalbahn
heute noch gibt“, unterstrich der
Sprecher der Südostbayern-
bahn, Christoph Kraller. Die
Landrätin gab den Dank gerne
zurück: „Seit wir es nicht mehr
mit der großen anonymen Deut-
schen Bahn zu tun haben, son-
dern mit der schlagkräftigen Süd-
ostbayern-Bahn, ist der Zug im
wahrsten Sinne des Wortes erst
richtig ins Rollen gekommen.“

Der Freistaat Bayern hat an-

gekündigt, bereits ab Dezember
2008 durch zusätzliche Zuglei-
stungen den Fahrplan auf einen
Stundentakt zu verdichten. Laut
Fritz Czeschka, Geschäftsführer
der Bayerischen Eisenbahnge-
sellschaft, wird sich das vom
Freistaat Bayern bestellte Zug-
angebot quasi verdoppeln.
„Wir werden damit auch im
Rottal den bayernweiten Stan-
dard stündlicher Fahrtmöglich-
keiten umsetzen.“ Insbesondere
am Wochenende sowie in den
Abendstunden ist eine deutliche
Ausweitung des Zugangebotes
vorgesehen. Für diese Entschei-
dung gab es lobende Worte von
den Kommunalpolitikern. „In
Zeiten immer weiter steigender
Benzinpreise sind wir gerade
auf dem flachen Land auf einen
guten öffentlichen Personenver-
kehr angewiesen“, unterstrich
Bruni Mayer.

Hausaufgaben

Bevor allerdings dieses dichte
Zugangebot gefahren werden
kann, sind noch einige „Haus-
aufgaben“ zu erledigen, wie
Christoph Kraller, Sprecher der
Südostbayernbahn, hervorhob.
In erster Linie müssten die
Fahrzeit zwischen den Bahnhö-
fen Pfarrkirchen und Pocking
verkürzt und ein neuer Kreu-
zungsbahnhof in Massing ge-
baut werden. Voraussetzung für

die angestrebte Fahrzeitverkür-
zung sei auch die Beseitigung
von langsamen Fahrstellen an
den Bahnübergängen.

Der in Massing neu geplante
Kreuzungsbahnhof soll die Be-
gegnung der Züge auf der ein-
gleisigen Strecke ermöglichen.
Ausgestattet mit einem neu zu
errichtenden Mittelbahnsteig
wird künftig auch das Ein- und
Aussteigen erheblich erleich-
tert.

Lichtblicke

Positiv entwickelt hat sich
nach Ansicht der Südostbayern-
bahn auch der zum Ende des
vergangenen Jahres neu errich-
tete Haltepunkt Eggenfelden
Mitte. Nachdem dort gegenwär-
tig noch nicht alle Züge halten
können, werden nach der Um-
setzung weiterer Infrastruk-
turmaßnahmen ab Dezember
2008 dort alle Züge der Rottal-
bahn planmäßig stoppen.

Potenzialprognose

Die Südostbayernbahn er-
wartet durch den verbesserten
Fahrplan der Rottalbahn künf-
tig auch steigende Fahrgastzah-
len. In einer Potenzialprognose
wurde das zusätzliche Fahr-
gastaufkommen auf rund 900
Personen pro Tag geschätzt.
Schon heute nutzen rund 2.500
Fahrgäste je Werktag die Züge
der Rottalbahn. Insbesondere
im Schülerverkehr sowie zwi-
schen den zentralen Orten im
Rottal hat die Rottalbahn be-
reits jetzt eine wichtige Rück-
gratfunktion im Nahverkehrs-
angebot übernommen. DK

Geschäftsführer Dr. Peter Rösner (Mitte) stellte Landrat Martin
Sailer und seinem Stellvertreter Max Strehle (MdL), der Fach-
beraterin für Kindertagesstätten, Angelika Steinbrecher sowie
dem Sachgebietsleiter des Amtes für Jugend und Familie, Han-
nes Neumeier (von rechts), die bundesweite Initiative „Haus der
kleinen Forscher“ vor.

„Haus der kleinen Forscher“
für den LandkreisAugsburg
Der Geschäftsführer der Stiftung „Haus der kleinen For-
scher“, Dr. Peter Rösner, kam jetzt aus Berlin zu einem An-
trittsbesuch zu Landrat Martin Sailer und seinem Stellvertre-
ter Max Strehle, MdL, um das bundesweite Projekt vorzustel-
len. Rösner ist im Landkreis Augsburg bereits gut bekannt. Er
stammt aus Meitingen und war von 1996 bis 2000 Vorsitzender
des Kreisjugendrings.

Die Ziele der Initiative von
Helmholtz-Gemeinschaft ,
McKinsey & Company, Siemens
AG und der Dietmar Hopp Stif-
tung sind es, Naturwissenschaft
und Technik schon für Kinder ab
drei Jahren im Kindergarten er-
lebbar zu machen, frühkindliche
Bildung zu fördern und einen
Beitrag zur Stärkung des For-
schungsstandorts Deutschland
zu leisten.

Wissen dauerhaft vermitteln

„Wir wollen die Erzieherinnen
und Erzieher ermutigen, natur-
wissenschaftliches und techni-
sches Wissen dauerhaft und nach-
haltig zu vermitteln und die Kin-
der für die Beschäftigung mit Na-
turphänomenen zu begeistern“,
so Rösner. Das Programm bietet
unter anderem Workshops für Er-
zieherinnen und Erzieher sowie

Arbeitsmaterialien, so genannte
Experimentierkarten, an.

Schlüssel zur Zukunft

Der Landrat und sein Vertreter
zeigten sich von diesem Projekt
begeistert und sicherten Rösner
Unterstützung zu. „Wir werden
diese Idee mit Nachdruck unter-
stützen, da der Zugang zu früh-
kindlicher Bildung der Schlüssel
für die Zukunftsfähigkeit unse-
res Landes ist“, waren sich Sailer
und Strehle einig. Mit der Um-
setzung des Projektes werden
sich der Sachgebietsleiter des
Amtes für Jugend und Familie,
Hannes Neumeier, und die Fach-
beraterin für Kindertagesstätten,
Angelika Steinbrecher, befassen.
Für die Projektunterstützung sol-
len Wirtschaftsunternehmen aus
der Region gewonnen werden.
Ferner können sich Sailer und
Strehle eine enge Zusammenar-
beit mit der Universität Augs-
burg vorstellen.
Nähere Informationen gibt es
unter www.haus-der-kleinen-
forscher.de
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Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen Gemeindezeitung liegt ei-
ne Eigenbeilage des Verlags zum Bayerischen Genossen-
schaftstag bei. Wir bitten um freundliche Beachtung.

Vorschau auf GZ 18
In unserer Ausgabe Nr. 18, die am 25. September erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

IT-Ausstattung für die Kommunalverwaltung
Bürger- und Verwaltungsinformationssysteme
Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
Kommunale Büchereien

Sportgeräte

Fahrradabstellanlagen

Kindergarteneinrichtungen

LIEFERANTEN- N A C H W E I S

Aussenmöblierung

Wartehallen/Außenmöblierungen

Wasserzähler

Schacht-Ausrüstungen

GZ
Absperrpfosten

Ankauf / Briefmarken

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Fahnenmasten/Fahnen

Fahnenmasten/Fahnen

Max-Eyth-Straße 31/1 · 71364 WINNENDEN
Telefon 0 71 95 / 69 33 00 · Fax 0 71 95 / 69 33 33
w w w . b e c k - a u s s e n m o e b l i e r u n g . d e

• Abfallbehälter
• Absperrpfosten
• Fahrradständer
• Sitzbänke u.a.

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Streuautomaten und Schnee-
pflüge für den Winterdienst

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger
Fax: (02773)82218 · Telefon: (02773)82256+82224

Ihr Kontakt zur Anzeigenabteilung:

Telefon (089) 749 949 74

Inserierenbringt Erfolg!
www.bayerische-gemeindezeitung.de
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Briefmarkenverkauf ist
Vertrauenssache

Briefmarkenauktionshaus Schulz
Frauentorgraben 73, 90443 Nürnberg, Telefon 0911/2406870

Spiel-, Sportgeräte +
Skateanlagen

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

weihnachtsbeleuchtung
+ fest-il luminationen

ihr partner
für LICHT
p o s t f a c h 1 1 4 1
90519 oberasbach

Vertrags-
handel für

Weihnachtsbeleuchtung

te lefon: 09 11 / 69 39 65
t e l e f a x : 0 9 1 1 / 6 9 5 9 6 3
deko-jochum@t-online.de
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Gmeiner GmbH
Daimlerstraße 18

92533 Wornberg-Köblitz

Tel.: 09604/93267-0, Fax: -49
E-Mail: info@gmeiner-online.de

www.gmeiner-online.de

15 Jahre Euregio Bayerischer Wald, Böhmerwald, Unterer Inn:

Kooperation, Innovation
und Motivation

Generalversammlung in Eging am See mit Wirtschaftsministerin Müller

Mit den Zukunftsperspektiven der bayerisch-tschechischen-öster-
reichischen Nachbarregionen befasste sich die Mitgliederver-
sammlung der Euregio Bayerischer Wald, Böhmerwald, Unterer
Inn in Eging am See. Dabei äußerten alle Anwesenden den
Wunsch, in den bayerisch-tschechischen-österreichischen Grenz-
regionen starke Kräfte zu entwickeln, die den Sogwirkungen der
Metropolregionen München, Nürnberg, Wien und Prag eine
selbstbewusste, dynamische und von Zusammenarbeit gekenn-
zeichnete Region entgegensetzen können. Dieser Weg wird freilich
erleichtert durch die EU-Förderprogramme, die seit heuer - bis
2013 - die finanzielle Grundlage für großartige Projekte liefern.

Chams Landrat Zellner, der
dazu aufrief, schon jetzt die
Weichen für die Zeit nach 2013
zu stellen, benannte als Per-
spektiven den Einstieg in einen
regionalen Entwicklungsplan,
ein Innovationsprogramm Ba-
varia - Bohemia - Austria, die
Freisetzung von Dienstlei-
stungskapaziäten, das Aufgrei-
fen von internationalen Pro-
grammen, die Gründung einer
Netzwerk GmbH sowie die
Schaffung von Strukuren für die
dynamischen Wirtschaftsräume
zwischen den Metropolen.

Früher spürbare Barrieren

Wie Wirtschaftsministerin
Emilia Müller erklärte, waren
bei der Gründung der Euregio
Bayerischer Wald - Böhmer-
wald - Unterer Inn vor mittler-
weile 15 Jahren die Barrieren
vor allem zu den tschechischen

Nachbarn – nicht nur sprachlich
- noch unübersehbar und spür-
bar. Dies habe sich spätestens
seit der Aufnahme Tschechiens
in den Schengen-Raum am 21.
Dezember 2007 geändert.

Kontaktstelle und Netzwerk

Doch seien nicht nur die Pass-
kontrollen weggefallen, auch im
Miteinander zwischen Bayern,
Böhmen und Oberösterreichern
habe sich einiges verändert. Mit
über 200 Kooperationsmaßnah-
men und 1000 Begegnungs-
programmen habe sich die Eu-
regio „zu einer unverzichtbaren
Kontaktstelle und einem Netz-
werk für die Dreiländerregion“
entwickelt, meinte Müller, die
jedoch auch darauf hinwies,
dass ein Miteinander in Zeiten
der Globalisierung ohnehin un-
erlässlich sei. „Wir müssen Eu-
ropa nutzen, um die Region

nach vorne zu bringen.“ Dies
gelte im kulturellen, vor allem
aber im wirtschaftlichen Be-
reich. Österreich beispielsweise
habe mittlerweile die USA als
wichtigsten Handelspartner des
Freistaats Bayern abgelöst und
Tschechien wiederum stehe bei
den osteuropäischen Ländern an
zweiter Stelle. Die Grenzland-
kreise, so Müller, hätten ihre
Chancen zweifellos eindrucks-
voll genutzt, wie die niedrigen
Arbeitslosenquoten bewiesen.

Gleichwertige
Bedingungen schaffen

An die Adresse des ländli-
chen Raums gerichtet, plädierte
die Ministerin aber auch dafür,
sich gegen die Metropol-Regio-
nen rund um München und
Nürnberg zu behaupten. Es gel-
te, gleichwertige Bedingungen
zum Wohnen, Leben und Arbei-

ten zu schaffen. Unabdingbar
notwendig sei eine bessere In-
frastruktur für Straße, Schiene
und Wasser.

Sich als gemeinsame Region
verstehen und aufstellen – mit
diesem Appell warteten auch
Niederbayerns Regierungsprä-
sident Heinz Grunwald, Passaus
Landrat Franz Meyer, Chams
Landrat Theo Zellner als Präsi-
dent der Bayerischen Land-
kreistags, Oberösterreichs Wirt-
schaftslandesrat Viktor Sigl und
der tschechische Vize-Kultur-
minister Frantisek Mikes auf.
Ein Miteinander sei nötig, um
nicht zuletzt bei den von der EU
mit 169 Millionen Euro aufge-
legten, bis 2013 laufenden sog.
Ziel 3- bzw. Interreg IV-Pro-
grammen zum Zug zu kommen.

Ludwig Lankl
neuer Vorsitzender

In dieselbe Kerbe hieb der
neue Euregio-Vorsitzende und
Landrat von Freyung-Grafenau,
Ludwig Lankl. Als Nachfolger
von Alexander Muthmann
stimmte er die Vertreter der
mittlerweile 145 Euregio-Mit-
glieder aus Kommunen, Verei-
nen und Verbänden darauf ein,
gemeinsam „dieses Europa wei-
terbringen“ zu wollen. DK

Tourismusverband Fränkisches Seenland:

Erfolglose Suche
Gunzenhausen (fa) – Die einjährige Suche nach einem neuen
Geschäftsführer des Tourismusverbands Fränkisches Seenland
ist bisher ohne Erfolg geblieben. Es haben sich zwar 52 bewor-
ben, fünf sind in die engere Wahl gekommen, aber der Kandidat,
für den man sich entschieden hatte, hat vor kurzem abgesagt.

Landrat Franz Xaver Uhl stellt
sich darauf ein, dass ein Nachfol-
ger Hubert Henselmann (seinen
Vertrag hatte der Tourismusver-
band nach zwei Jahren nicht ver-
längert) so schnell nicht gefunden
werden kann. „Uns ist auch nicht
gedient, auf eine schnelle Ent-
scheidung zu drängen, denn es
nutzt niemandem, wenn die Sa-
che danebengeht.“ Uhl will jetzt
an zwei Persönlichkeiten heran-
treten, die nicht an der Ausschrei-
bung teilgenommen haben, um
sie abzuwerben. Das ist für ihn
der vorletzte Versuch, der letzte
ist die Einschaltung eines profes-
sionellen Unternehmensberaters,
von denen es zwei in Deutschland
gibt, die sich in der Tourismus-
wirtschaft bestens auskennen.

Wie der Landrat andeutete, will
er zur alten Regelung zurückkeh-
ren, wonach der Landkreis einen
Touristikmanager (früher: Kreis-
verkehrsamtsleiter) einstellt, der
dann auch für den Tourismusver-
band Fränkisches Seenland (ihm
gehören auch der Landkreis Roth
und neun Gemeinden aus dem
LandkreisAnsbach an) geschäfts-
führend tätig ist und die überörtli-
che Werbung macht. So war die
Konstellation unter dem erfolg-
reichen Kreisverkehrsamtsleiter
Horst Bieswanger, dem Vorgän-
ger von Henselmann.

„Andere Landkreise haben
zwei bis fünf Mitarbeiter in den

Bereichen Kultur/Touristik, bei
uns gibt es keine Stelle“, beklagt
Uhl. Er möchte daher, dass der
neue Geschäftsführer sich um alle
Kommunen im Kreis kümmert
und nicht nur um die „Seege-
meinden“. Der Landrat verkennt
die Leistungen der drei Mitarbei-
terinnen am Hafnermarkt in Gun-
zenhausen nicht, setzt aber auf ei-
nen „schlagkräftigen Mann oder
Frau“. „Konzeptionell wissen wir,
wo wir anpacken müssen, aber
wir brauchen auch die Person, die
das umsetzen muss.“ Uhl würde,
so lässt er durchblicken, auch ei-
nen kreativen Kopf (also einen Di-
plomgeographen oder Betriebs-
wirt/Tourismus) nehmen, der über
keine ausgeprägten Verwaltungs-
kenntnisse verfügt. Die eher ver-
waltungstechnischen Abläufe
könnten von einer „zweiten Kraft“
erledigt werden. Solche Leute ge-
be es im Landratsamt.

Franz Xaver Uhl, der als ehe-
maliger Geschäftsführer des Tou-
rismusverbands Naturpark Alt-
mühltal und Bürgermeister der
Fremdenverkehrsstadt Beilngries
ein Kenner der Materie ist, will
die Praxis anderer Gebiete über-
nehmen, denn: „In vielen Berei-
chen Frankens und auch im be-
nachbarten Donau-Ries-Kreis ist
es so, dass die Landkreise feder-
führend sind und einen Ge-
schäftsführer haben, der angren-
zende Bereiche mit betreut.“

Die Lächelzwerge kommen!
Mit einer betriebseigenen Kindertagesstätte, die der Bezirk
Oberbayern in Kooperation mit der Bayerischen Beteiligungs-
gesellschaft (BayBG) eingerichtet hat, setzt die kommunale
Behörde mit Lage in der Münchner Innenstadt ein Zeichen für
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

36 Kleinkinder im Alter von
bis zu drei Jahren haben ab Sep-
tember in der Kindertagesstätte
„Lächelzwerge“ einen Betreu-
ungsplatz. Der Bezirk Oberbay-
ern macht seinen Mitarbeitern
damit ein attraktives Angebot:
Kleinkindbetreuung in Arbeits-
platznähe bei bedarfsabhängi-
gen Öffnungszeiten von 6.30
Uhr bis 17.30 Uhr und mit der
Möglichkeit, diese auch Teilzeit

zu nutzen. Für den Bedarfsfall
sind zwei integrative Betreu-
ungsplätze vorhanden.

Der Nutzen liegt auf beiden
Seiten: Mitarbeiter mit Kindern
können rasch wieder in den Job
einsteigen und damit ihre Quali-
fikationen nutzen und weiter-
entwickeln. Der Bezirk Ober-
bayern hingegen muss nicht
längere Zeit auf qualifiziertes
Arbeitspersonal verzichten.


